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Indem ich die hier folgende Skizze zu einer schweizerischen 
Eisenbahnrechtsgeschichte der Öffentlichkeit übergebe, hoffe ich, 
weiteren Kreisen das Verständnis dafür erschliessen zu können, dass 
das schweizerische Eisenbahnrecht in der schweizerischen Politik 
sowohl, wie im Rechts- und wirtschaftlichen Leben unserer Nation 
allmählich eine solche Bedeutung erlangt hat, dass heute eine 
selbständige Darstellung desselben auf den hohen Schulen der 
Schweiz der cupidae legum inventuti gegenüber Pflicht ist. 

Diese Erkenntnis scheint aber noch sehr wenig verbreitet zu 
sein. Mit Ausnahme der Vorlesung, welche der jetzige Vorsteher 
des Eidg. Departements des Innern und Vizepräsident des Bundes- 
rates, Professor Dr. Louis Forrer, in der Zeit vom 3. November 
1902 bis 4. März 1903 an der bernischen juristischen Fakultät 
über schweizerisches Eisenbahnrecht gehalten hat,* wurde dieses 
Rechtsgebiet bisher an keiner der sechs schweizerischen Uni- 
versitäten als materia sui generis vorgetragen.* 

Und doch wird Jedermann, der Veranlassung hat, sich mit 
den die schweizerischen Eisenbahnunternehmungen betreffenden 
Rechtsverhältnissen näher abzugeben, sehr bald erfahren, dass 
nur eine auf systematischer Gliederung ruhende Verarbeitung 
der einschlägigen Vorschriften zu einer wirklichen geistigen Be- 
herrschung derselben befähigt. Ein gedrängter Rückblick auf die 
sechs Dezennien, aus denen sich die Bausteine zur Darstellung 



'In wieweit die von Prof. F. Meili an der Hochschule Zürich seit 1889 
wiederholt gehaltene Vorlesung über „das Eisenbahnrecht in vergleichender 
Darstellung" auf den Titel einer Vorlesung über „schweizerisches Eisenbahn- 
recht* Anspruch machen kann, ist mir nicht bekannt. 
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des geltenden Eisenbahnrechts der Schweiz zusammenfügen, 
ist geeignet, dies klar zu machen. 

Aus diesem Grunde habe ich das vorliegende Thema 
zum Gegenstand der Rede ausgewählt, mit welcher ich am 
29. April 1905 meine akademische Lehrtätigkeit, die ihren Aus- 
gangspunkt im schweizerischen und internationalen Eisenbahn- 
recht haben wird, eröffnet habe. 

Das im folgenden Dargestellte ist im wesentlichen der Inhalt 
dieser Rede. Indessen habe ich dieselbe bedeutend erweitert 
und namentlich nach zwei Seiten hin ergänzt. Um auch den 
Bedürfnissen des Praktikers tunlichst entgegenzukommen, habe 
ich alle wichtigem — in den amtlichen Sammlungen weit zer- 
streuten — Gesetze und Bundesbeschlüsse, welche die schweize- 
rischen Eisenbahnen betreffen, mit dem oflSziellen Titel und der 
Angabe des Standortes in Form von Anmerkungen angefügt. 
Ferner habe ich in dem Bestreben, der Gegenwart zu dienen, 
zu einigen Spezialfragen, welche gerade jetzt in weitern Kreisen 
diskutiert zu werden pflegen, Stellung genommen unter möglichster 
Richtigstellung in der Öffentlichkeit zirkulierender, irrtümlicher 
oder unklarer Anschauungen. 



Die Geschichte der schweizerischen Eisenbahngesetzgebung 
zerfällt in drei grosse Abschnitte: 

I. den Zeitraum von 1847—1872, beginnend mit den 
ersten Anfängen des schweizerischen Eisenbahnwesens, und en- 
digend mit dem Inkrafttreten des sogenannten zweiten Eisenbahn- 
gesetzes ; 

IL den Zeitraum von 1872—1898, mit dem eben ge- 
nannten Gesetze an der Spitze und dem sogenannten Rückkaufs- 
gesetz am Ende; und 

IIL den Zeitraum von 1898 bis zur Gegenwart 
(Frühjahr 1905), welcher mit dem Inkrafttreten des Rückkaufs- 
gesetzes einsetzt und seine Ausläufer in die Zukunft hinüber- 
sendet. 

Erster Hanptabn^cliiiitt« Die erste dieser drei 
grossen Entwieklungsperioden, umfassend die Jahre 1847 bis 
1872, zerfällt ihrerseits wieder in zwei Unterabschnitte: 



1. die eigentlichen Anfänge des schweizerischen 
Eisenbahnwesens bis zum 28. Juli 1852, von welchem 
Tage das „erste Eisenbahngesetz" datiert; und 

2. die zwanzig darauffolgenden Jahre, für welche 
dieses Gesetz massgebend blieb. 



1. Die Anfänge des schweizerischen Eisenbahnwesens 

diBcken sich mit der Schaffung des Objektes für eine schweize- 
rische Eisenbahngesetzgebung. Zum vollen Verständnis dieser 
erscheint es deshalb notwendig, jener kurz zu gedenken. Als 
äussern Zeitpunkt ihres Beginns wird man den 9. August 1847 
bezeichnen können, an welchem Tage die Bahn Zürich-Baden, die 
sogenannte Nordbahn, eröffnet worden ist, das schöne Werk des 
Zürchers Martin Escher-Hess. 

Professor Hilty vertritt in seinem, vor kurzem erschienenen 
Aufsatze über „die schweizerische Eisenbahnpolitik" die Ansicht, 
diese Bahn sei damals noch wenig ernsthaft genommen worden, 
und es scheine noch im Jahre 1848 kaum Jemand ernstlich ge- 
dacht zu haben, dass die Eisenbahnen ein so grossartiges Ver- 
kehrsmittel und ein wichtiger J'aktor auch für das politische 
Leben der Eidgenossenschaft werden könnten.* Dem gegenüber 
halte ich es für meine Pflicht, auf den Bericht hinzuweisen, 
welchen die Neue Zürcher Zeitung damals über die Einweihungs- 
feier gebracht hat, und welcher mit folgenden Worten schloss: 
„Kein Misston hat die Feier des Tages gestört; wohl aber sind 
die Teilnehmer, so sehr sonst viele derselben durch Alter, Lebens- 
verhältnisse, Überzeugungen und Anschauungsweise voneinander 
abweichen mögen, sich dessen recht bewusst geworden, dass 
solche Wege es sind, auf denen die Schweiz am ehesten Kraft 
und Einigkeit erlangen kann." Auch die Aargauische Regierung 
sprach in ihrem Dankschreiben an die Nordbahndirektion für 
die Teilnahme an den Eröffnungsfeierlichkeiten den Wunsch aus, 
es möchte das neue, äussere Verkehrsmittel, welches bereits 
den Aargau mit Zürich verbinde „mehr und mehr auch zur Innern 
Annäherung der schweizerischen Völkerschaften und Interessen 
dienen," womit die grossen Erwartungen, die man schon damals 
auf die weitere Entwicklung des Eisenbahnwesens für das da- 



'HUty a. a. 0. Seite 68; 69. 
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zumal so zerrüttete politische Leben der Schweiz setzte, sattsam 
erwiesen sein dürften. 

Bei dieser Entwicklung musste die Hauptarbeit zunächst 
von den Privaten und Kantonen verrichtet werden. Der Bund 
konnte schon aus konstitutionellen Gründen hiefür nichts von 
Belang tun. Am 6. August 1847, also nur drei Tage vor Er- 
öffnung der Nordbahn, hatte die Tagsatzung den Antrag Berns, 
aus militärischen Gründen von Bundes wegen dafür zu sorgen, 
dass bei Anlegung von Eisenbahnen in der Schweiz überall die 
gleiche, einheitliche Spurweite angenommen werde, wegen In- 
kompetenz, aus Abschied und Traktanden fallen lassen. Aber 
nicht nur konstitutionelle Hemmnisse, auch konfessionelle und 
politische Gegensätze machten dem Gesamtstaat eine tatkräftige 
Förderung des Eisenbahnwesens damals unmöglich. Keine 2 7? 
Monate dauerte es mehr, bis diese hochgespannten Gegensätze 
an ihrem Siedepunkt angelangt waren, und die entzweiten 
Brüder in Waffengewalt gegeneinander trieben. Im Sonderbunds- 
kriege wurde der innerlich schon längst morsche Staatenbund 
zu Grabe getragen und die Bahn freigelegt für den fester gefügten 
bundesstaatlichen Bau, der im wesentlichen heute noch unver- 
ändert fortbesteht. 

Diejenigen Männer, welche die Verfassung für diesen neuen 
Bund ausarbeiteten, erblickten offenbar in einer stärkern Be- 
tonung der volkswirtschaftlich-ökonomischen Aufgaben desselben 
ein geeignetes Mittel, die politischen und konfessionellen Ge- 
gensätze zunächst im Schach zu halten und später dauernd 
hinter die gemeinsamen wirtschaftlichen Ziele zurückzudrängen. 
Schon die Revisionskommission von 1847 stellte deshalb die 
Vorschrift auf: „Dem Bunde steht das Recht zu, im Interesse 
der Eidgenossenschaft oder eines grossen Teils derselben, auf 
Kosten der Eidgenossenschaft öffentliche Werke zu errichten 
oder die Errichtung derselben zu unterstützen," welche Vor- 
schrift als Art. 21 Abs. l in die 1848er Verfassung aufge- 
nommen,* und später gleichlautend als Abs. 1 des Art. 23 in 
die 1874er Verfassung übergegangen ist.^ In den'Abs. 2 und 3 
dieser Artikel wurde dann dem Bunde zu diesem Zwecke, und 
mit der Verpflichtung zu voller Entschädigung das Recht der 



' A. S. a. F. Bd. I, Seite 9. 
«A. S. n F. Bd. I, Seite 7—8. 
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Expropriation eingeräumt und die Befugnis zugesprochen, die 
Errichtung öffentlicher Werke zu untersagen, welche die mili- 
tärischen Interessen der Eidgenossenschaft verletzen würden. 
Aus der Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift kann bewiesen 
werden, dass man bei ihrer Aufstellung namentlich auch die 
Eisenbahnen im Auge gehabt hat. Der Art. 21 der Bundesver- 
fassung vom 12. September 1848 wird damit zur verfassungs- 
mässigen Grundlage und zum Ausgangspunkt für die gesamte 
Eisenbahngesetzgebung des Bundes. 

Auf den Antrag mehrerer Mitglieder des Nationalrates kam 
dann am 18. Dezember 1849 der erste Bundesbeschluss „die 
schweizerische Eisenbahnangelegenheit betreffend" zu stände,* 
der dem Bundesrate drei Aufträge erteilte. Der Bundesrat er- 
ledigte davon zuerst den an zweiter Stelle ausgesprochenen und 
unterbreitete der Bundesversammlung am 25. Februar 1850 den 
Entwurf zu einem Bundesgesetze „über Abtretung von Eigentum 
zur Errichtung öffentlicher Werke." Die Bundesversammlung 
erhob denselben nach nicht unwesentlicher Umarbeitung am 
1. Mai 1850 unter der veränderten Bezeichnung: „Bundesgesetz 
betreffend die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten" 
zum Gesetz, welches am 21. Mai gleichen Jahres in Kraft 
trat.« 

Dieses Expropriationsgesetz — dem französisch-belgischen 
System nachgebildet — gilt unverändert auch heute noch; einzig 
Art. 37 ist durch eine Novelle vom 18. Juli 1857 abgeändert.^ 
Für seine Handhabung sieht das Gesetz eine eidgenössische 
Schätzungskommission vor. Ein den diesbezüglichen Art. 28 
näher ausführendes Reglement vom 22. April 1854* ist heute 
überholt durch die Verordnung betreffend die eidgenössischen 



^Beschluss der Bundesyersammluiig die schweizerische Eisenbahnange- 
legenheit betreffend. A. S, a. F. Bd. I, Seite 286—287. 

2 Bundesgesetz betreffend die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privat- 
rechten. A. S. a. F. Bd. I, Seite 319—334; und Oetiker Nro. 20. 

'Bundesgesetz betreffend Abänderung des Art. 37 des Bundesgesetzes' 
.über die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten. A. S. a. F. Bd. V, 
Seite 568—569. 

* Reglement für die durch das Bundesgesetz vom 1. Mai 1850, betreffend 
die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten aufgestellten eidge- 
nössischen Schätzungkommissionen. A. S. a. F. Bd. IV, Seite 214—224; 
und Oetiker Nro. 21. 



10 

Schätzungskommissionen vom 25. Oktober 1902 * und das darauf- 
hin revidierte Reglement vom 5. Dezember 1902.* 

Das Expropriationsgesetz verpflichtet Jedermann, sein Ei- 
gentum, oder andere, auf unbewegliche Sachen bezügliche Eechte 
gegen volle Entschädigung abzutreten, soweit dies die öffentlichen 
Werke erforderlich machen, welche kraft des zitierten Art. 21 
der Bundesverfassung entweder vom Bunde selbst errichtet 
werden, oder infolge Beschlusses der Bundesversammlung das 
Expropriationsgesetz zu ihren Gunsten anzuwenden befugt sind. 
Ferner berechtigt es den Bundesrat, die Aufnahme von Plänen 
und die Vornahme von Aussteckungen mit Beziehung auf öffent- 
liche Werke, die im Interesse der Eidgenossenschaft oder eines 
grossen Teiles derselben liegen, anzuordnen oder zu gestatten, 
bevor noch die Bundesversammlung die Anwendung des Expro- 
priationsgesetzes auf ein solches beschlossen hat. Macht der 
Bundesrat von diesem Rechte Gebrauch, dann besteht für 
Jedermann die Pflicht, auf seinem Eigentum solche Vermessungen, 
Aussteckungen u. s. w. geschehen zu lassen, allerdings mit dem 
gleichzeitigen Recht auf vollen Ersatz des ihm hieraus erwach- 
senden Schadens. 

Die Beziehungen dieser Vorschriften zum Eisenbahnrecht 
und ihre weittragende Bedeutung für den Ausbau des schweize- 
rischen Eisenbahnnetzes erhellt aus Art. 6 des bald zu be- 
sprechenden, sogenannten ersten Eisenbahngesetzes von 1852, 
welcher bestimmt, dass dieselben „auf alle Eisenbahnen, welche 
im Gebiete der Eidgenossenschaft erstellt werden, Anwendung 
finden." 

Die zwei andern Petita des Bundesversammlungsbeschlusses 
vom 18. Dezember 1849 lauten: 

„Vorlage eines Planes zu einem allgemeinen schweizerischen 
Eisenbahnnetze unter Zuziehung unbeteiligter Experten zur Vor- 
nahme der technischen Vorarbeiten;" und 

„Vorlage von Gutachten und Anträgen, die Beteiligung des 
Bundes bei der Ausführung des schweizerischen Eisenbahnnetzes, 



* Verordnung betreffend die Organisation der eidgenössischen Schätzungs- 
kommissionen. A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 334—337; und Oetiker Nro. 43. 

* Revidiertes Reglement für die gemäss dem Bundesgesetze vom 1. Mai 
1850 betreffend die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten auf- 
gestellten eidgenössischen Schätzungskommissionen. A. S. n. F. Bd. XIX, 
Seite 370—378. 
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die Konzessionsbedingungen für den Fall der Erstellung der 
Eisenbahnen durch Privatgesellschaften u. s. w. betreffend." 

Der Bundesrat vernahm darüber, wie das schweizerische 
Eisenbahnnetz technisch zu veranlagen sei, die beiden englischen 
Ingenieure Henry Swinburne und Robert Stephenson; dagegen 
betraute er zwei Inländer, Ratsherr Geigy von Basel und In- 
genieur Ziegler von Winterthur mit der Ausarbeitung eines 
finanziellen Gutachtens. Zur nähern Orientierung über diese, 
im einzelnen recht interessanten Vorarbeiten verweise ich auf 
die in der Übersicht der von mir benützten Literatur genannten 
Schriften von W. Speiser und Fr. Volmar, diese Anfänge des 
schweizerischen Eisenbahnwesens betreffend, sowie auch auf das 
dort ebenfalls zitierte, 1902 erschienene, vorzügliche Buch von 
Robert Herold, aus dem ich besonders reiche Belehrung ge- 
schöpft habe. 

Hier ist lediglich zu erwähnen, dass der Bundesrat, als er 
mit Botschaft vom 7. April 1851 .sein Eisenbahnprojekt der 
Bundesversammlung vorlegte, sich in technischer Beziehung 
ganz auf den Stephenson-Swinburn'schen, und im übrigen, in 
der Hauptsache, auf den von Ratsherr Geigy befürworteten 
Boden stellte : Er schlug Staatsbau mit Zinsengarantie und Be- 
teiligung an der Verwaltung seitens des Bundes sowohl, wie der 
von den einzelnen Eisenbahnlinien durchschnittenen Kantone vor. 

Damit war die grosse Frage, ob Staatsbau, ob Privatbau, 
ofl&ziell in Fluss gebracht. In der nationalrätlichen Eisenbahn- 
kommission, welche nun zunächst hiezu Stellung zu nehmen 
hatte, fand sich eine Mehrheit von 6 Mitgliedern, welche eben- 
falls den Staatsbau wollte. An ihrer Spitze marschierte der ge- 
wiegteste Vorkämpfer des Staatsbaues, der Berner Jakob Stämpfli, 
welcher nachmals in den Jahren 1856 und 1862 den Bundes- 
präsidentenstuhl innegehabt hat^ ihr Bericht bildet eine glän- 
zende Apologie des Staatsbaues. Allein ihr stand eine Kom- 
missionsminderheit gegenüber, welche dem Privatbau das Wort 
redete, und von dem einflussreichen Nationalratspräsidenten 
Dr. Alfred Escher aus Zürich geführt wurde. 

Im Nationalrat selbst wurde sofort, ohne irgend welche 
allgemeine Diskussion, mit 69 gegen 22 Stimmen das Eintreten 
in den Minderheitsentwurf beschlossen, welchem Beschluss sich 
auch der Ständerat mit 33 Stimmen anschloss. Der Minderheits- 
entwurf wurde demgemäss durchberaten, und mit, im wesent- 
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liehen nur wenigen Abweichungen, unterm 28. Juli 1852 unter 
dem Titel: „Bundesgesetz über den Bau und Betrieb von Eisen- 
bahnen im Gebiete der Eidgenossenschaft" zum Gesetz erhoben.* 

Auf eine Besprechung des Inhaltes dieses ersten Eisenbahn- 
gesetzes glaube ich an dieser Stelle verzichten zu können, denn 
dessen Hauptbestimmungen sind im Jahre 1872 auch in das 
zweite Eisenbahngesetz hinübergenommen worden; sie werden 
deshalb, so weit ihre Erörterung nicht überhaupt einer syste- 
matischen Darstellung des geltenden Eisenbahnrechtes vorbe- 
halten bleiben rauss, bei der Besprechung dieses Gesetzes ge- 
bührend gewürdigt werden. Hier sei lediglich Art. 1 erwähnt, 
welcher lautet: „Der Bau und Betrieb von Eisenbahnen im 
Gebiete der Eidgenossenschalt bleibt den Kantonen, bezw. der 
Privattätigkeit überlassen." Ein bündiger Verzicht des Bundes 
auf den Staatsbau, und im wesentlichen die Überlassung des 
Eisenbahnwesens an die Kantone und Privaten! 

Oft und scharf ist dieser Entscheid in der Folge verurteilt 
worden. Auch Prof. Hilty sagt in seinem erwähnten Aufsatz 
über die schweizerische Eisenbahnpolitik: „Man kann heute zwei- 
felhaft sein, ob dieser Entscheid der richtige gewesen sei."^ Da- 
bei macht es aber ganz den Eindruck, der Verfasser bedaure ihn, 
denn er knüpft daran die Betrachtung, dass der Schweizer — 
long i se rösoudre — meist erst durch Schaden klug werden 
müsse, um schliesslich auf den rechten Weg zurückzukommen. 
Ich vermag diese Beurteilung des ersten Eisenbahngesetzes 
nicht zu teilen, halte vielmehr dafür, es sei dasselbe das natur- 
gemässe Produkt seiner Zeit. 

Es ist zu bedenken, dass erst 4 Jahre verstrichen waren, 
seit die konfessionell entzweiten Brüder aus dem Sonderbund 
zurückgekehrt, ihre Waffen niedergelegt hatten. Noch standen 
die politischen Gegensätze im Vordergrund, und die neu ge- 
schaffene Centralgewalt war noch nicht die feste Burg, von 
welcher aus die Durchführung des Staatsbaues und Staats- 
betriebes nach einheitlichen und rein volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten möglich erschien. Die noch lebendige Präpon- 
deranz der Kantone liess diese weitere Centralisation ebenfalls 
nicht zu ; und auch mit den allgemein volkswirtschaftlichen An- 



•A. S. a. F. Bd. m, Seite 170—176. 
«a. a. 0. Seite 70-71. 
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scbaaungen dieser Epoche befand sich das Postulat des Staats- 
baues im denkbar schärfsten Widerspruch. Die Manchesterschule, 
welche dem freiesten Individualismus, dem durch keinen staat- 
lichen Zwang gehemmten, freien Spiel der Kräfte auch auf 
wirtschaftlichem Gebiet das Wort redet, hatte nicht nur in 
ihrem ürsprungslande in den glänzenden Erfolgen der anti- 
corn-law-league, in der Wahl Cobdens und Brightons ins Par- 
lament, und in dem endlichen, von Sir Robert Peel selbst be- 
antragten Sturz der Navigationsakte (1849) soeben ihre höchsten 
Triumphe gefeiert. Die zwei schweizerischen Zollgesetze vom 
30. Juni 1849 und 27. August 1851, und die auf Grund derselben 
abgeschlossenen Handelsverträge beweisen, dass auch die da- 
malige Schweiz im Banne des Manchestertumes stand. Für das 
Eisenbahnwesen ergab sich hieraus als praktische Konsequenz 
die Überlassung von Bau und Betrieb der Eisenbahnen an die 
Privattätigkeit. Die enorme Entwicklung, welche das schwei- 
zerische Eisenbahnwesen unter der Herrschaft dieses Gesetzes, 
in den Jahren 1852—1872 genommen hat, beweist, dass die 
Bundesversammlung mit dem Erlass das Zeitgemässe, und damit 
das Richtige, getroffen hat. 

2. Es ist naturgemäss, dass die 20 Jahre, während 
welchen dieses Gesetz, das auf dem Grundsatze aufgebaut 
war, dass der freien Konkurrenz des Einzelnen möglichst wenig 
Fesseln angelegt werden sollen, in Kraft verblieb, an allge- 
meinen, gesetzlichen Erlassen arm ist. 

Das Eisenbahnrecht dieser Epoche ruht deshalb in der 
Hauptsache auf den Konzessionen, die nach Anleitung des 
Art. 2 des Eisenbahngesetzes von den Kantonen erteilt und 
vom Bunde genehmigt wurden. Dabei war dieses Bundes- 
genehmigungsrecht rein formell, denn — dem Geiste der 
Manchesterschule treu -- statuierte der Art. 7 des Eisenbahn- 
gesetzes die Pflicht des Bundes, seine Genehmigung stets aus- 
zusprechen, wenn nicht durch die Erstellung der betreffenden 
Bahn die militärischen Interessen der Eidgenossenschaft verletzt 
werden. Es galt, die Privatinitiative möglichst zu erwärmen! 

Aus dem gleichen Streben erklären sich auch die, in fast 
allen Konzessionen vorkommenden sogenannten Vorzugs- und 
Ausschlussrechte. Es wurde nämlich regelmässig in den, von den 
Kantonen erteilten und vom Bunde genehmigten Konzessionen 
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entweder dem Konzessionär die Zusicherung abgegeben, dass er 
im Falle der Konzessionierung von Zweigbahnen bei Stellung 
gleich günstiger Bedingungen vor jedem andern Gesuchsteller 
den Vorzug haben solle; oder aber, die Konzedenten tiberbanden 
sich selbst die Verpflichtung, sei es für eine bestimmte Zeit- 
dauer, sei es auf unbestimmte Zeit hinaus, keine benachbarte 
Eisenbahn selbst zu bauen oder zu konzessionieren, in welchem 
Falle man dann von einem Ausschlussrecht des Konzessionars 
zu sprechen pflegte. Dass dadurch eine innerlich nicht gerecht- 
fertigte, faktische Monopolstellung der zuerst entstandenen Eisen- 
bahngesellschaften geschaffen wurde, leuchtet ein. 

Auch die in Art. G des Eisenbahngesetzes statuierte, und 
bereits erwähnte, generelle Anwendung des eidgenössischen 
Expropriationsgesetzes auf alle im Gebiete der Eidgenossen- 
schaft zu erstellenden Eisenbahnen sollte natürlich ebenfalls 
der Förderung des Eisenbahnbaues dienen. 

Die schweizerischen Eisenbahnkonzessionen kann man, so- 
wohl bezüglich der sie erteilenden Behörde, als auch hingesehen 
auf ihren Inhalt, in zwei grosse Gruppen einteilen : alte, und neue 
Konzessionen. Alle auf den hier in Frage stehenden Zeitraum 
entfallenden Konzessionen gehören zur Gruppe der sogenannten 
alten. Sie wurden erteilt von den Kantonen, und wichen inhalt- 
lich im einzelnen stark voneinander ab. Die neuen Konzessionen 
dagegen werden auf Grund des zweiten Eisenbahngesetzes vom 
Bunde erteilt und sind inhaltlich nach einem einheitlichen Schema, 
der sogenannten Normalkonzession * gebildet, welche zum ersten- 
mal bei der Konzessionierung der Konolfingen-Thunbahn, am 
17. September 1873, zur Verwendung gekommen ist.* Immerhin 
stimmen auch die alten Konzessionen in zwei Punkten materiell 
unter einander überein, welche für die weitere Entwicklung 
festgehalten werden müssen. In ihnen allen wurden durch den 
Bundesgenehmigungsbeschluss ausdrücklich die Bestimmungen des 
Eisenbahngesetzes vorbehalten, darunter insbesondere auch der 
sogenannte Interventionsartikel (Art. 17), welcher der Bundesver- 
sammlung das Recht einräumte, überall da, wo ein Kanton die Be- 



* Vgl. hierüber die Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung 
betreffend Form und Inhalt der neu zu erteilenden Eisenbahnkonzessionen 
vom 10. Juli 1873. B. Bl. 1873, II, Seite 1145—1170; und auch Oetiker Nro. 7. 

* Bundesbeschluss betreffend die Konzession für eine Eisenbahn von Thun 
nach Konolfingen. E. A. S. n. F. Bd. I, Seite 137-143. 



15 

willigung zur Erstellung einer im Interesse der Eidgenossenschaft 
oder eines grossen Teils derselben liegenden Eisenbahn auf seinem 
Gebiete verweigerte, ohne selbst die Erstellung derselben zu tiber- 
nehmen, oder, wo ein Kanton sonst den Bau oder den Betrieb 
einer solchen Bahn in erheblichem Masse erschwerte, massgebend 
einzuschreiten, und von sich aus das Erforderliche zu verfügen. 
Femer wurde vom Bund konsequent darauf gehalten, dass in allen 
Konzessionen des Rechts des Bundes gedacht wurde, die konzessio- 
nierten Eisenbahnen gegen Entschädigung nach fest bestimmten 
Zeitabschnitten zurück zti erwerben. Endlich wurde regelmässig 
auch der Spezialgerichtsstand eines Schiedsgerichtes zur Ent- 
scheidung von Streitigkeiten über die zu leistende Rückkauf s- 
entschädigung vorgesehen, eine Bestimmung, welche sich meines 
Erachtens aus dem berechtigten Bestreben erklärt, die Beurteilung 
dieser Frage über die engen kantonalen Grenzen hinaus zu heben. 

Von den eigentlichen, die Eisenbahnen betreffenden gesetz- 
lichen Erlassen aus diesem Abschnitte sind am ältesten die Art. 
67 und 68 des Bundesgesetzes über das Bundesstrafrecht vom 
4. Februar 1853, welche die Straf Vorschriften für die schuldhafte 
Beschädigung und Gefährdung der Eisenbahnzüge durch das 
Publikum, Beamte und Angestellte feststellen.* Ein Bundesbe- 
schluss vom 5. Juni 1902 betreffend die Revision des Art. 67 
des Bundesstrafrechts hat das delictum commune der Eisenbahn- 
gefährdung neu umschrieben ; Art. 68 ist dagegen in bezug auf 
die Eisenbahnen auch heute noch unverändert in Kraft.^ 

Ein wertvolles Privilegium erhielten die schweizerischen 
Bahnen durch den Bundesbeschluss vom 19. Juli 1854, durch 
welchen der Art. 3 des Eisenbahngesetzes dahin abgeändert 
wurde, dass sowohl die Anzahl derjenigen Gegenstände, welche 
vom Auslande für den Eisenbahnbau zollfrei bezogen werden 
können, vergrössert wurde, wie auch die Zahl derjenigen, welche 
zwar von inländischen Fabriken für schweizerische Eisenbahnen 
geliefert werden, jedoch diese Fabriken zur zollfreien Einfuhr 
der für solche Fabrikate notwendigen Rohstoffe aus dem Aus- 



* Bundesgesetz über das Bundesstrafrecht der schweizerischen Eidge- 
nossenschaft Art. 67 und 68. A. S. a. F. Bd.. III, Seite 425; und Oetiker 
Nro. 36. 

* Bundesbeschluss betreifend Revision von Art. 67 des Bundesgesetzes 
vom 4. Februar 1853 über das Bundesstrafrecht. A. S. n. F. Bd. XIX, 
Seite 253—254. 
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land berechtigen.* Dieses Privileg, zunächst nur auf 10 Jahre 
erteilt, wurde durch Bundesbeschluss vom 9. Juli 1864 auf eine 
weitere Zeitdauer von 10 Jahren, bis, zum 19. Juli 1874 ver- 
längert.' Dagegen hob dann — was des Zusammenhanges 
halber gleich hier angefügt sein mag, obschon es eigentlich nicht 
mehr in diesen Abschnitt gehört — der Bundesbeschluss be- 
treffend Zollvergütungen für Eisenbahnmaterialien vom 10. Ok- 
tober 1874 die vordem gewährten Zollbefreiungen in der bis- 
herigen Ausdehnung für die Zukunft auf, und erneuerte dieselben 
nur noch in bezug auf Eisenbahnschienen, die für die erste 
Anlage bestimmt sind, auf weitere 10 Jahre.^ Doch wurde 
dann in der Folge eine Tarifierung zollpflichtiger Gegenstände 
für Eisenbahnbetrieb und Eisenbahnbauten vorgenommen, durch 
welche derartigen Gegenständen wiederum eine Vorzugsbehand- 
lung zugesichert wurde. Hierauf beziehen sich ausser dem so- 
eben genannten Beschluss vom 10. Oktober 1874, ein eben sol- 
cher vom 24. Dezember 1874^ und eine Verordnung vom 22. 
Januar 1875.* Für Schienen, welche für die erste Anlage einer 
vom Bund konzessionierten Eisenbahnlinie bestimmt sind, wurde 
das Zollbefreiungsprivileg in der Folge regelmässig von 10 zu 
10 Jahren erneuert;® letztmals geschah dies durch Beschluss 
der eidgenössischen Räte vom 23. Dezember 1904.' Da dabei 
das bisherige Beschlussschema zu Grunde gelegt worden ist, und 
somit das Gesetz lediglich von Schienen erstmaliger Anlage 



^Bundesbeschluss betreffend Abänderung des Art. 3 des Bandesgesetzes 
über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen im Gebiete der Eidgenossen- 
schaft. A. S. a. F. Bd. IV, Seite 248—249. 

* Bundesbeschluss betreffend Verlängerung der Frist für die den schwei- 
zerischen Eisenbahngesellschaften auf der Einfuhr verschiedener Eisenbahn- 
materialien gewährten Zollvergünstigungen. A. S. a. F. Bd. VIII, Seite 94/95. 

'Bundesbeschluss betreffend Zollvergünstigungen für Eisenbahnmateri- 
alien. A. S. n. F. Bd. I, Seite 239—240. 

4 Bundesbeschluss betreffend die Verzollung von Eisenbahnmaterialien. 
A. S. n. F. Bd. I, Seite 457—459. 

* Verordnung über Verzollung von Eisenbahnmaterial. A. S. n. F. Bd. I, 
Seite 460—467. 

«Vgl. die Bundesbeschlüsse betreffend Zollbefreiung für Schienen zur 
ersten Anlage von Eisenbahnen vom 26. April 1887 in A. S. n. F. Bd. X, 
Seite 122/123 und 8. Juni 1895 in A. S. n. F. Bd. XV, Seite 278-279 und 
dazu die Verordnung betreffend die gleiche Frage, ibid. Seite 280—282. 

^Bundesbeschluss betreffend Zollbefreiung für Schienen zur ersten An- 
lage von Eisenbahnen. A. S. n. F. Bd. XXI, Seite 177—179. 
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einer vom Bunde konzessionierten Eisenbahn spricht, so 
wird angenomtnen werden müssen, der Bund selbst werde beim 
weitern Ausbau des Netzes der verstaatlichten und deshalb von 
einer Konzessionierung im hergebrachten Sinne befreiten Bahnen 
nicht im Falle sein, sich bezüglich seiner Neubauten auf dieses 
Privileg berufen zu können. 

Weitere gesetzgeberische Massnahmen aus der 1852er Pe- 
riode sind : die Verordnung über die technische Einheit im Eisen- 
bahnwesen vom 9. August 1854,* der Bundesbeschluss betreffend 
die Anschlussverhältnisse der schweizerischen Eisenbahnen vom 
30. Juli 1858,* in Verbindung mit dem Bundesratsbeschluss den 
gleichen Gegenstand betreffend vom 11. August 1858,^ und der 
Bundesbeschluss vom 24. Juli 1868, durch welchen die amtliche 
Eisenbahnstatistik, welche jetzt regelmässig einen stattlichen 
Band pro anno veröffentlicht, ins Leben gerufen worden ist.^ 

Der Genehmigung der Bundesversammlung bedurften auch 
die zwischen der Eidgenossenschaft einerseits, und dem König- 
reich Italien, beziehungsweise dem deutschen Reiche anderseits 
abgeschlossenen Verträge vom 15. Oktober 1869 und 28. Oktober 
1871 über den Bau und Betrieb der Gotthardbahn ; dieselbe 
wurde unterm 22. Juli 1870 beziehungsweise 31. Oktober 1871 
ausgesprochen.* Lediglich eine Folge dieses Genehmigungsbe- 
schlusses war dann, von einigen andern, hier nicht namhaft zu 
machenden Beschlüssen abgesehen, auch der Bundesbeschluss vom 
2. März 1872, durch den der Bundesrat ermächtigt wurde, auf 
dem Departement des Innern (Abteilung Bauwesen), einen In- 
spektor der Gotthardbahnbauten anzustellen,® der mit der Kon- 



^ Verordnung: über die technische Einheit im schweizerischen Eisenbahn- 
wesen. A. S. a. F. Bd. IV, Seite 327—330. 

^Bundesbeschluss über den Gesetzesentwurf des Bundesrats, betreffend die 
Anschlussverhältnisse der schweizerischen Eisenbahnen. A. S. a. F. Bd. VI, 
Seite 51-52. 

^Bundesbeschluss betreffend die Anschlussverhältnisse der schweize- 
rischen Eisenbahnen. A. S. a. F. Bd. VI, Seite 74—75. 

* Bundesbeschluss betreffend die Veröffentlichung der Statistik der 
schweizerischen Eisenbahnen. E. A. S. a. F. Bd. VI, Seite 56. 

5 Bundesbeschluss betreffend den Vertrag mit Italien vom 15. Oktober 
1869 über die Erstellung einer Alpenbahn durch den St. Gotthard. A. S. a. F. 
Bd. X, Seite 230—232 und ibid. Seite 586-587. 

* Bundesbeschluss betreffend die Stelle eines Inspektors der Gotthard- 
bauten. A. S. a. F. Bd. X, Seite 728—729. 

WiedemanD, Ei8CDl)ahntre8etzgebang. 2 
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trolle über die vertragsmässige Ausführung des Gotthardbahn- 
baues betraut wurde. Dieses Gotthardbahnbauinspektorat bildete 
die erste Etappe auf dem Wege zur Schaffung des heutigen 
Post- und Eisenbahndepartementes, das unterm 21. August 1878 
eingerichtet worden ist.* 

Die grossen Privatgesellschaften tiberzogen inzwischen die 
gesamte Schweiz mit einem ausgebreiteten Eisenbahnnetz. In 
gleichem Masse, wie sich dieses Bahnnetz erweiterte, wuchs 
aber auch der Konkurrenzkampf zwischen diesen Gesellschaften. 
Ihr Bestreben, die materiellen Vorteile^ welche die neuen Ver- 
kehrsadern abwarfen, schonungslos nur der eigenen Unterneh- 
mung zu sichern, zeitigte gegen Ende der 60er Jahre Früchte, 
die die grossen Gefahren, welche ein k outrance durchgebildetes 
Manchestersystem für das Gedeihen der Allgemeinheit im Ge- 
folge führt, immer offenbarer machten. Und die Kantone ver- 
mochten diese, der Allgemeinheit drohenden Gefahren, nicht mehr 
zu beschwören. Deshalb sahen sie es nicht ungern, als die 
Bundesversammlung bei der Beratung der bundesrätlichen Be- 
richterstattung über die Geschäftsführung im Departement des 
Innern unterm 24. Juli 1869 beschloss: „Der Bundesrat wird 
eingeladen, der Bundesversammlung Bericht und Antrag darüber 
vorzulegen, in welcher Weise dem Bunde in bezug auf den 
Betrieb der Eisenbahnen weitere Befugnisse eingeräumt werden 
könnend 

Aus eigenen Kräften versuchten übrigens die Kantone alles 
Mögliche, um die ihnen über den Kopf wachsenden „Eisenbahn- 
barone'' in ihre Botmässigkeit zurückzuzwingen. Von der öffent- 
lichen Meinung gedeckt, begannen sie ihre Eisenbahnhoheits- 
rechte den bestehenden Unternehmungen gegenüber mit einer 
bisher völlig unbekannten Strenge zu handhaben, und wo neue 
Konzessionserteilungen in Frage kamen, gingen sie offensichtlich 
darauf aus, ihren speziellen kantonalen Interessen möglichst viele 
Vorteile zu sichern. Dieser ihr politischer Kleinbetrieb bildete 
einen so ausgesprochenen Gegensatz zu dem wirtschaftlichen 
Grossbetrieb der bestehenden Eisenbahnunternehmungen, dass 



1 Bundesbeschlusß über die Organisation und den Geschäftsgang des 
Bundesrates. Art. 22. A. S. n. F. Bd. III, Seite 487. 

«Bundesbeschloss betreffend die Geschäftsführung des Bundesrates und 
des Bundesgerichts im Jahre 1868, sowie der Staatsrechnung vom gleichen 
Jahre. Departement des Innern, Ziffer 7. A. S. a. F. Bd. IX, Seite 876. 
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diese Ihrerseits das Gefühl hatten, durch die Kantone über Ge- 
bühr belastet zu sein und schliesslich selbst den Bund um Schutz 
hiergegen angingen. Sie werden sich dabei kaum bewusst ge- 
wesen sein, dass sie mif diesem Interventionsgesuch selbst den 
Bankerott der Manchestertheorie, die alle und jede staatliche 
Intervention perhorresziert, eingestanden, und doch kamen sie 
eben durch diesen Schritt jener neuem Anschauung entgegen, 
welche, auf die Pflicht des Staates zur Intervention zu gunsten 
des wirtschaftlich Schwächern abstellend, die weitgehendste 
staatliche Regelung auch des wirtschaftlichen Lebens der Nation 
gutheisst, und stiessen sich so selbst den Boden unter den Füs- 
sen weg, auf welchen ihre ganze Existenz aufgebaut war. 

Doch herrschte auch in der Schweiz noch immer der indivi- 
dualistische Zeitgeist vor. Als der Bundesrat unterm 16. Juni 
1871 dem Auftrage vom 24. Juli 1869 nachkam, und der Bun- 
desversammlung den Entwurf zu einem neuen Eisenbahngesetz 
vorlegte, basierte er diesen, gleich dem 1852er Gesetz, auf den 
Privatbau. Überhaupt ging er in diesem Entwurf keineswegs 
auf epochemachende Neuerungen aus, sondern richtete sein Haupt- 
augenmerk auf die Erreichung grösserer Einheitlichkeit in be- 
zug auf das bereits Bestehende. Demgemäss liess er es sich an- 
gelegen sein, eine grosse Eeihe rechtlicher Abmachungen, welche 
bisher in die einzelnen Konzessionen aufgenommen worden wa- 
ren, in dem neuen Gesetze selbst festzulegen.* 

Die eidgenössischen Räte erachteten in ihrer tiberwiegenden 
Mehrheit die Sanierung des Privatbahnsystems auf centralisti- 
scher Grundlage für das Zeitgemässe, und erhoben dement- 
sprechend den bundesrätlichen Entwurf am 23. Dezember 1872 
unter dem Titel: „Bundesgesetz über den Bau und Betrieb der 
Eisenbahnen auf dem Gebiete der schweizerischen Eidgenossen* 
Schaft" zum Gesetz. 

Dieses sogenannte zweite Eisenbahngesetz stellt sich 
dementsprechend im grossen und ganzen als Bestätigung der 
Prinzipien des 1852er Gesetzes dar. Den veränderten politischen 
Verhältnissen entsprechend, schaffte es indessen in einem Punkte 
neuen Boden. Das Vertrauen in die Centralgewalt hatte seit 



' Bundesgesetz Über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen auf dem Ge- 
biete der schweizerischen Eidgenossenschaft. A. S. a. F» Bd. XI, Seite 1-*19; 
und Oetiker Nro. 2. 
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1852 grosse Fortschritte gemacht. In Eisenbahnsachen kam 
dies nun in der Weise zum Ausdruck, dass in Zukunft nicht 
mehr, wie bisher, die Kantone konzessionierten und der Bund 
nur genehmigte, sondern vielmehr jetzt die Eisenbahnhoheit in 
die Hände des Bundes abgegeben wurde. Art. 1 bestimmt dem- 
gemäss: „Für den Bau und Betrieb von Eisenbahnen auf schwei- 
zerischem Gebiet ist in jedem einzelnen Falle eine staatliche 
Konzession erforderlich. Die Erteilung derartiger Konzessionen, 
sowie die Erneuerung von solchen, die bisher von den Kantonen 
erteilt worden sind, ist von jetzt an Sache des Bundes, jedoch 
unter Mitwirkung der beteiligten Kantone bei den vorbereitenden 
Verhandlungen.'' 

Das zweite Eisenbahngesetz gilt heute noch. Einige be- 
sonders wichtige Bestimmungen desselben verdienen, als Grund- 
lage für das Folgende, an dieser Stelle hervorgehoben zu werden. 

Die generelle Vorschrift des 1852er Gesetzes, dass das 
Expropriationsgesetz auf alle schweizerischen Eisenbahnen an- 
wendbar sei, wurde in Art. 12 in neuer, der neuen Sachlage 
angepasster Formulierung beibehalten. 

Neu aufgestellt wurde Art. 24, welcher den Bundesbehörden 
das Recht einräumt, die Eisenbahnen und das ganze Betriebs- 
material derselben für die Zwecke der Landesverteidigung in 
Anspruch zu nehmen, und beliebig darüber zu verfügen; natürlich 
unter Schadloshaltung der einzelnen Eisenbahn Verwaltungen durch 
den Bund. Aber auch für die Friedenszeiten wurde die sogenannte 
„Eisenbahnsouveränität ** der Privatbahnen gebrochen. DerBundes- 
rat ist befugt, von denselben die Anlage eines zweiten Geleises, die 
Eröffnung neuer Stationen oder Erweiterung bisheriger, sowie 
andere derartige Verbesserungen zu fordern, wo dieselben aus 
dem Gesichtspunkt der Sicherheit des Bahnbetriebes und erwei- 
terter Verkehrsbedtirfnisse notwendig werden. Den von einem 
derartigen Entscheide Betroffenen steht ein Rekursrecht an die 
Bundesversammlung zu, welch' letztere nach Prüfung aller hiebei 
in Betracht kommenden Verhältnisse entscheidet. 

Lehrreich ist das weitere Schicksal der früher erwähnten 
Ausschluss- und Vorzugsrechte. Die Art. 3 Abs. l und 6 Abs. 1 
des Gesetzes untersagen es dem Bund, in neu zu erteilenden 
Konzessionen irgendwelche Ausschluss- und Vorzugsrechte ein- 
zuräumen. Damit waren alle in der Zukunft erst zu schaffenden 
Prioritäts- und Ausschlussrechte perhorresziert. Wie aber ver- 
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hielt es sich mit denjenigen, welche in den durch die Kantone 
erteilten und vom Bunde genehmigten Konzessionen schon in 
der Vergangenheit geschaffen worden waren ? Die Abs. 2 und 3 
des Art. 6, welche die Vorschriften ^ur Entscheidung dieser 
Frage abgeben sollten, erschienen wenig klar. Infolgedessen 
brachte Nationalrat Dubs im September 1873 die Motion ein, 
es sollen neue Eisenbahnkonzessionen und Erneuerung ablaufender 
Konzessionen, sowie Bewilligungen von Konzessionsübertragungen 
und Fusionen, nur unter der Bedingung erteilt werden, dass die be- 
treffenden Gesellschaften binnen einer, vom Bundesrat festzu- . 
setzenden Frist auf alle ihnen noch zustehenden Prioritätsrechte 
Verzicht leisten. Allein die Bundesversammlung hielt diese Motion 
für gegenstandslos und beschloss unterm 19. Oktober 1874 Nicht- 
eintreten in dieselbe. * Die Bundesversammlung hielt nämlich dafür, 
die von den Kantonen eingeräumten Prioritätsrechte verpflichten 
nur diese, nicht dagegen den Bund. Mit dem Übergang des vollen 
Konzessionierungsrechtes auf den Bund seien dieselben gegen- 
standslos geworden, denn nach der frühem Eisenbahn gesetz- 
gebung des Bundes seien sie nicht in den Bereich der Prüfung und 
Genehmigung durch den Bund gefallen-, die jetzige Bundeseisenbahn- 
gesetzgebung aber enthalte keine Bestimmung, welche die volle 
Konzessionsbefugnis des Bundes in Eisenbahnsachen beschränke. 
Dass diese fadenscheinige Argumentation und kühne Hand- 
habung des neuen Gesetzes von selten der Betroffenen unwider- 
sprochen blieb, erklärt sich meines Erachtens nur daraus, dass 
dieselben selbst dafür hielten, diese antisozialen Privilegien haben 
sich innerlich überlebt, und seien durch die veränderten Ver- 
hältnisse überholt. Nur aus dieser Überlegung wird verständlich, 
warum man es seitens der Interessenten, wie im Publikum, nicht 
als Verstoss gegen die bona fides empfand, wenn es der Bund 
für zweckdienlich erachtete, den in den Konzessionen ausge- 
sprochenen Vorbehalt über die Verbindlichkeit der jeweiligen 
Eisenbahngesetzgebung für die Konzessionare als Steigbügel zu 
benützen, um sich über die, von den Kantonen, d. h. seinen 
EecUtsvorgängern in der Eisenbahnhoheit den Konzessionaren 
feierlich zugestandenen Prioritätsrechte hinweg zu schwingen. 
Viel mag dabei auch der Umstand mitgewirkt haben, dass beider- 



^ Bundesbeschluss betreffend die sogenannten Prioritätsrechte der Inhaber 
von Eisenbahnkonzessionen. A. S. n. F. Bd. I, Seite 191—192. 
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seits keine weittragenden, finanziellen Interessen auf dem Spiele 
standen. Bei der Besprechung der rückkaufvorbereitenden Ge- 
setze wird ein Fall anzuführen sein, wo der Bund in ganz ähn- 
licher Weise vorgegangen ist, obschon dort die tatsächlichen 
Voraussetzungen ganz andere waren. 

Zur Beruhigung der Föderalisten, wie der Manchesterleute 
wurde in Art. 3 des zweiten Eisenbahngesetzes ausdrücklich 
versprochen, der Bund werde im allgemeinen die Eisenbahnver- 
bindungen zu entwickeln und zu vermehren suchen, und dabei ins- 
besondere den Bestrebungen im Osten, Zentrum und Westen der 
Schweiz für einen Alpenübergang möglichste Förderung angedeihen 
lassen. Ferner wurde ihm das Recht eingeräumt, eine Konzession 
auch gegen die Einsprache eines Kantons zu erteilen. Dem be- 
teiligten Kantone bleibt in einem solchen Fall lediglich das 
Recht vorbehalten, auf Grund der erteilten Konzession den Bau 
und Betrieb der Linie auf dem eigenen Kantonsgebiet selbst zu 
übernehmen. 

Der gleichen Tendenz, den weitern Ausbau des schweize- 
rischen Netzes durch das Privatkapital nach Möglichkeit zu sichern, 
wird schliesslich auch der Abs, 2 des Art. 3 entsprungen sein, 
welcher unter Hinweis auf den früher erwähnten Art. 21 der 
1848er Bundesverfassung bestimmt: „Die Bundesversammlung 
kann die Konzessionierung einer Eisenbahn verweigern, welche 
die militärischen Interessen der Eidgenossenschaft verletzt." Ich 
lege diese Bestimmung dahin aus, dass dadurch die Befugnis zur 
Konzessionsverweigerung in gleicher Weise, wie durch den 
Art. 7 des ersten Eisenbahngesetzes auf den einzigen Fall der 
Verletzung militärischer Interessen der Eidgenossenschaft be- 
schränkt werden sollte. Ich werde am Schluss des III. Haupt- 
abschnittes Veranlassung haben, auf diesen Punkt des nähern 
einzugehen, worauf hier verwiesen wird. 

Soviel über den Inhalt des zweiten Eisenbahngesetzes, welches 
den Beginn des 

iiRwelteii Haiiptabselinlttes der schweizerischen 

Eisenbahngesetzgebung markiert, der die Jahre 1872—1898 
umfasst. Seinen Anfang mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nehmend, entwickelt er sich über 25 Jahre, und endigt mit der 
Annahme, beziehungsweise dem Inkrafttreten des sogenannten 
Rückkauf sgesetzes vom 15. Oktober 1897. 
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Im Unterschied zum ersten Hauptabschnitt sind die gesetz- 
lichen Erlasse in diesem Abschnitt zahlreich, rief doch schon 
das zweite Eisenbahngesetz, sollte dasselbe die von ihm er- 
wartete, wohltätige Wirkung auf die Eisenbahnverhältnisse im 
allgemeinen ausüben, den Bund zu reicher gesetzgeberischer 
Tätigkeit auf. 

Die Grundlage für eine solche wurde nun noch durch die 
revidierte Bundesverfassung vom 29. Mai 1874 wesentlich er- 
weitert, denn diese brachte den neuen Art. 26, welcher die Ge- 
setzgebung über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen aus- 
drücklich und generell zur Bundessache erklärt.* 

Die zahlreichen, auf dieser doppelten Grundlage, dem zweiten 
Eisenbahngesetz einerseits, und dem Art. 26 der Bundesverfassung 
anderseits, erlassenen Gesetze, lassen sich folgendermassen grup- 
pieren : 

1. die eigentlichen Ausführungsgesetze zum zweiten Eisenbahn- 
gesetz ; 

*2. die den Rückkauf vorbereitenden Gesetze; und 

3. das Rückkaufsgesetz selbst. 

Die Ausführungsgesetze zum zweiten Eisenbahngesetz zer- 
fallen ihrerseits wiederum in zwei Unterabteilungen, je nach- 
dem sie: 

a. die Regelung des Verhältnisses der Eisenbahnen zum 
Publikum; oder aber 

b. die Regelung der Innern Angelegenheiten der Eisenbahnen 
betreffen. 

Die das Verhältnis der Eisenbahnen zum Publikum be- 
treffenden gesetzlichen Massnahmen der Bundesversammlung 
scheiden sich endlich nach ihrer Tragweite noch weiter in 

a. General Vorschriften, welche für alle schweizerischen Eisen- 
bahnen verbindlich sind; und 

ß. Spezialerlasse, welche nur einzelne Bahnunternehmungen 
betreffen, und die Bedeutung von Hilfeleistungen an in finanzielle 
Schwierigkeiten geratene Unternehmungen haben. 

Folgendes sind 

1. die hauptsächlichsten Ausführungsgesetze zum 
zweiten Eisenbahngesetz, die 



^A. S. u. F. Bd. I, Seite 8 und Oetiker Nro. 1. 
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a. das Verhältnis der Eisenbahnen zum Publikum 
regeln, und 

a. als generelle Normen alle Unternehmungen zu treffen 
bestimmt sind: 

Der Bundesbeschluss vom 19. Oktober 1874, welcher, wie 
bereits erwähnt, die Frage des Weiterbestandes bisheriger Priori- 
tätsrechte in verneinendem Sinne erledigt hat.* . 

Die näheren Ausführungsbestimmungen in bezug auf die 
ebenfalls bereits erwähnten, im Interesse der Landesverteidigung 
den Bundesbehörden übertragenen Befugnisse in Eisenbahnsachen 
wurden in dieser Epoche in der Militärorganisation vom 13. No- 
vember 1874 Art. 206—215, 2, 29 und 72« und in den bundes- 
rätlichen Verordnungen, Beschlüssen und Reglementen vom 
11. Januar 1875,3 3. November 1885,* 27. August 1886;* 18. April 
1891,« 4. März 1892,' 16. Oktober 1894« und 12. Januar 1897» 
niedergelegt. 

Lediglich zu erinnern ist auch an die mehrfachen Bundes- 
beschlüsse und bundesrätlichen Verordnungen, durch welche* die 
den Eisenbahnen bisher zugestandenen Zollprivilegien eine teil- 
weise Einschränkung erfahren haben.*® 



1 Siehe Seite 21 Note I. 

* Militärorganisatiou der schweizerischen Eidgenossenschaft. -A. S. n. F. 
Bd. I, Seite 315—317, 257, 265, 281; und Oetiker Nro. 19. 

3 Verordnung über die Militärtransporte auf Eisenbahnen. A. S. n. F. 
Bd. I, Seite 228—232. 

* Reglement über Militärtransporte auf Eisenbahnen und Dampfschiffen. 
A. S. n. F. Bd. VIII, Seite 366—419; dazu Anhang: Tarif, ibid. Seite 420—423. 

'Bundesbeschluss betreffend Abänderung b., des Anhangs zum 

Reglement für Militärtransporte auf Eisenbahnen und Dampfschiffen. Tarif. 
A. S. n. F. Bd. IX, Seite 261—265. 

*Bundesratsbeschluss betreffend Ausgabe eines Nachtrages I zum Regle- 
ment über Militärtransporte auf Eisenbahnen und Dampfschiffen. Tarif. A. 
S. n. F. Bd. XII, Seite 90—97. 

^Verordnung über das Territorial- und Etappenwesen und über den 
Kriegsbetrieb der Eisenbahnen bei einer allgemeinen Truppenaufstellung. 
A. S. n. F. Bd. XII, Seite 668-679. 

^Reglement über Militärtrausporte auf Eisenbahnen und Dampfschiffen. 
A. S. n. F. Bd. XIV, Seite 457-512. 

•Bundesratsbeschlusa betreffend Ergänzung von Art. 97 des Reglements 
über die Militärtransporte auf Eisenbahnen und Dampfschiffen. A. S. n. F. 
Bd. XVI, Seite 6. 

*" Siehe Seite 16 Noten 3—6. 
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Die dringenste Aufgabe, welcher sich im übrigen die Bundes- 
behörden gegenüber sahen, war die objektive Feststellung der 
nähern Bedingungen für die Konzessionserteilung. Dies geschah 
zunächst durch eine diesbezügliche Verordnung des Bundesrates 
vom 20. Februar 1873,* welche dann aber schon unterm 1. Februar 
1875 durch die allgemeine und besser durchgearbeitete Verord- 
nung zum Eisenbahngesetz ersetzt wurde.' 

Die Konzessionsform selbst wurde nun ebenfalls einheitlich 
gestaltet, indem — wie schon früher hervorgehoben worden 
ist — das Konzessionsschema, welches am 17. September 1873 
bei der Konzessionierung der Konolfingen-Thunbahn verwendet 
worden war* als sogenannte Normalkonzession allen später zu 
konzedierenden Bahnen — bis zum Jahre 1886 sogar wörtlich 
gleich — zu Grunde gelegt wurde. Die in dieser Weise gebildete 
Gruppe der „neuen" Konzessionen unterscheidet sich von der 
früher besprochenen der „alten" namentlich in 2 Punkten. Es 
wird in diesen Konzessionen stets in Art. 1 ausdrücklich fest- 
gestellt, dass die jeweiligen Bundesgesetze, wie auch alle übrigen 
Vorschriften der Bundesbehörden über den Bau und Betrieb der 
schweizerischen Eisenbahnen jederzeit genaue Beachtung zu 
finden haben. Ferner wird der Rückkaufs vorbehält in verschie- 
denen Punkten, auf welche hier näher einzutreten, zu weit führen 
würde, zu gunsten des Bundes abgeändert. Erwähnt sei dies- 
bezüglich nur, dass als erster möglicher Rückkaufstermin ein- 
heitlich der I. Mai 1903 eingeführt wird, und dass die Rückkaufs- 
entschädigung, vorausgesetzt, dass der Rückkauf bis 1. Mai 1918 
rechtskräftig werde, auf den 25fachen Wert des durchschnitt- 
lichen Reinertrages derjenigen 10 Jahre, die dem Zeitpunkt, in 
welchem der Rückkauf der Gesellschaft notifiziert wird, unmittelbar 
vorangehen, festgesetzt wird, immerhin mit der Beschränkung, 
dass die Entschädigungssumme nicht weniger, als die nachge- 
wiesenen erstmaligen Anlagekosten der bestehenden Einrichtungen, 
abzüglich Erneuerungs- und Reservefonds, betragen dürfe. 



* Verordnung betreffend die erforderlichen Nachweise bei Gesuchen um 
Eisenbahnkonzessionen, sowie die vor und nach dem Bau konzedierter Eisen- 
bahnen einzureichenden Pläne und Dokumente. A. S. a. F. Bd. XI, Seite 132 
bis 141. 

2 Verordnung zum Bundesgesetz vom 23. Dezember 1872 über den Bau und 
Betrieb der Eisenbahnen. A. S. n. F. Bd. I, Seite 241— 255; und Oetiker Nro. 3 

3 Siehe Seite 14 Noten 1 und 2. 
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Von den erlassenen Gesetzen ist wichtig das sogenannte 
Verpfändungs- und Zwangsliquidationsgesetz vom 24. Juni 1874.* 

Wünscht eine Eisenbahn, sei es zur Versicherung bereits 
bestehender Schuldverpflichtungen, sei es zur Sicherung für ein 
Anleihen, das zur Vollendung, Verbesserung oder Erweiterung 
der Bahn, zur Vermehrung des Betriebsmateriales, zur Abzahlung 
von Schulden oder zu irgend einem andern, das Unternehmen 
fördernden Zweck benützt wird, entweder ihr ganzes Netz, oder 
auch nur* einzelne Linien desselben als Pfand zu bestellen, so 
hat sie hiezu nach den Vorschriften dieses Gesetzes die Be- 
willigung des Bundesrates nötig. Dieses Pfandbestellungsbegehren 
muss im Bundesblatt bekannt gemacht werden, und die Pfand- 
bestellung ist erst zu bewilligen, wenn eine angemessene Ein- 
spruchsfrist unbenutzt abgelaufen, oder aber die erhobene Ein- 
sprache erledigt ist. Die bewilligte Pfandbestellung, wie übrigens 
auch alle, beim Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden Pfand- 
rechte sind in das neu geschaffene, beim eidgenössischen Post- 
und Eisenbahndepartement geführte Pfandbuch einzutragen. 

Die Zwangsliquidation der Eisenbahnen, gleichviel ob sie 
auf Begehren der Gläubiger, auf die Insolvenzerklärung der 
Eisenbahngesellschaft selbst, oder aber wegen Verwirkung der 
Konzession (Eisenbahngesetz Art. 13 Abs. 4 und Art. 28) er- 
folgt, wird dagegen vom Bundesgericht angeordnet, und unter 
seiner Leitung und Aufsicht von einem Masseverwalter oder 
Steigerungskommissär durchgeführt. 

Das Verpfändungs- beziehungsweise Liquidationsgesetz hat 
auch gegenüber den Bestimmungen des Obligationenrechts über 
freiwillige Verpfändung, und des Bundesgesetzes über Schuld- 
betreibung und Konkurs seine Selbständigkeit bewahrt und gilt 
deshalb, mit den dasselbe ergänzenden bundesrätlichen Erlassen 
vom 17. September 1874,'^ 6. April 1877,» 23. Juli 1878,* und 



* Bundesgesetz über die Verpfändung und Zwangsliquidation der Eisen- 
bahnen auf dem Gebiete der schweizerischen Eidgenossenschaft. A. S. n. F. 
Bd. I, Seite 121—133, und Oetiker Nro. 33. 

* Verordnung betreffend Einrichtung und Führung des Pfandbuches über 
die Verpfändung von Eisenbahnen. A. S. n. F. Bd. I, Seite 108—115; und 
Oetiker Nro. 34. 

'Bundesratsbeschluss betreffend die Pfandbuchgebühren. A. S. n. F. 
Bd. III, Seite 122—123. 

* Bundesratsbeschluss betreffend die Pfandbuchgebühren. A. S. n. F. 
Bd. III, Seite 456-457. 
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22. Januar 1879,* welche das Nähere in bezug auf das Pfand- 
buch und die Pfandbuchgebühren festsetzen, auch heute noch. 
Nur zwei neuere Gesetze haben dasselbe in einzelnen Punkten 
modifiziert und ergänzt: das Bundesgesetz betreffend Sicher- 
stellung der Kranken-, ünterstützungs-, Pensions- und Ersparnis- 
kassen der Eisenbahnangestellten, sowie der von letztern ge- 
leisteten Kautionen vom 20. Dezember 1878* und das Bundes- 
gesetz betreffend die Sicherstellung der Vergütungen aus dem 
direkten Verkehr der Eisenbahnen und aus der Mitbenützung 
von Bahnhöfen und Bahnstrecken vom 2. Juli 1880,^ welche 
beiden Gesetze die Sonderbehandlung bestimmter Vermögens- 
massen, speziell für den Konkursfall, näher regeln. 

Mit dem Verpfändungs- und Zwangsliquidationsgesetz ge- 
hört eng zusammen das Eisenbahntransportgesetz vom 20. März 
1875.^ In diesem Gesetz wurde in der Hauptsache das schwei- 
zerische Eisenbahnprivatrecht, soweit wenigstens Privatrechts- 
verhältnisse in Frage kommen, die im Transportvertrag wur- 
zeln und auf die Beförderung von Personen, Reisegepäck, und 
Güter Bezug haben, niedergelegt. Eine wichtige Ergänzung 
seines Inhalts bildet das von sämtlichen schweizerischen Eisen- 
bahnen vereinbarte und vom Bundesrat unterm 9. Juni 1876 
genehmigte Transportreglement,* das die Vorschriften des 
Transportgesetzes in manchen Punkten näher ausführt, und 
insbesondere auch nach der Seite der Instruktion an das 
Eisenbahn-Personal hin ergänzt.^ Für den der schweizerischen 
Eisenbahnen sich Bedienenden wird dieses Reglement dadurch 



^Nachtrag zur Verordnung betreffend Einrichtung und Führung des 
Pfandbuches über die Verpfändung von Eisenbahnen. A. S. n. F. Bd. IV, 
Seite 10—11. 

* Bundesgesetz betreffend Sicherstellung der Krankenunterstützungs-, 
Pensions-, Depositen- und Ersparniskassen der Eisenbahnangestellten, sowie 
der von letztern geleisteten Kautionen. A S. n. Ff Bd. IV, Seite 51—52. 

* Bundesgesetz betreffend Sicherstellung der Vergütungen aus dem 
direkten Verkehr der Eisenbahnen und aus der Mitbenutzung von Bahnhöfen 
und Bahnstrecken. A. S. n. F. Bd. V, Seite 225—227. 

* Bundesgesetz betreffend den Transport auf Eisenbahnen. A. S. n. F. 
Bd. I, Seite 682—712. 

5 Transportreglement der schweizerischen Eisenbahnen, gültig vom 1. Juli 
1876 an. A. S. n. F. Bd. II, Seite 205—274. 

"Bundesratsbeschluss betreffend das Transportreglement der schweize- 
rischen Eisenbahnen. A. S. n. F. Bd. II, Seite 203—204. 
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verbindlich, dass angenommen wird, Jedermann, der sich einer 
dieser Bahnen bediene, kenne dessen Bestimmungen und unter- 
ziehe sich bei Abschluss des Transportvertrages denselben, 
wodurch sie zu einer pars legis contractus werden. Transport- 
gesetz sowohl, wie Transportreglement haben ihre Geltung nicht 
eingebüsst, als einige Jahre später, am 1. Januar 1883, das 
schweizerische Obligationenrecht in Kraft trat. Dieses behielt 
vielmehr den, die Frachtverträge der Eisenbahnen betreffenden 
Spezialgesetzen in seinem Art. 466 die weitere Geltung aus- 
drücklich vor. Der 17. Titel des Obligationenrechtes, handelnd 
vom Frachtvertrag, hat deshalb lediglich subsidiäre Geltung. 

Am I.Januar 1893 trat dann aber das unterm 14. Oktober 1890 
zwischen Deutschland, der Schweiz, Frankreich, Belgien, Luxem- 
burg, Italien, den Niederlanden, Österreich-Ungani und Russland 
abgeschlossene,* und von der Bundesversammlung unterm 17. April 
1891 genehmigte^ Internationale Übereinkommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr in Kraft, welches für alle Vertragsstaaten in 
bezug auf diejenigen Güter, welche auf Grund des darin vorgese- 
henen durchgehenden Frachtbriefes aus dem Gebiete eines der 
vertragschliessenden Staaten in das Gebiet eines andern Vertrags- 
staates auf den dem Vertrage unterworfenen Eisenbahnstrecken 
befördert werden, einheitliches Recht schuf. Gleich hier sei an- 
geführt, dass die sämtlichen Vertragsstaaten unterm 20. September 
1893 eine wichtige, den Beitritt auch anderer Staaten zum Über- 
einkommen ermöglichende Zusatzerklärung vereinbart haben,^ und 
dass auf dieselbe gestützt seither Dänemark (28. August 1897) ^ 
und Rumänien (25. Juni 1904) ^ beigetreten sind. 



^Internationales tTbereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkelir zwi- 
schen der Schweiz, Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, 
den Niederlanden, Österreich-Ungarn, einschliesslich Lichtenstein, und Russ- 
land. A. S. n. F. Bd. XIII, Seite 61—145; und Oetiker Nro. 41 und 41a— 41e. 

* Bundesbeschluss betreffend das Internationale Übereinkommen über den 
Eisenbahnfrachtverkehr. A. S. n. F. Bd. Xltl, Seite 59-60. 

5 Zusatzerklärung zur Internationalen Übereinkunft vom 14. Oktober 1890 
über den Eisenbahnfrachtverkehr. A. S. n. F. Bd. XVI, Seite 42—43, und 
dazu Bundesbeschluss betreffend Genehmigung dieser Zusatzerklärung, ibid. 
Seite 40—41 ; siehe auch Oetiker Nro. 41 f. 

* Beitritt von Dänemark zum Internationalen Übereinkommen vom 14. Okto- 
ber 1890 über den Eisenbahnfrachtverkehr. A. S. n. F. Bd. XVI, Seite 214—216. 

^ Beitritt von Rumänien zum Internationalen Übereinkommen vom 14. Ok- 
tober 1890 über den Eisenbahnfrachtverkehr. A. S. n. F. Bd. XX, Seite 65—67. 
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Der Abschluss dieser internationalen Konvention machte die 
Ersetzung des alten Transportgesetzes und Transportreglementes 
notwendig. Zuerst wurde unterm 1. August 1891 das alte Trans- 
portreglement neu ausgegeben.* Hernach schritt man zur Revision 
des Trarisportgesetzes selbst und schuf das jetzt noch geltende, 
den Transport auf Eisenbahnen und Dampfschiffen betreffende 
Bundesgesetz vom 20. März 1893,^ samt entsprechender Voll- 
ziehungsverordnung vom 11. Dezember 1893.^ Vom gleichen 
Tage, 11. Dezember 1893, datiert auch das mit dem neuen 
Transportgesetz in Übereinstimmung gebrachte neue Transport- 
reglement,^ das an die Stelle des alten Transportreglements in 
der Ausgabe vom 1. August 1891 und des zu diesem ergangenen 
Nachtrages vom 2. Dezember 1892* trat. In der Hauptsache 
hat es bis heute Geltung behalten, ist aber seither durch eine 
Reihe von Nachträgen ergänzt worden, von welchen ein I. Anhang 
vom 11. Dezember 1894* und drei Nachträge: Nro. I von eben 
diesem Tage,' Nro. II vom 19. November 1895,® und Nro. III vom 
12. Dezember 1896" in diesen Abschnitt gehören. 



^ Transportreglement der schweizerischen Eisenbahnen, gültig vom 
1. August 1891 an. A. S. n. F. Bd. XII, Seite 182—295. 

* Bundesgesetz betreffend den Transport auf Eisenbahnen und Dampf- 
schiffen. A. S. n. F. Bd. XIII, Seite 644—682; und Oetiker Nro 22. 

3 Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz betreffend den Transport 
auf Eisenbahnen und Dampfschiffen. A. S. n. F. Bd. XIII, Seite 756—761 ; und 
Oetiker Nro. 23. 

4 Transportreglement der schweizerischen Eisenbahn- und Dampfschiff- 
unternehmungen. A. S. n. F. Bd. XIII, Seite 762—856, gültig vom 1 . Januar 
1894 an; Anlagen I— X, Seite 857— 824^; und Oetiker Nro. 24. 

*I. Nachtrag zum Transportreglement der schweizerischen Eisenbahnen ; 
gültig vom 1. Januar 1893 an. A. S. n. F. Bd. XIII, Seite 194—195. 

® Anhang I zum Transportreglement der schweizerischen EJisenbahn- 
und Dampf schiffuntemehmungen vom 1. Januar 1894, enthaltend Zusammen- 
stellung der vom Bundesrate einzelnen Transportuntemehmungen bewilligten 
Abweichungen von den Bestimmungen des Transportreglements ; ausgegeben 
den 1. Januar 1895. A. S. n. F. Bd. XIV, Seite 528—542; und Oetiker Nro. 25. 

^I. Nachtrag zum Transportreglement der schweizerischen Eisenbahn- 
und Dampfschiffunternehmungen vom 1. Januar 1894. A. S. n. F. Bd. XIV, 
Seite 543—550 gültig vom 1. Januar 1895 an; dazu Anlage XI ibid. Seite 551 
bis 552. 

^11. Nachtrag zum Transportreglement etc., gültig vom 1. Januar 1896 
an, A. S. n. F. Bd. XV, Seite 325—327. 

'III. Nachtrag zum Transportreglement etc., gültig vom 1. März 1897 
an; A. S. n F. Bd XVI, Seite 1-5. 
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Ebenfalls das Eisenbahnprivatrecht beschlägt auch das Eisen- 
bahnhaftpflichtgesetz, welches unterm 1. Juli 1 875 erlassen worden/ 
und gleichfalls bis in die Gegenwart in Kraft verblieben ist. Erst 
ganz neuerdings, am 28. März 1905 haben die eidgenössischen 
Räte in Erledigung der, schon unterm 15. März 1893 eingebrachten 
und nach dem an erster Stelle Unterzeichneten, damals noch im 
Nationalrat sitzenden, seither aber längst in den Bundesrat tiber- 
getretenen Dr. Brenner benannten Motion, an dessen Stelle das 
neue Bundesgesetz betreffend die Haftpflicht der Eisenbahn- und 
Dampfschiffahrtsunternehmungen und der Post gesetzt.* 

Weitere, in diese Gruppe gehörende gesetzliche Erlasse 
sind: das für die Landwirtschaft und Industrie besonders be- 
deutsame Bundesgesetz über die Rechtsverhältnisse der Ver- 
bindungsgeleise zwischen dem schweizerischen Eisenbahnnetz 
und gewerblichen Anstalten vom 19. Dezember 1874,^ die Ver- 
ordnung des Bundesrates betreffend die technische Einheit im 
Eisenbahnwesen vom 14. Januar 1887,^ durch welche die ältere, 
den gleichen Gegenstand betreffend Verordnung vom 9. August 
1854 bis auf einige wenige Artikel aufgehoben wurde ;5 ferner 
das Bundesgesetz betreffend Handhabung der Bahnpolizei vom 
18. Februar 1878® und der Bundesbeschluss betreffend das Tarif- 
wesen der schweizerischen Eisenbahnen vom 19. Dezember 1884, 
durch welchen der Bundesrat unter Bezugnahme auf den Art. 
35 des zweiten Eisenbahngesetzes eingeladen wurde, auf grössere 
Einheit im Tarifwesen, insbesondere auf Einführung des soge- 
nannten Reformtarifes bei allen Bahnen hinzuwirken.^ 



'Bundesgesetz betreifend die Haftpflicht der Eisenbahn- und Dampf- 
schiifahrtunternehmungen bei Tötungen und Verletzungen. A. S. n. F. Bd. I, 
Seite 787—791; und Oetiker Nro. 29. 

«Siehe Seite 97 Note 1. 

3A. S. n. F. Bd. I, Seite 488—493; und Oetiker Nro. 8. 

*A. S. n, F. Bd. X, 68--76; und Oetiker Nro. 39. 

^Vgl. auch den Bundesratsbeschluss betreifend das Lichtraumproiil für 
die schweizerischen Normalspurbahnen; vom 13. Dezember 1894. E. A. S. n. 
F. Bd. XIII, Seite 235—236, welcher zu den bereits aufgehobenen Art. 1, 2, 
10 — 12, 14 — 16 und 18 auch noch die Art. 5 — 7 und 9 aufgehoben hat, so 
dass" heute von der 1854er Verordnung nur noch die Art. 3, 4, 8, 13 und 
17 Gültigkeit haben. 

«Bundesgesetz betreffend Handhabung der Bahnpolizei. A. S. n. F. 
Bd. III, Seite 422—427 ; und Oetiker Nro. 37. 

^Bundesbeschluss betreffend das Tarif wesen der schweizerischen Eisen- 
bahnen. A. S. n. F. Bd. VII, Seite 779—781. 
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Wie bereits hervorgehoben, ist der Grossteil dieser Gesetze 
auch heute noch in Kraft. Sie enthalten durchgängig allgemeine, 
insbesondere das Eisenbahnprivat- und Eisenbahnstrafrecht be- 
schlagende Rechtsnormen, welche auch heute noch die unter sie 
fallenden, sich stets erneuernden Tatbestände, zu regieren be- 
stimmt sind. Eine systematische Darstellung des geltenden 
schweizerischen Eisenbahnrechts hat sich deshalb zu einem 
guten Teil auf ihren Inhalt aufzubauen. 

Ganz anders die nunmehr zu betrachtende Gruppe von Aus- 
führungsgesetzen zum zweiten Eisenbahngesetz. Auch sie regeln 
das Verhältnis der Eisenbahnen zum Publikum ; allein sie haben 
keinen generellen Inhalt und betreffen keineswegs alle Bahnen. 
Sie sind vielmehr: 

ß. Spezial erlasse des Bundes, welche den Charakter von 
Verwaltungsbeschlüssen haben und sich in der einmaligen Re- 
gelung bestimmter, bei einzelnen Bahnuntemehmungen gegebenen 
Verumständungen erschöpfen. Es fallen diesbezüglich in Betracht 
die Gesetze und gesetzes vertretenden Beschlüsse der Bundes- 
versammlung in Sachen der Rekonstruktion der Gotthardbahn- 
unternehmung, des Nordostbahnmoratoriums, und der National- 
bahngarantieschuld. Sie alle haben, obschon sie einzelne Ausläufer 
bis in die Gegenwart hinübersenden, ihrer Natur nach lediglich 
Bedeutung für die schweizerische Eisenbahnrechtsgeschichte. 

Zu Anfang der 1870er Jahre machte sich in der Schweiz 
eine fort und fort zunehmende Eisenbahnkrisis geltend. Dieselbe 
nahm in dem Augenblick einen erschreckenden Umfang an, als 
die Kunde durchs Land lief, das Gotthardbahnunternehmen könne 
mit den 187 Millionen, zu denen sich die Kontrahenten bei Be- 
gründung desselben verpflichtet hatten,* nicht zu Ende geführt 
werden, sondern benötige noch weitere 102 Millionen, also im 



Italien 45 Mill., Deutschland 20 MilL, die Schweiz 20 Mill., Obligationen- 
kapital 68 MilL, Aktienkapital 34 Mill., total 187 Mill. 

Vgl. Vertrag zwischen der Schweiz und Italien betreifend den Bau und 
Betrieb einer Gotthard-Eisenbahn. A. S. a. F. Bd. X, Seite 555 - 557 ; Bundes- 
beschluss betreifend den Vertrag mit Italien vom 15. Oktober 1869 über die 
ErsteUung einer Alpenbahn durch den St. Gotthard vom 22. Juli 1870, ibid. 
Seite 230—232; Übereinkunft zwischen der Schweiz, Deutschland und Italien 
betreffend den Beitritt des deutschen Reichs zu dem zwischen der Schweiz 
und Italien am 15. Oktober 1869 abgeschlossenen Vertrage betreffend den 
Bau einer Gotthardbahn, abgeschlossen am 28. Oktober 1871, ibid. Seite 
583-586, und dazu ibid. Seite 321—322, 441 und 578—582. 
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ganzen 289 Millionen. Die Situation war um so kritischer, als 
einerseits sowohl Italien, wie Deutschland sich in der Zusatz- 
übereinkunft vom 12. März 1878* (genehmigt durch Bundes- 
beschluss vom 22. August 1878),* nur noch zu je 10 Millionen 
Subsidien verstanden, und anderseits die direkt interessierten 
Landesteile der Schweiz, gleich der Grosszahl der Mitglieder 
der Bundesversammlung in der Opposition gegen die reich ge- 
wordenen „Eisenbahnbarone" so weit gingen, dass von dieser 
Seite nur äusserst geringe Unterstützung erwartet werden durfte. 
Nur der äussersten Kraftanstrengung der damals ebenfalls finan- 
ziell zerrütteten Central- und Nordostbahnunternehmungen und 
der ausserordentlichen Energie . des damaligen Chefs des eid- 
genössischen Post- und Eisenbahndepartements, Bundesrat Emil 
Welti, ist es zu verdanken, dass dann doch nach langen und 
erregten Debatten, am 22. August 1878 das Bundesgesetz be- 
trelFend Gewährung von Subsidien für Alpenbahnen ^ zu stände 
kam, welches die Befreiung aus dieser misslichen Lage brachte. 
Der Bund bewilligte durch dasselbe den am Gotthardbähnunter- 
nehmen beteiligten Kantonen 47« Millionen mit der Verpflichtung, 
diese Summe an die von der Schweiz übernommene Nachsub- 
vention auszurichten. Ferner hatten diese Kantone von sich 
aus weitere 2, und die Central- und Nordostbahn zusammen 
IV2 Millionen hinzuzufügen. So kamen schliesslich, nachdem die 
Gesellschaft ihrerseits das Gesellschaftskapital um 12 Millionen 
erhöht hatte, die 40 Millionen zusammen, auf welche, nach sehr 
erheblicher Beschneidung des Bauprogrammes, das Defizit hatte 
reduziert werden können. Der Bund hatte aber, um diese weit- 
gehende Hülfeleistung zu Gunsten der Central- und Südschweiz 
durchzubringen im Art. 5 des Alpenbahnsubsidiengesetzes auch 
die weitere Zusicherung abgeben müs3en, dass eine gleiche Sub- 
vention von je 4V2 Millionen, wie sie hier den am Gotthard- 
bahnunternehmen beteiligten Kantonen ausbezahlt wurde, später 



* Zusatzvertrag zu dem am 15. Oktober 1869 zwischen der Schweiz und 
Italien abgeschlossenen Vertrage betreffend den Bau und Betrieb einer 
Gotthardeisenbahn. A. S. n. F. Bd. IV, Seite 169—183. 

'Bundesbeschluss betreffend Ratifikation der Zusatzkonvention über den 
Bau und Betrieb einer Eisenbahn durch den St. Gotthard. A. S. n. F. Bd. IV, 
Seite 167-168. 

'Bundesgesetz betreffend Gewährung von Subsidien für Alpenbahnen. 
A. S. n. F. Bd. IV, Seite 1—4. 
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denjenigen Kantonen ausgerichtet werde, die sich an einer, dem 
Art. 3 des zweiten Eisenbahngesetzes entsprechenden Alpenbahn 
im Osten oder Westen der Schweiz finanziell beteiligen werden. 

In Ausführung dieser letztern Verpflichtung hat die Bundesver- 
sammlung unterm 27. April 1887 den Kantonen Freiburg, Waadt 
und Wallis, sowie „denjenigen, welche sich allenfalls ferner mit 
Subventionen am Simplonunternehmen beteiligen werden" (Bern, 
Neuenburg und Genf) 4V2 Millionen Subsidien für den Simplon- 
durchstich zugesprochen,* deren nähere Auszahlungsmodalitäten der 
Bundesbeschluss vom 30. Juni 1898 im einzelnen festgestellt hat.^ 

Dagegen wurde, was zur Verhütung von Missverständnissen 
schon hier hervorgehoben sein mag, der Bundesbeschluss vom 
30. Juni 1898,^ durch welchen dem Kanton Graubünden zum Zwecke 
des Ausbaues seines Schmalspurnetzes 8 Millionen Subsidien be- 
willigt wurden, nicht auf das Alpenbahnsubsidiengesetz gestützt, 
sondern lediglich auf Art. 23 der Bundesverfassung, welcher die 
Subventionierung öffentlicher Werke im allgemeinen vorsieht. 

Als weitere Massnahme, das Gotthardbahnunternehmen 
möglichst unverkürzt zu Ende zu führen, hat auch noch der 
Bundesbeschluss betreffend die Ermächtigung des Bundesrates 
zum Abschluss eines Vertrages mit Italien über gemeinsame 
Subventionierung der Monte Cenerelinie vom 20. Juni 1879 zu 
gelten, durch welchen die Eidgenossenschaft verpflichtet wurde, 
zum Bau dieser Linie 3 weitere Millionen beizutragen, wovon 2 
vom Bund und 1 vom Kanton Tessin übernommen worden sind.* 

Neben der Gotthardbahnunternehmung war es die einst so 
blühend gewesene Nordostbahn, die von der Eisenbahnkrisis- 
besonders stark betroffen wurde. Infolge der unsinnig grossen 
Zahl von Bauverpflichtungen, welche sie übernommen hatte, 
um jedes neu auftauchende Eisenbahnprojekt sofort an sich zu 
reissen und damit jede Konkurrenz im Keime zu ersticken, 

^Bundesbeschluss betreffend Subvention für den Simplondurchsticli. E. 
A. S. n. F. Bd. IX, Seite 248—249. 

* Bundesbeschluss betreffend die Subvention des Bundes für den Simplon- 
durchstich. A. S. n. F. Bd. XVI, Seite 773—775. 

3 Siehe unten Seite 89 Note 1. 

^Bundesbeschluss betreffend Ermächtigung des Bundesrates zum Ab- 
schluss eines Vertrags mit Italien über gemeinsame Subventionierung der 
Monte Cenere-Bahn. A. S. n. F. Bd. IV, Seite 350—351; und dazu den Ver- 
trag zwischen der Schweiz und Italien betreffend den Bau der Monte Cenere- 
Eisenbahn ibid. Seite 352—361. 

Wiedemann, Eisenbahngesetzgebang. 3 
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brachte sie sich bis zu Anfang des Jahres 1877 derart an den 
Abgrund, dass sie sich schliesslich selbst um Hülfe an den 
Bundesrat wenden musste, ihn ersuchend, zum Abschluss von 
Moratoriumsverträgen mit den Kantonsregierungen und Komitees, 
denen gegenüber sie ihre ßauverpflichtungen nicht einzuhalten 
vermochte, Hand zu bieten. Der Bundesrat tat die zweckdien- 
lichen Schritte, und es wurde so der Bundesversammlung 
schliesslich möglich, dem von der Nordostbahn gestellten Ge- 
suche um Fristverlängerung in bezug auf die Rahnkonzes- 
sionen Thalwil-Zug, Etzwilen-Schaffhausen, Bülach-Schaffhausen, 
Koblenz-Stein, rechtsufrige Zürichseebahn und Dielsdorf-Nieder- 
weningen mit Bundesbeschluss vom 14. Februar 1878 auf 8 Jahre 
zu entsprechen.* Dabei wurde es dem Bundesrate vorbehalten, 
nach Ablauf dieser Frist zu entscheiden, ob die Nordostbahn 
wieder genügend erstarkt sei, um den Bau der vorgenannten 
Linien an Hand zu nehmen und welches die Reihenfolge sei, 
in der dies zu geschehen habe. In der Folge sind dann alle 
vorgenannten, sogenannten „Moratoriumslinien'' gebaut worden. 
Noch schlimmer' aber, als beim Gotthardbahnunternehmen 
und der Nordostbahn, stand es Ende der 187()er Jahre bei dem 
sogenannten Nation albahnunternehmen. Dieses war von der neu 
aufgekommenen demokratischen Führerschaft als Konkurrenz- 
unternehmen gegen die Nordostbahn, bei welcher die bekämpfte 
liberale Partei unter Alfred Eschers Führung eine massgebende 
Rolle spielte, ins Leben gerufen worden. Eine Reihe kleinerer 
und grösserer Gemeinden hatten beträchtliche Subsidien geleistet, 
und die vier Städte Winterthur, Baden, Zofingen und Lenzburg 
hatten die Garantie für das Obligationepkapital des Unternehmens 
übernommen. Die Nationalbahn war als neue Verbindungslinie 
zwischen dem Osten und Westen der Schweiz projektiert und 
sollte, in Konstanz beginnend, über Etzwilen, Winterthur, See- 
bach, Baden, Lenzburg, Zofingen und Lyss nach Palezieux 
führen, wo sie den Anschluss an die Westbahnen gewinnen 
sollte. Allein sie umging den Verkehrsmittelpunkt der Ost- 
schweiz, die Stadt Zürich. Sie war deshalb von vorneherein 



^Bundesbeschluss betreffend Fristverlängerung für die Eisenbahnen: 
Thalwil-Zug, Etzwilen-Schaffhausen, Bülach-Schaffhausen. Koblenz-Stein, 
rochtsufrigfe Ztirichseebahn, Dielsdorf-Niederweningen. E. A. S. n. F. Bd. V, 
Seite 28—30. 
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ein nicht lebensfähiges Kind. Schon am 18. Februar 1878 kam 
sie in Konkurs, aus welchem sie dann von der Nordostbahn, 
der sie vor allem Fehde geschworen hatte, erworben würde. 
Da aber für die Obligationäre aus dem Konkurs nur wenig 
herausschaute, wurde nun die Garantie der vier genannten Städte 
aktuell. Winterthur bezahlte seinen Anteil ganz; die aargauischen 
Einwohnergemeinden Zofingen Baden und Lenzburg vermochten 
jedoch ihren Verpflichtungen nicht nachzukommen. Es drohte des- 
halb sowohl ihnen, wie Winterthur, welches auf Grund seiner 
Solidarverpflichtung nun auch noch für die Garantieanteile dieser 
drei aargauischen Städte eintreten sollte, dies aber nicht zu tun 
vermochte, der Konkurs. Da sprang der Bund, von Winterthur um 
seine Intervention angegangen, auch hier ein. Durch Bundesbe- 
schluss vom 21. Dezember 1883 * und zugehörige Vollziehungsver- 
ordnung vom 12. März 1884 machte er den Kantonen Zürich und 
Aargau ein Darlehen von Fr. 2-400,000, mit der. Verpflichtung, 
diese Summe zur Liquidation des Restes der Garantieschuld der 
Gemeinden Winterthur, Baden, Lenzburg und Zofingen zu ver- 
wenden, welcher auf den 1 . Mai 1884 etwas mehr als Fr. 6 V2 Milli- 
onen betrug. Die dem Bund von dieser Darlehenssumme zu ent- 
richtenden Annuitäten wurden auf 37? 7o festgesetzt, wovon 
272 7o 2tls Zins, und 1 7o ^Is Amortisationsquote galt^ 

Die Nationalbahngarantieangelegenheit hat die Bundesver- 
sammlung in der neuesten Zeit noch einmal beschäftigt. Durch 
ein. Gesuch der Kantone Zürich und Aargau um Erlass des 
restanzlichen Darlehens von nicht ganz Fr. 2 Millionen veran- 
lasst, haben die eidgenössischen Räte unterm 21. Dezember 1904 
den Bundesrat ermäch tigt^ den Zinsfuss des Darlehens vom 
1. Mai 1904 an von 27? Vo ^luf P/sVo herabzusetzen, unter 
Aufrechterhaltung des im Jahre 1884 festgesetzten Rückzahlungs- 
termins (1. Mai 1930).^ 

Es ist leicht verständlich, dass die Bundesversammlung 
sowohl bei der Reorganisation der Gotthardbahnunternehmung, 



' ßundesbeschluss betreffend Darleihen an die Kantone Zürich und Aar- 
gau. A. S. n. F. Bd. VII, Seite 322—324. 

* Vollziehungsverordnung zum Bundesbeschluss vom 21. Dezember 1883, 
betreffend ein Darleihen an die Kantone Zürich und Aargau. A. S. n. F. 
Bd. VII, Seite 427—428. 

^Amtliches stenographisches Bulletin der schweizerischen Bundesver* 
Sammlung 1904. Bd. XIV, Seite 600. 
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wie bei ihren Hülfeleistungen an die Nordostbahn und die Na- 
tionalbahn ihre rettende Hand erst reichte, nachdem sie ver- 
mittelst gründlicher Prüfung auch über die Innern Verhältnisse 
dieser Unternehmungen Klarheit erlangt hatte, und dass sie 
ferner Garantien für ein solideres Geschäftsgebahren in der 
Zukunft verlangte. Die Gesellschaften liessen sich dies in der 
Erwartung der so dringend notwendigen Hülfe samt und sonders 
widerspruchslos gefallen. 

Das Dogma von der alleinseligmachenden freien Konkurrenz, 
wie es von der Manchesterschule hochgehalten und von . den 
Männern des Privatbahnsystems zu Anfang des schweizerischen 
Eisenbahnwesens ebenfalls verfochten worden war, hatte Schiff- 
bruch gelitten. Über sein Wrack blies ein neuer Luftzug, welcher 
von entgegengesetzten Polen ausgehend, mit Macht auf den 
Staatssozialismus hintrieb. AlF über all fing man an, das Heil 
in wirtschaftlichen Fragen von der Staatsintervention zu er- 
warten. In Deutschland z. B. wurde im Jahre 1872 der Verein 
für Sozialpolitik gegründet, welcher der staatlichen Intervention 
in der Form der Arbeiterschutzgesetzgebung das Wort redete. 
Die bekannten 1881er Botschaften des alten Kaisers, durch welche 
die Kranken- und Unfallgesetzgebung des Reichs inauguriert 
w^orden ist, sind bemerkenswerte Errungenschaften in dieser Be- 
wegung. In Amerika verhalf Henry Carey der staatlichen Inter- 
vention in den Fragen der Handelspolitik zum Durchbruch, in- 
dem er mit Eifer und Glück an der Einführung des Schutzzoll- 
systems arbeitete. Und dieser Gedanke fand alsobald auf dem 
europäischen Kontinent und speziell auch in der Schweiz günstigen 
Boden. Die stets zunehmenden Zollsätze der neuen schweize- 
rischen Tarifgesetze vom 20. Juni 1879, 26. Juni 1884 und 
10. April 1891 in Verbindung mit dem neuen schweizerischen 
Zollgesetz vom 2Ö. Juni 1 893 beweisen dies mit aller Deutlichkeit. 
Mit diesem neuen Kurs stand es durchaus im Einklang, wenn 
sich der Bund nicht nur da auf die Prüfung der Innern Verhält- 
nisse der Eisenbahngesellschaften einliess, wo seine Hülfeleistung 
in Frage stand, sondern sich — im Sinne der Fürsorgegesetzgebung 
— allgemeiner in ihre Angelegenheiten einzumischen begann. 

So entstand, zunächst allerdings noch in bescheidenen 
Grenzen, die weitere Gruppe von Ausführungsgesetzen zum 
zweiten Eisenbahngesetz 
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b) welche die Regelung der Innern Verhältnisse 
der Eisenbahnen betreffen. 

Das erste Gesetz in dieser Richtung war das Nachtrags- 
gesetz zum Art. 9 des zweiten Eisenbahngesetzes, welches unterm 
14. Februar 1878 erging *. Die Vorschrift des genannten Art. 9, 
welcher die vom Bunde konzedierten Transportanstalten ver- 
pflichtete, ihren Beamten und Angestellten wenigstens je den 
dritten Sonntag freizugeben, wurde in dem neuen Gesetz zu- 
nächst im Prinzip bestätigt. Es wurde aber neu hinzugefügt, 
dass für diejenigen Kategorien von Beamten und Angestellten, 
deren Ersetzung an Sonntagen mit besonderen Schwierigkeiten, 
oder im Interesse der Betriebssicherheit nicht tunlich sei, die 
Bahnverwaltungen unter Genehmigung des Bundesrates die An- 
ordnung treffen können, dass der Freisonntag durch einen Frei- 
werktag ersetzt werden solle. Der gleiche Tausch dürfe aus- 
nahmsweise auch für andere Beamte und Angestellte stattfinden, 
wenn diese bei ihren zuständigen Vorgesetzten darum nach- 
suchen. 

Umfassendere Ausgestaltung erhielt diese Fürsorgegesetz- 
gebung für das Personal der schweizerischen Eisenbahnen als- 
dann in dem Bundesgesetz betreffend die Arbeitszeit beim Be- 
triebe der Eisenbahnen und andern Transportanstalten vom 
27. Juni 1890* und der zugehörigen Vollziehungsverordnung 
vom 6. November gleichen Jahres^. Ferner auch im Bundes- 
gesetz betreffend die Hülfskassen der Eisenbahn- und Dampf- 
schiffgesellschaften vom 28. Juni 1889^ welches im Interesse 
der Eisenbahnbeamten, -angestellten und -arbeiter bestimmte 
Normativbestimmungen für die Statuten oder Vorschriften der- 
jenigen Kassen, die die Invaliditäts- oder Alters- und Todes- 



' Nachtragsgesetz betreffend Abänderung von Art. 9 des' Gesetzes über 
den Bau und Betrieb der Eisenbahnen auf dem Gebiete der schweizerischen 
Eidgenossenschaft, vom 23. Dezember 1872. A. S. n. F. Bd. III, Seite 419—421. 

* Bundesgesetz betreffend die Arbeitszeit beim Betriebe der Eisenbahnen 
und anderer Transportanstalten. A. S. n. F. Bd. XI, Seite 713—715, und 
Oetiker Nro, 14. 

3 Vollziehungs Verordnung zum Bundesgesetz betreffend die Arbeitszeit 
beim Betrieb der Eisenbahnen, und anderer Transportanstalten. A. S. n. F. 
Bd. XI, Seite 716—719; und Oetiker Nro. 15. 

* Bundesgesetz betreffend die Hilfskassen der Eisenbahn- und Dampf- 
schiffgeseUschaften. A. S. n. F. Bd. XI, Seite 265—268; und Oetiker Nro. 16. 
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Versicherung bezwecken, festlegt und ferner den ganzen Bestand, 
das Gescliäftsgebahren und selbst die Liquidation solcher Kassen 
der Kontrolle des Bundesrates unterstellt. Während dieses 
Hülfskassengesetz heute noch gilt, ist das Arbeitsgesetz und 
seine Vollziehungsverordnung durch neuere Bestimmungen über- 
holt, worauf im III. Hauptabschnitt einzutreten sein wird. 

Immer mehr gewann inzwischen der staatssozialistische 
Gedanke auch bei uns an Boden. Dem Zuge der Zeit genügten 
derartige vereinzelte Eingriffe in das Schalten und Walten der 
Eisenbahngesellschaften seitens der Staatsgewalt nicht mehr. 
In weitern Kreisen begann man dem Staatsbahnsystem Interesse 
und Sympathie entgegenzubringen. Auch hatte sich der Bund 
in der 1848er Periode bewährt. Die 1874er Verfassung hatte 
auf mehreren Gebieten ziemlich allseitig gebilligte Fortschritte 
im Sinne weitergehender Centralisation gebracht. Infolge dieser 
staatsrechtlich veränderten Verhältnisse gewöhnte sich das Volk 
daran, in den wichtigen und grossen Fragen — speziell auch 
im Eisenbahnwesen — das entscheidende Wort von der Central- 
regierung zu erwarten. 

Unter diesen Umständen ist es natürlich, dass sich diese, 
je mehr der Staatsbetrieb zum Leitstern des wirtschaftlichen 
Lebens wurde, ihrerseits daran machte, das Notwendige vorzu- 
kehren, um an die Stelle des schweizerischen Privatbahnsystems 
den eidgenössischen Staatsbahnbetrieb zu setzen, wobei sie — 
wie naheliegend — diesen Eigentümerwechsel für den Staat 
möglichst wenig onerös zu gestalten bestrebt war. Im Bundes- 
rat und in der Bundesversammlung ging man bei diesen Mass- 
nahmen Stetsfort von der Annahme aus, der Rückkauf werde, 
als zwangsweiser, nach den Konzessionen durchgeführt werden. 

Von dieser Grundlage aus entstanden die Gesetze, die wir 
unter 

2. als die den Rückkauf vorbereitenden Gesetze zu- 
sammenstellen. 

Die Führung hat hier das Bundesgesetz über das Rech- 
nungswesen der Eisenbahnen vom 21. Dezember 1883. 

Mit dem 1. Mai 1888 wurde für eine Anzahl schweizerischer 
Bahnen der erste Rückkaufstermin fällig, und es hatte sich der 
Bund, um der fünfjährigen Kündigungsfrist willen, bis zum 
1. Mai 1883 darüber schlüssig zu machen, ob er von seinem 
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Ktindigangsrecht auf den genannten Zeitpunkt Gebrauch machen 
wolle. Nach eingehender Prüfung der finanziellen Lage der 
Bahnen beschloss die Bundesversammlung unterm 24. April 1883 
zur Zeit von diesem Kündigungsrecht und dem Rückkauf keinen 
Gebrauch machen zu wollen.* Allein sie hatte gerade aus dieser 
Prüfung die Überzeugung gewonnen, dass die bei den Eisen- 
bahnen übliche Rechnungsführung im allgemeinen mit gesunden 
Finanzgrundsätzen nicht im Einklang stehe, und samt und 
sonders an einer Überlastung des Baukonto leide, was sowohl 
für den guten Stand und die Leistungsfähigkeit der Bahnen, 
wie auch für den Rückkaufsfall von schwerwiegender Bedeutung 
war. Deshalb stellte sie zur Beseftigung dieser Mißstände für 
die Zukunft das sogenannte erste Rechnungsgesetz vom 21. De- 
zember 1883 auf, welches die Vorschriften des Art. 656 des 
Obligationenrechtes über solide Bilanzgrundsätze speziell für die 
Eisenbahnen näher ausgestaltete und dem Bundesrate, und in- 
direkl: auch dem Bundesgerichte, die Kompetenz einräumte, über 
die Anwendung dieser Vorschriften in praxi in wirksamer Weise 
zu wachen*. Das bundesrätliche Aufsichtsrecht wurde dann 
durch eine entsprechende Verordnung vom 25. November 1884 
näher ausgestaltet, in welcher die Punkte, auf welche sich die 
Rechnungs- und Bilanzstellung zu beziehen hatte, genauer be- 
zeichnet und einheitliche Formulare für die diesbezügliche Vor- 
lagen aufgestellt wurden^. Für das Verständnis der spätem 
Entwicklung ist festzuhalten, dass nach der ausgesprochenen 
Ansicht des Gesetzgebers das Rechnungsgesetz die Rtickkaufs- 
grundsätze der Konzessionen in keiner Weise beeinflussen, sondern 
neben dieselben treten sollte. 

In Art. 3 der Übergangsbestimmungen wurde der Spezial- 
gerichtsstand der Schiedsgerichte, wie solcher für die Fest- 
stellung der Anlagekosten im Rückkaufsfall in den Konzessionen 
durchgängig vorgesehen war, ausdrücklich gewahrt. Art. 2 da- 
gegen sah für die Entscheidung von Meinungsdifferenzen zwischen 



' Bundesbeschluss betreffend die Frage des Rückkaufes der schweize- 
rischen Eisenbahnen. A. S. n. F. Bd. VII, Seite 109—110. 

2 Bundesgesetz über das Rechnungswesen der Eisenbahngesellschaften. 
A. S. n. F. Bd. VII, Seite 429—433. 

^Verordnung über die Vorlage und die Form der Rechnungen und Bilanzen 
der EisenbahngeseUschaften. A. S n. F. Bd. VII, Seite 725—742. 
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Bundesrat und Bahngesellschaften darüber, was unter den Aktiven 
der Bilanz verrechnet werden dürfe, das Bundesgericht vor. 

. Trotz der grossen Bedeutung, welche diesem ersten Rech- 
nungsgesetz auf dem Wege zum partiellen Staatssozialismus 
einerseits, und zur Centralisation anderseits, zukam, wurde da- 
gegen kein Referendum ergriffen. 

Anders beim zweiten Rechnungsgesetz, welches 13 Jahre 
später, am 27. März 1896, von der Bundesversammlung be- 
schlossen wurde und am 1. November gleichen Jahres an die 
Stelle des ersten Rechnungsgesetzes trat.* Zwar bildet dieses 
Gesetz in der Reihe der Massnahmen, welche vom Bunde heraus- 
gefunden wurden, um die finanziellen Schwierigkeiten des Rück- 
kaufes herabzumindern, die letzte Etappe. Um des Zusammen- 
hanges willen wird indessen seine Besprechung besser gleich 
hier angeschlossen. Wie ich noch zu zeigen haben werde, ging 
dasselbe sowohl in seinen materiellen Zumutungen an die Eisen- 
bahngesellschaften, wie auch in formeller Hinsicht stellenweise 
sehr weit. Die Referendumskampagne konnte deshalb nicht 
ausbleiben. Allein in der Volksabstimmung vom 4. Oktober 1896 
erhielt die Vorlage bei einem Mehr von 46,651 Stimmen die 
Sanktion des Souveräns, was nur aus dem enormen Fortschritt, 
den der staatssozialistische Gedanke einerseits und der Nationalis- 
mus anderseits gemacht hatte, erklärlich ist. 

In seinen materiellen Vorschriften war das zweite 
Rechnungsgesetz, soweit die Anlage des Baukontos in Frage 
kam, eine Bestätigung und Verschärfung des bisherigen Rechts. 
Neu und besonders einschneidend aber waren die Vorschriften 
über die Anlegung des Erneuerungsfonds. Bisher hatten die 
Gesellschaften diesen nach eigenem Gutflnden speisen können, und 
es hatte sich in der Praxis die Auffassung herausgebildet, der Er- 
neuerungsfonds habe die Funktion eines Ausgleichungsfonds : Die 
Bahngesellschaften sahen in ihm einen Fonds, dazu bestimmt, die 
nötigen Beträge für die Erneuerungsarbeiten am bestehenden 
Bahnkörper, sowie für die Reparatur und den Ersatz der un- 
brauchbar gewordenen Fahrbetriebsmittel zu liefern. Anstatt, dass 
die Mittel hiefür nach Massgabe des jährlichen Bedürfnisses der 
Betriebsrechnung entnommen wurden, entnahm man sie einem 



^ Bundesgesetz über das Rechnungswesen der Eisenbahnen. A. S. n. F. 
Bd. XV, Seite 517—528; und Oetiker Nro. 12. 



41 

eigens dazu angelegten Fonds — dem Erneuerungsfonds — und 
vermied auf diese Weise möglichst unerwünschte Schwankungen 
in dem zur Verteilung gelangenden Reingewinn. 

Ganz anders nun aber das zweite Rechnungsgesetz, welches 
den Erneuerungsfonds als Deckungsfonds konstruierte und damit 
den Bahnverwaltungen eine Handhabung desselben aufnötigte, 
welche der schweizerischen Praxis unbekannt gewesen war und 
wohl kaum aus einem andern Gesichtspunkt, als dem der Pres- 
sion auf den Rückkaufspreis wklärt werden kann. Der Er- 
neuerungsfonds des Rechnungsgesetzes wird nicht berechnet 
nach dem Masse der effektiven Abnutzung; vielmehr bedeutet 
er einen Bewertungsposten, welcher nach den Erstellungs- oder 
Anschaffungskosten und der wahrscheinlichen Gebrauchsdauer 
der einzelnen Anlagen oder Gegenstände berechnet wird, um 
— so berechnet — auf der Passivseite der Bilanz eingestellt 
zu werden, damit er die in der Aktivseite eingestellten, der 
Wertverminderung ausgesetzten Vermögensposten beschränke. 
Er ist eingeführt im Interesse der Bilanzwahrheit, und erklärt 
sich daraus, dass in manchen Fällen Abschreibungen am ur- 
sprünglichen Erwerbspreis eines stabilen Aktivums entweder 
untunlich erscheinen, weil durch sie die Bilanzklarheit litte, 
oder aber völlig unmöglich sind, weil die Anlageteile zur Anlage 
konsolidiert, die Bewertung der Abnützung jedes einzelnen 
Anlageteiles unmöglich machen. Die Anlage eines derartigen 
Deckungsfonds wird dazu vom Rechnungsgesetz nicht nur in 
bezug auf den Oberbau und das Rollmaterial verlangt, sondern 
ferner auch auf das Mobiliar und die Gerätschaften ausgedehnt. 
Auch wird seine Höhe, welche jederzeit dem vollen Betrage des 
durch Abnützung oder andere Einwirkungen entstandenen, 
materiellen Minderwertes dieser Anlagen und Gegenstände ent- 
sprechen muss, vom Bundesrat festgesetzt, mit Rekursrecht der 
Bahnunternehmung an das Bundesgericht. 

Zu diesen materiellen Neuerungen kamen nun aber noch 
formelle, welche die Stellung der Bahnunternehmungen er- 
schwerten. Bei der Gefahr zwangsweiser Zusammenlegung aller 
ihrer Linien zu einem Rückkaufsobjekt, wurden sie verpflichtet, 
ausser den bereits üblichen, das ganze Netz umfassenden Rech- 
nungen und Bilanzen, besondere Ausweise über den Reinertrag 
und das Anlagekapital der einzelnen Linien, welche nach den 
Konzessionen besondere Rückkaufsobjekte bildeten, zu erstellen 
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und vorzulegen. Diese Ausweise sind, gleich den Keclmungen 
und Bilanzen, dem Bundesrat zur Prüfung auf 'ihre Überein- 
stimmung mit Gesetz und Konzessionen vorzulegen, wobei ihm 
das Recht zusteht, erstinstanzlich remedierliche Verfügungen 
zu treffen. Nach dem Art. 5 Abs. 2 des alten Rechnungsgesetzes 
war es dabei, falls sich eine Bahnunternehmung den vom Bundes- 
rat in bezug auf ihre Bilanz getroffenen Änderungen dnd An- 
ordnungen zu unterziehen weigerte, Sache des Bundesrates, die 
renitente Bahnverwaltung vor Bundesgericht zu verklagen; das 
neue Rechnungsgesetz aber überband diese Klägerrolle in Art; 16 
Abs. 2 — und damit natürlich auch die Beweislast — der Bahn- 
unternehmung. Ebenso hat auch dann die Bahnunternehmung 
klagend aufzutreten, wenn zwischen ihr und dem Bundesrat über 
die Grundsätze, nach welchen der Reinertrag und das Anlage- 
kapital festgesetzt werden sollen, eine Verständigung nicht er- 
zielt werden kann und infolgedessen der Bundesrat nach Ein- 
sicht der Rechnungen und Ausweise auch über diese Fragen 
von sich aus entscheidet (Art. 20 Abs. 3). Der Bundesrat hat 
dann unterm 6. April 1897 die Eisenbahnabteilung seines Post- 
und Eisenbahndepartementes beauftragt, mit der Verwaltung der 
fünf Hauptbahnen (S. C. B. ; N. 0. B. ; V. S. B. ; J.-S. und G. B.) 
in Verbindung zu treten, um eine gegenseitige Verständigung 
über diese Grundsätze zu suchen und dabei zur Wegleitung für 
diese Verhandlungen allgemeine Normen über Reinertrag und 
Anlagekapital aufgestellt.* Es wurde aber — um dies gleich 
hier beizufügen — eine Verständigung nicht erzielt. Der Bundes- 
rat hat deshalb in der Folge seine Entscheide in Gemässheit 
des Abs. 3 vorgenannten Artikels getroffen,* wogegen alle fünf 
vorgenannten Rahnunternehmungen den Rekurs ans Bundesgericht 
ergriffen haben. 

Der Hauptkampf, dem der Erlass des zweiten Rechnungs- 
gesetzes rief, entspann sich bei dessen Art. 21. In schroffeni 

• Bundesratsbeschluss betreffend Festsetzung der Grundsätze für die 
Berechnung des konzessionsgemässen Beinertrages und des Anlagekapitales 
der fünf schweizerischen Hauptbahnen. E. A. S. n. F. Bd. XIV, Seite 377 
bis 383. 

«Bundesratsbeschlüsse betreffend Festsetzung der Grundsätze über die 
Berechnung des konzessionsgemässen Reinertrages und des Anlagekapitales 
der schweizerischen Centralbahn, vom 3. Dezember 1897; B. Bl. 1897, Bd. IV, 

Seite 1213—1217; der Gotthardbahn vom 16. Dezember 1897, ibid. 

Seite 1380—1384; der Vereinigten Schweizerbahnen, vom 16. Dezember 
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Gegensatz zu dem erwähnten Art. 3 der Übergangsbestimmungen 
des ersten Kechnungsgesetzes, welcher die Bestimmungen der 
Konzessionen über die schiedsgerichtliche F'eststellung der Anlage- 
kosten für den Rückkauf und damit des Rückkaufpreises über- 
haupt, ausdrücklich gewahrt hatte, hob der neue Art. 21 alle 
Konzessionsbestimmungen auf, w^elche von der Aufstellung von 
Schiedsgerichten zur Festsetzung der Rückkaufsentschädigungen 
und Entscheidung anderer, mit dem Rückkauf in Beziehung 
stehender Streitfragen handelten und setzte überall da, wo die 
Rückkaufsbestimmungen der Konzessionen schiedsgerichtliche 
Erledigung vorgesehen hatten, das Bundesgericht an die Stelle 
der Schiedsgerichte. 

Diese Neuerung traf in den Räten auf den erbittersten 
Widerstand und mit Recht erwähnt Prof. Hilty in seinem Aufsatz 
über die schweizerische Eisenbahnpolitik, dass sich an dieser 
Gewaltanwendung, „diesem Unrecht", damals viele dem Rück- 
kauf im übrigen geneigte Personen gestossen haben.* Da, wie 
im ' III. Hauptabschnitt zu zeigen sein wird, alle bis heute 
ins Staatseigentum übergeführten Bahnen freihändig, d. h. auf 
Grund gültiger Verständigung über die Höhe des Rttckkaufs- 
preises erworben worden sind, so dass also das Bundesgericht 
hierüber nicht zum Spruche kam, so ist glücklicherweise diese 
Bestimmung nicht praktisch geworden. Eine kurze Erörterung 
der theoretischen Frage, ob durch die Aufstellung des Art. 21 
wirklich, wie dies Prof. Hilty a. a. 0. und mit ihm noch manch' 
andere behaupten, die Eisenbahngesellschaften widerrechtlich 
um wohlerworbene Rechte gebracht worden seien, büsst aber 
deshalb ihre Bedeutung nicht ein. 

Ihre Beantwortung führt uns mitten in den Meinungsstreit 
über die rechtliche Natur der Konzessionen hinein. Die Einen 
sehen darin einen privatrechtlichen Vertrag, welchen der Staat 
mit dem Konzessionär abschliesst, und aus welchem für beide 
Teile privat rechtliche Ansprüche und damit die gleiche Gebunden- 
heit resultiert, wie auch sonst bei Privatrechtsgeschäften. Es 
ist einleuchtend, dass für diese Grupppe von Theoretikern der 



1897, ibid. Seite 1385—1389; der Jura-Simplonbahn, vom 23. Dezember 

1897, ibid. Seite 1443—1447 und der Nordostbahn vom 11. Januar 1898 ß. 
BI. 1898, Bd. I, Seite 57—61. 
'a. a. 0. Seite 98-99. 
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1896er Beschluss der Bundesversammlung einen krassen Rechts- 
bruch bedeutet. 

Diametral entgegengesetzt ist der Standpunkt derjenigen, 
welche in der Konzession einen öffentlich-rechtlichen, staats- 
hoheitlichen Akt erblicken, aus welchem für den Konzessionär 
keine subjektiven Rechte entstehen. Nach dieser Ansicht ist 
der Staat jederzeit, und ohne deshalb der Bahnverwaltung ent- 
schädigungspflichtig zu werden, befugt, die dieser gewährte Ein- 
räumung einzuschränken oder ganz zurückzunehmen. 

Eine dritte Meinung versucht eine Synthese. Sie erklärt, 
der Akt selbst sei zwar öffentlich-rechtlicher, seine Wirkungen 
aber seien gemischter Natur, teils öffentlich-rechtlich, und in 
diesem Umfang für den Staat frei aufhebbar, teils privatrecht- 
lich, und insoweit auch für den Staat verpflichtend. 

Eine kritische Würdigung dieser drei verschiedenen Auf- 
fassungen muss hier unterbleiben. Ich selbst bekenne mich zu 
der an zweiter Stelle angeführten Ansicht: die Konzession ist 
ein staatshoheitlicher Akt, welcher in seiner Totalität dem öffent- 
lichen Rechte angehört und vom Staate jederzeit ohne Ent- 
schädigungspflicht frei widerrufen werden kann. 

Der Bund hat demgemäss bei der Ersetzung der kon- 
zessionsmässigen Schiedsgerichte durch das Bundesgericht ledig 
lieh von seinem Recht Gebrauch gemacht, jure suo usus est; 
die Verletzung irgend welcher wohlerworbener Privatrechte 
kann mit Recht nicht behauptet werden. Allein sein Vorgehen 
verdient dennoch scharfen Tadel, denn es ruht auf einer 
Rechtsausübung, welche, weil mit Treu und Glauben im Ver 
kehr in Widerspruch stehend, die Signatur der Illoyalität an 
sich trägt. Allerdings sind Fälle denkbar, in welchen der Staat 
auch gegen den Willen des Konzessionärs seine konzessions- 
mässigen Einräumungen unbedenklich einseitig zurücknehmen 
kann, ohne dass ihm deshalb der Vorwurf der Unbilligkeit ge- 
macht werden könnte. Die Geschichte der schweizerischen Eisen- 
bahngesetzgebung liefert hiefür selbst ein Beispiel in der be- 
sprochenen Aufhebung aller, in den altern Konzessionen ein- 
geräumten Prioritäts- und Ausschlussrechte durch das zweite 
Eisenbahngesetz. Die Konzessionäre beruhigten sich damals 
hiebei ohne weiteres, weil auch sie sich der Erkenntnis nicht 
verschliessen konnten, dass jene Rechte von den Kantonen, als 
den Rechtsvorgängern des Bundes im Hoheitsrechte, unter Vor- 
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aussetzungeii eingeräumt worden waren, die bei Erlass des 
zweiten Eisenbalingesetzes nicht mehr zutrafen, weshalb anno 
1872 die Eisenbahngesellschaften vom Bunde in guten Treuen 
nicht erwarten durften, dass er sich seinerseits bei jenen von 
den Kantonen nicht auf diese veränderten Verhältnisse be 
rechneten Zugeständnisse werde behaften lassen. 

In bezug auf die in den Konzessionen zugesicherten Schieds- 
gerichte, waren aber die Umstände bei Erlass des zweiten 
Kechnungsgesetzes ganz andere. Allerdings ist zuzugeben, dass 
die Schiedsgerichte in den altem Konzessionen wohl namentlich 
deshalb vorgesehen wurden, weil man eine, von den engen 
kantonalen Schranken unabhängige Instanz schaffen wollte und 
dass man, hätte das ständige Bundesgericht damals schon be- 
standen, möglicherweise in manchen Konzessionen anstatt Schieds- 
gerichte das Bundesgericht vorgesehen hätte, woraus sich auch 
hier für das Jahr 1896 eine Veränderung in den tatsächlichen 
Verhältnissen ergibt, welche dem Bund den Gedanken nahe legen 
mochte, das einheitliche Bundesgericht jenen zahllosen Schieds- 
gerichten zu substituieren. Allein anderseits darf doch auch 
nicht übersehen werden, einmal, dass diese Schiedsgerichte von 
jeher für den Rückkaufsfall zugestanden worden waren, also 
für eine entfernte Zukunft, von welcher von vorneherein anzu- 
nehmen war, dass sie in dieser oder jener Hinsicht veränderte 
Verhältnisse aufweisen werde und ferner, dass die Bundesver- 
sammlung noch im Jahre 1883, als das Bundesgericht schon seit 
einer Reihe von Jahren als selbständiger Gerichtshof funktio- 
nierte, die alten Zusicherungen, dass für die Feststellung der 
Anlagekosten im Falle des Rückkaufes die konzessionsgemässen 
Schiedsgerichte zuständig bleiben sollen, in dem erwähnten 
Art. 3 der Übergangsbestimmungen zum ersten Rechnungsgesetz 
ausdrücklich erneuert hat. Der Beweis dafür, dass sich in den 
1 3 Jahren, welche zwischen dem Erlass des ersten und zweiten 
Rechnungsgesetzes liegen, die objektiven Verhältnisse im schwei- 
zerischen Eisenbahnwesen so sehr verändert hätten, dass vom 
Bunde im Jahre 1896 billigerweise ein Festhalten an seiner 
Zusicherung vom Jahre 1883 nicht mehr erwartet werden durfte, 
kann nun aber meines Erachtens nicht erbracht werden. 

Ging der Bund dennoch von jener ab und ersetzte er die 
Schiedsgerichte, an welcher die Konzessionäre mit der aller- 
grössten Zähigkeit festhielten, ganz allgemein durch das ihm 
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als Rückkäufer willkommenere Bundesgericht, so gibt es liiefür 
nur zwei Erklärungen. Entweder, wie dies Prof. Hilty annimmt:* 
Die den Art. 21 vorschlugen, fürchteten, es werden die Schieds- 
gerichte den Bahngesellschaften günstiger entscheiden, als das 
Bundesgericht, und suchten deshalb, als echte Opportunisten, auf 
das formelle Recht des Staates gestützt, diese Eventualität aus 
der Welt zu schaffen. Oder aber, und dies scheint mir wahr- 
scheinlicher, die Befürworter dieser Gesetzesbestimmung waren 
so sehr in staatssozialistischen Anschauungen befangen, dass sie 
vergassen, dass auch da, wo die Interessen des Staates auf dem 
Spiele stehen. Treu und Glauben nicht weniger gelten dürfen, 
als sonst im Rechtsverkehr. Sei dem übrigens, wie ihm wolle, 
die Annahme des Art. 21 wird rechtlich eine Illoyalität, und 
deshalb auch politisch ein Fehlgriff bleiben. 

Die übrigen gesetzlichen Erlasse, welche sich als rückkauf- 
vorbereitende zeitlich zwischen die beiden Rechnungsgesetze 
einschieben, können wesentlich kürzer behandelt werden. Es 
sind dies: das Bundesgesetz betreffend das Stimmrecht der 
Aktionäre von Eisenbahngesellschaften vom 28. Juni 1895, welches 
eine Novelle zum Obligationenrecht bedeutet und durch geeignete 
Vorschriften über die Ausübung des Stimmrechts in den General- 
versammlungen, die Besetzung der Verwaltung und ein weit- 
gehendes Kontrollrecht des Bundesrates über die Beschlüsse 
der Generalversammlung und die Verwaltung, dem Überwuchern 
ausländischer Interessen in den einzelnen Gesellschaften mit 
Erfolg entgegenzutreten versucht.- Femer die zwei Bundes- 
beschlüsse vom 27. Juni 3 und 19. Dezember 1890,* wovon der 
erstere den Ankauf von 30,000 Prioritätsaktien der Jura-Simplon- 
bahn, und der letztere die Verwaltung und Verwehdung des 
aus dem Ertrage dieser Titel gebildeten schweizerischen Eisen- 
bahnfonds betrifft. 



»a. a. 0. Seite 98 Note 1. 

* Bundesgesetz betreffend das Stimmrecht der Aktionäre von Eisenbahn- 
geseUschaften und Beteiligung des Staates bei deren Verwaltung. A. S. n. F. 
Bd. XV, Seite 283-288; und Oetiker Nr. 13. 

3 Bundesbeschluss betreffend Ankauf von Prioritätsaktien der Jura- 
Simplonbahn. A. S. n. F. Bd. XI, Seite 711—712. 

^Bundesbeschluss betreffend die Verwaltung und Verwendung des 
Eisenbahufonds infolge des Bundesbesclilusses vom 27. Juni 1890. A. S. n. F. 
Bd. XI, Seite 742—743. 
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Zum Verständnis für diese letztern Massnahmen ist darauf 
hinzuweisen, dass neben der Verstaatlichungstendenz, wie sie 
namentlich vom Bundesrat und der radikaldemokratischen Gruppe 
der Bundesversammlung vertreten wurde, auf selten der Eisen- 
bahngesellschaften eine parallele, neue Bewegung herlief, welche, 
weil sie sich als Assoziationstendenz mit Ausschluss jeglicher 
Staatsbeteiligung charakterisierte, als modifizierte Manchester- 
theorie bezeichnet werden kann. Ihre wichtigste effektiv ge- 
wordene Äusserung ist die Fusion der Westschweizerischen und 
Simplon-Bahn mit der Jura-Bern-Luzern-Bahn, aus welcher unterm 
11./12. Oktober 1889 die Jura-Simplonbahngesellschaft hervor- 
gegangen ist. Es drohte von dieser Seite her die Gefahr, dass 
die weitere Entwicklung eine andere Richtung einschlage, als 
man an massgebender Stelle wünschte. Dieser Gefahr war umso 
grössere Aufmerksamkeit zu schenken, als an dieser Fusion 
alle die 4 Kantone : Bern, Freiburg, Waadt und Wallis finanziell 
interessiert waren, welche ihr Augenmerk vor allem auf den 
Simplondurchstich gerichtet hatten. Der Bund benötigte, wollte 
er die Garantie für die einheitliche Weiterführung der begon- 
nenen Staatsbahnpolitik schaffen, dieser Interessengruppe gegen- 
über eines Gegengewichtes. Er erwarb deshalb durch Kaufver- 
trag mit dem Kanton Bern vom 19. Mai 1890 30,000 Prioritäts- 
aktien der Jura-Simplonbahngesellschaft, welche er durch Aus- 
gabe 3 Voigö^" Rententitel bezahlte. Zugleich wurde bestimmt, 
dass der Mehrbetrag, welchen man aus der Jahresdividende 
dieser Papiere über die zu zahlende Jahresrente hinaus erwar- 
tete, zur Bildung des erwähnten Eisenbahnfonds zu verwenden 
sei, welchem Spezialfonds die doppelte Rolle eines Reservefonds 
und einer Finanzquelle für den Rückkauf von Rententiteln auf 
offenem Markte zugedacht wurde. Es mag gleich hier beigefügt 
sein, dass der Bundesrat von der ihm in dem erwähnten Bundes- 
beschluss vom 27. Juni 1890 erteilten Ermächtigung zum gleichen 
Preise auch noch weitere Prioritätsaktien der Jura-Simplonbahn- 
gesellschaft zu kaufen, in der Weise Gebrauch gemacht hat, 
dass er in den Jahren 1890 und 1891 weitere 47,000 Stück er- 
worben hat. 

Was die 3 7o Rententitel betrifft, welche dem Kanton 
Bern als Kaufpreis verabfolgt wurden, so ist festzustellen, 
dass ihre Ausgabe den ersten Schritt zur Schaffung der schwel- 
zerischen Eisenbahnrente bedeutete, die bei der nachmaligen 
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Durchführung der Verstaatlichung zur Deckung des vom Bund 
der S. C. B geschuldeten Riickkaufspreises neuerdings verwendet 
worden ist. 

Über ihre rechtliche Natur bestand im Anfang eine ge- 
wisse Unsicherheit, so dass, behufs Regulierung dieses „neuen 
Rechtsverhältnisses", sogar der Erlass einer Novelle zum Obli- 
gationenrecht ins Auge gefasst wurde. Allein heute dürfte man 
darüber einig sein, dass die Vorschriften des XXII. Titels des 
Obligationenrechtes, handelnd von den Inhaberpapieren, auch 
für die Beherrschung der bei diesen Papieren vorkommenden 
Rechtsbeziehungen vollständig ausreichen, da diese den Charakter 
von Inhaberpapieren haben, trotzdem bei einzelnen Arten der- 
selben für den Titelinhaber die Möglichkeit besteht, den Renten- 
titel auf seinen Namen zu stellen, und über diese Vinkulierung 
im Rentenregister der eidgenössischen Finanzkontrolle einen 
Vermerk aufnehmen zu lassen. 

Unter den, den Rückkauf vorbereitenden Massnahmen darf 
auch nicht unerwähnt bleiben der, in dieser Richtung den wei- 
testen Verstoss wagende Bundesbeschluss, betreffend den An- 
kauf der schweizerischen Centralbahn vom 25. Juni 1891, ob- 
gleich derselbe deshalb zu keinen praktischen Resultaten geführt 
hat, weil er in der Volksabstimmung vom 6. Dezember 1891 
mit 289,406 gegen 130,729 Stimmen vom Volke verworfen wor- 
den ist.* 

Hierüber ist des nähern folgendes auszuführen : Der Bundes- 
rat legte der Bundesversammlung in ihrer Junisession des Jahres 
1891 einen Doppelvorschlag vor: Ankauf von 50,000, d. h. der 
Hälfte aller Centralbahnaktien und Revision von Art 640 Abs. 2 
des Obligationenrechtes in dem Sinne, dass Eisenbahnaktien, die 
sich in der Hand des Bundes befinden, von der in diesem Artikel 
aufgestellten Aktionärstimmrechtsbeschränkung befreit werden, 
oder aber kaufsweise Erwerbung des Gesamtcentralbahnunter- 
nehmens. Am 8. Juni entschied sich der Nationalrat zunächst 
für den Aktienankauf und die Revision von Art. 640 Abs. 2, 
letzteres jedoch in der erweiterten Form, dass die in ihm auf- 
gestellten Beschränkungen bei Generalversammlungen von Eisen- 
bahnen, bei denen der Bund als Aktionär beteiligt sei, überhaupt 



'Bundesbeschluss betreffend den Ankauf der schweizerischen Central- 
bahn. (Publikation desselben.) B. Bl. 1891. Bd. III, Seite 734—735. 
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keine Anwendung finden sollen. Der Ständerat dagegen sprach 
sich, offenbar unter dem Eindruck des Mönchensteinunglücks 
vom 14. Juni stehend, am 18, Juni mit Stichentscheid seines 
Präsidenten, für den Gesamtankauf aus, was zur Folge hatte, 
dass am 25. Juni auch der Nationalrat seine frühere Beschluss- 
fassung abänderte, und mit 80 gegen 38 Stimmen dem stände- 
rätlichen Beschluss auf Gesamtankauf beipflichtete; allein dieser 
Beschluss empfing, wie bereits erwähnt, nicht die Sanktion des 
Volkes, wurde vielmehr unterm 6. Dezember gleichen Jahres 
mit einem Mehr von 158,677 Stimmen verworfen. 

Viel ist damals, und seither nicht minder, an dieser Ab- 
stimmung herumgedeutet worden. Ich halte dafür, sie sei ganz 
einfach verfrüht gewesen : der Staatssozialismus war dem Volke 
damals noch zu neu, er hatte noch nicht die kräftigen Wurzeln 
getrieben, deren es zu einer gegenteiligen Stellungnahme bedurft 
hätte. Bundesrat Emil Welti, der damals das eidgenössische 
Post- und Eisenbahndepartement leitete, erkannte dies klar. 
Er sah ein, wie weit er in dieser Hinsicht seiner Zeit voraus- 
geeilt war. Deshalb stand es für ihn fest, dass er ohne Preis- 
gebung seiner Überzeugung fürderhin nicht mehr der Träger 
der zeitgenössischen Eisenbahnpolitik sein könne. Er beugte 
sich dem Spruch des Souveräns und nahm auf den 31. Dezember 
1891 seinen Rücktritt aus dem Bundesrate. 

Die auf den Rückkauf abzielenden Massnahmen machten 
indessen in der Form der sogenannten Konzessionszusammen- 
legungen weitere Fortschritte, Wir haben bereits des Art. 3 
des zweiten Rechnungsgesetzes Erwähnung getan, der allen 
Bahnunternehmungen die Verpflichtung überband, für jede ein- 
zelne Bahnstrecke, welche nach den Konzessionen ein besonderes 
Rückkaufsobjekt bildete, besondere Ausweise über Reinertrag 
und Anlagekapital aufzustellen. Hier sei beigefügt, dass der 
Bundesrat in bezug auf den Reinertrag die gleiche Forderung 
bereits vor Erlass des zweiten Rechnungsgesetzes durch Be- 
schluss vom 21. Juli 1888 aufgestellt hatte.* 

Bei der grossen Arbeit, welche einzelnen Bahngesellschaften 
aus dieser Forderung erwuchs, ist begreiflich, dass sich dieselben, 
auch wo dies im übrigen nicht eben in ihrem Interesse gelegen 



' Bundesbeschluss betreffend Berechnung: des Reinertrages der Eisen- 
bahnen. E. A. S. n. F. Bd. X, Seite 79—81. 

Wiedemann, EiseDbahnsresetzgrebnng. ^ 
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war, dazu verstanden, die einzelnen Konzessiönsobjekte, aus 
denen sich ihr Netz zusammensetzte, in bezug auf die Rück- 
kaufsfrage zu einem einzigen Konzessionsobjekt zusammenzu- 
fügen. Dies geschah zuerst bei der Jura-Simplonbahn, wo die 
Bundesversammlung am 19. Dezember 1889 die Konzessionsüber- 
tragung an die aus der Fusion hervorgegangene neue Gesell- 
schaft ati den Vorbehalt knüpfte, dass das fusionierte, bisher 
aus 27 verschiedenen Konzessionsobjekten zusammengesetzte 
Netz für den Rückkauf als einiges, unteilbares Objekt gelte.* 
Es folgte dann am 22. Dezember 1893 der Zusammenlegungs- 
beschluss der Bundesversammlung ^ in bezug auf die 8 Konzes- 
sionsobjekte der schweizerischen Centralbahn, und am 24. Juni 
189t) der Bundesbeschluss, welcher die vertragliche Übereinkunft 
mit den Vereinigten Schweizerbahnen vom 7. Mai 1896 geneh- 
migte, laut welcher auch die aus 10 Konzessionen bestehenden 
3 Rückkaufssektionen ihres Netzes unter Hinzufügung der Tog- 
genburger- und der zu erbauenden Rickenbahn zu einem ein- 
heitlichen Rückkaufsobjekt vereinigt wurden.^ Einzig mit der 
Nordostbahn blieben die diesbezüglich angeknüpften Verhand- 
lungen erfolglos, so dass die auf 45 Konzessionen ruhenden 
17 Konzessionsobjekte, welche ihr Netz bildeten, wenigstens 
vorläufig, auch für die Berechnung des Rückkaufspreises, mass- 
gebend blieben, somit 17 separate jährliche Rechnungen an- 
zufertigen waren. 

Nach all diesen Vorbereitungen konnte es der Bundesrat 
unterm 25. März 1897 endlich wagen, den Entwurf zum soge- 
nannten Rückkau fsgesetz bei den eidgenössischen Räten 
einzubringen. 



'Bundesbeschluss betreffend Übertragung der Konzessionen der West- 
schweizerischen und Simplonbahn, der Jura-Bern-Luzern-Bahn und der Bern- 
Luzern-Bahn an die vereinigte Gesellschaft der beiden erstgenannten Bahnen. 
(Jura-Simplonbahn.) E. A. S. n. F. Bd. X, Seite 214—215. 

2 Bundesbeschluss betreffend Zusammenfassung der Rückkaufsbestim- 
mungen der Eisenbahnkonzessionen zum Zwecke einheitlicher Ertragsbe- 
rechnungen und Genehmigung der hierauf bezüglichen Vereinbarungen 
zwischen dem Bundesrat und einzelnen Bahngesellschaften. E. A. S. n. F. 
Bd. XII, Seite 657—658. 

'Bundesbeschluss betreffend Zusammenlegung der Konzessionen der 
V. S. B. mit bezug auf den dem Bunde vorbehaltenen Rückkauf und Geneh- 
migung der hierauf bezüglichen Vereinbarung zwischen dem Bundesrat und 
der Bahngesellschaft. E. A. S. n. F. Bd. XIV, Seite 201—202. 
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3. In der Botschaft zu dieser Gesetzesvorlage/ die mit 
ihrem genauen Titel lautete: 

Buiidesgesetz betreffend den Erwerb und Betrieb von 
Eisenbahnen für Rechnung des Bundes und die Organi- 
sation der Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen, 
verbreitete sich der Bundesrat eingehend über die grossen Vorteile, 
welche die Vereinheitlichung des Betriebs und der Organisation 
im Gefolge haben werden. Dabei betonte er als besondere Vorzüge, 
welche in dieser Hinsicht nur der eidgenössische Staatsbetrieb, 
nicht dagegen ein, durch eine centrale Aktiengesellschaft vereinheit- 
lichter Privatbetrieb, zu gewähren vermöge, besonders 3 Punkte : 

Unsere Nachbarländer, vorzugsweise Frankreich und Deutsch- 
land, werden zufolge ihrer abweichenden Gesetzgebung in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in den schuldenfreien Be- 
sitz ihrer Eisenbahnen gelangen. Damit sei für sie die Möglich- 
keit zu einer Herabsetzung ihrer Tarife gegeben, mit welcher 
die Schweiz nur dann zu konkurrieren imstande sei, wenn die 
unsere Bahnen belastende Anlagekapitalschuld wenigstens bei 
den Hauptbahnen durch entsprechende Amortisation bis dahin 
ebenfalls getilgt sei. Diese Schuldentilgung zuverlässig durch- 
zuführen, vermöge aber allein der Staat. 

Einzig der Staat sei ferner befähigt, die Bahnen zum all- 
gemeinen Besten zu betreiben. Er allein vermöge volle Garantie 
dafür zu bieten, dass deren Reinerträgnisse ausschliesslich im 
Interesse des Betriebs und der Verkehrserleichterung verwendet 
werden. Während die Reinerträgnisse bei den Privatbahnen 
naturgemäss in die Taschen einzelner Eigentümer oder Divi- 
dendenbezugsberechtigter wandern, könne beim Staatsbetrieb 
durch entsprechende gesetzliche Bestimmungen dafür gesorgt 
werden, dass der Verkehr gegen fiskalische Ausbeutung ge- 
sichert sei. 

Endlich vermöge einzig der Staatsbetrieb den bisher vor- 
handen gewesenen schädlichen Einflüssen ausländischer Speku- 
lanten auf das schweizerische Eisenbahnwesen ein Ende zu be- 
reiten ^ denn der Staat werde auch da imstande sein, sich von 
solchen Einflüssen freizuhalten, wo er infolge ausländischer 



'Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung betreffend den 
Rückkauf der schweizerischen Hauptbahnen. B. BI. 1897. Band II, Seite 230 
bis 477. 



52 

Plazierung der Eisenbahnanleihen der Schuldner von Ausländertl 
werde; Privatgesellschaften dagegen sei dies nicht möglich. 

In bezug auf den Umfang der Verstaatlichungsoperation 
sprach sich der Bundesrat für Übernahme der 5 Hauptbahnen: 
Jura-Simplonbahn, Schweizerische Centralbahn, Nordostbahn, 
Vereinigte Schweizerbahnen und Gotthardbahn aus. Dagegen 
sollen davon alle übrigen Privatbahnen ausgeschlossen bleiben. 

Hinsichtlich des Weges, der zur Schaffung des Staatsbahn- 
netzes eingeschlagen werden soll, stellte der Bundesrat, in Über- 
einstimmung mit der bisherigen Entwicklung, und überzeugt 
einerseits, dass jeder freihändige Kauf das Schicksal des ver- 
suchten Centralbahnankaufes teilen würde, und anderseits, dass 
die Bestimmungen des zweiten Kechnungsgesetzes eine genügende 
Handhabe gegen eine allzu hohe Entschädigung bieten werde, 
auf den zwangsweisen Rückkauf nach Massgabe der Konzes- 
sionen ab. 

Als nächster offener Rückkaufstermin kam nach den Kon- 
zessionen für die 4 erst genannten Bahnen (J.-S.; S. C. B.; 
N. 0. B. und V. S. B.), sowie die im Miteigentum der Einwohner- 
gemeinde Bremgarten, der schweizerischen Centralbahn und der 
Nordostbahn stehende Gemeinschaftsbahn Wohlen-Bremgarten 
der 1. Mai 1903, und für die Gotthardbahn der 1. Mai 1909 in 
Betracht, und zwar mit einer Kündigungsfrist von 5 Jahren 
bei der S. C. B., den V. S. B. und der Gotthardbahn, einer solchen 
von 3 Jahren bei der J.-S., und einer nach den verschiedenen 
für sie ja noch in Geltung befindlichen Einzelkonzessionen 
difterierenden bei der N. 0. ß. 

Für die Bestimmung der Höhe des Kaufpreises waren nach 
den Konzessionen massgebend einerseits der Wert des durch- 
schnittlichen Reinertrages derjenigen 10 Jahre, die dem Zeit- 
punkt der Rückkaufsnotifikation unmittelbar vorangingen, und 
anderseits das ursprüngliche Anlagekapital, beziehungsweise die 
nachgewiesenen erstmaligen Anlagekosten der bestehenden Ein- 
richtungen, abzüglich des Betrages des Erneuerungs- und Re- 
servefonds, wobei vom Bund die höhere der beiden Summen zu 
entrichten war. Die auf dieser Grundlage angestellten Berech- 
nungen ergaben, dass die S. C. B., die V. S. B. und die G. B. 
nach ihrem Ertragswert zu bezahlen waren, dass dagegen für 
die Rückkaufsentschädigung an die J.-S., die N. 0. B. als Ganzes 
und die Gemeinschaftsbahn Wohlen-Bremgarten der Wert des 
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ursprünglichen Anlagekapitales entscheidend war. Den für beide 
Gruppen von Rückkaufsentschädigungen zusammen aufzubringen- 
den Betrag bereclinete die Botschaft auf bisinahe 1 Milliarde Fr., 
genauer (431-587,773 + 532-796,996 =) Fr. 964-348,769. -, 
wobei sie annahm, es werde sich diese für den schweizerischen 
Finanzhaushalt erschreckend hohe Summe zu 372 7o beschaffen 
lassen. 

Das Betriebsbudget pro 1903, beziehungsweise 1909, welches 
der Bundesrat seiner Botschaft beifügte, vaiierte in bezug auf 
den mutmasslichen Betriebsüberschuss, je nachdem demselben 
eine Verzinsung der Rückkaufsanleihe von 3, 3V2 oder 4 7o zu 
Grunde gelegt wurde ; doch wies dasselbe auch im ungünstigsten 
Fall, bei einer 4 Voig^ii Verzinsung, noch einen Vorschlag aus 
(Fr. 50,425). 

Für die Organisation der Staatsbahnverwaltung strebte der 
bundesrätliche Entwurf grösstmöglichste Versöhnung der sich 
auf diesem Gebiete vielfach widerstreitenden Interessen an. 
An die Spitze stellte er den Satz, es solle die Staatsbahnver- 
waltung in der Bundesverwaltung eine möglichst selbständige 
Stellung einnehmen; sie solle auf der einen Seite nicht ein Werk- 
zeug des Bundesrates zu politischen Einflüssen sein, anderseits 
aber auch nicht einen Staat im Staate bilden. Im Fernern sei 
zu beachten, dass in technischer Beziehung ja unzweifelhaft die 
grösstmöglichste Konzentration aller Kräfte die besten Resultate 
liefern würde, dass aber jeder Bureaukratismus der politischen 
Entwicklung der Schweiz widerstrebe, weshalb auch die kan- 
tonalen und lokalen Interessen gebührende Berücksichtigung 
erfahren müssen. 

Der Bundesrat liess dann diesen Entwurf erst noch durch 
eine fünfgliedrige Expertenkommission begutachten, welche ihm 
in ihrem Gutachten vom 4. März 1897 * in fast allen Punkten 
bedingungslos zustimmte. 

Dann kam derselbe im Juni 1897 im Ständerat, und im 
September-Oktober im Nationalrat zur Behandlung. Am 15. Ok- 
tober 1897 wurde er — in der Hauptsache unverändert — zum 
Gesetz erhoben. Einzig in der Organisation der Staatsbahn- 
verwaltung wurden von den eidgenössischen Räten weittragende 



* Experten-Gutachten über den Eisenbahnrückkauf durch den Bund. 
B. Bl. 1897. Bd. II, Seite 897-923, 
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Veränderungen beschlossen. Der Bundesrat hatte nur 3 Kreis- 
direktionen mit Sitz in Lausanne, Luzern und Zürich vorge- 
schlagen; die Bundesversammlung vergrösserte deren Zahl um 
zwei weitere, welche sie den Städten Basel und St. Gallen zuteilte, 
die bisher die Verwaltungssitze der Schweizerischen Centralbahn 
und der Vereinigten Schweizerbahnen gewesen waren. Ferner 
Hessen die Räte den vom Bundesrat vorgeschlagenen Landes- 
eisenbahnrat, der von den Kantonen nach einem, von ihnen selbst 
zu bestimmenden, auf die Wohnbevölkerung basierten Wahlmodus 
besetzt worden wäre, fallen, und ersetzten ihn, dem Wunsche 
nach weitergehender Dezentralisation entgegenkommend, durch 
die 5 Kreiseisenbahnräte, deren Mitglieder teils vom Bundesrat, 
teils von den Kantonen gewählt werden. 

Der Einfluss des Bundesrates auf die Bundesbahnverwaltung 
wurde durch diese seine Mitbeteiligung bei der Besetzung der 
Kreiseisenbahnräte wesentlich vergrössert. In noch höherm Grade 
geschah dies dadurch, dass nicht nur, seinem Vorschlag ent- 
sprechend, die Wahl der Generaldirektion und der 5 Kreis- 
direktionen in seiner Hand verblieb, sondern ihm auch noch 
eine weitreichende Mitwirkung bei der Besetzung des Verwal- 
tungsrates übertragen wurde. Bei Annahme des bundesrätlichen 
Entwurfes hätte nämlich der Verwaltungsrat aus 39 Mitgliedern 
bestanden, wovon 17 durch die vereinigte Bundesversammlung, 
11 durch den Bundesrat und 11 durch den Landeseisenbahnrat 
gewählt worden wären. Nach dem Gesetz beträgt nun aber 
seine Mitgliederzahl 55. Das Wahlrecht des Landeseisenbahn- 
rates ist ersetzt durch dasjenige der 5 Kreiseisenbahnräte, welche 
je 1 Mitglied aus ihrer Mitte entsenden. Ebenfalls weggefallen 
ist das Wahlrecht der vereinigten Bundesversammlung, und es 
teilen sich in die Besetzung der übrigbleibenden Stühle der 
Bundesrat und die Kantone, beziehungsweise Halbkantone, zu 
gleichen Teilen, wobei es für die Zusammensetzung des Ver- 
waltungsrates nicht unwesentlich ist, dass der Bundesrat die 
ihm zustehenden Wahlen erst trifft, nachdem die Kantone und 
Kreiseisenbahnräte die ihnen obliegenden bereits vorgenommen 
haben. 

Dabei wurde die schon im bundesrätlichen Entwurf ent- 
haltene Vorschrift, der Bundesrat habe bei dieser Wahl darauf 
zu achten, dass Landwirtschaft, Handel und Gewerbe eine an- 
gemessene Vertretung erhalten, auch ins Gesetz hintibergenommen. 



Diese Instruktionsvorschrift an den Bundesrat verdient deshalb 
besonders hervorgelioben zu werden, weil bei der Festsetzung 
derselben im Nationalrat von der äussersten Linken versucht 
worden ist, den Organisationen der Landwirtschaft, des Handels, 
der Industrie, des Gewerbes und sogar des Eisenbahnpersonals 
dadurch eine direkte Mitwirkung bei der Besetzung des Ver- 
waltungsrates zuzusichern, dass auch ihnen durch das Gesetz 
'das Recht zur Wahl von 25 Mitgliedern zugesprochen werden 
sollte. Allein in der „denkwürdigen'' Nationalratssitzung vom 
6. Oktober 1897 wurde dieser Vorschlag verworfen, ein Vor- 
schlag, welcher im Prinzip betrachtet, nichts anderes war, als 
die rechtliche Bevorzugung bestimmter wirtschaftlicher Interes- 
sengruppen bei der Besetzung einer eidgenössischen Behörde, 
wie sie mit unserm modernen, auf der Rechtsgleichheit Aller 
beruhenden Rechtsstaate nicht vereinbar ist. Mit Prof. Hilty* 
halte ich dafür, dass diesem Ansinnen schon der Wortlaut des 
Art. 4 der Bundesverfassung, welcher „allen Schweizern" die 
Rechtsgleichheit garantiert, entgegenstand. Gleichviel ob die 
als Wahlbehörden in Betracht fallenden Verbände die juristische 
Pjersönlichkeit besessen hätten oder nicht, im einen wie im an- 
dern Falle, würde Art. A mit einer solchen Berechtigung der- 
selben unvereinbar gewesen sein. Mag dem übrigens sein, wie 
ihm wolle, im Jahre 1798 hat das Schweizervolk den nach 
Volksklassen organisierten Ständestaat zu Grabe gelegt, und 
auf seinen Überresten den Rechtsstaat aufgebaut, welcher jede 
Klassenvertretung negiert, gleichviel, ob sich dieselbe aus der 
Bourgeoisie oder dem vierten Stande rekrutiert. D«r Geist, aus 
welchem heraus die geltende Verfassung im Jahre 1874 geschaffen 
worden ist und der sie auch heute noch trägt, legte also jeden- 
falls sein gebieterisches Veto gegen diesen sozialistischen Vor- 
stoss ein, und es ist zu begrüssen, dass eine gewichtige Mehr- 
heit des Rates diesem „Staatsstreichlein" ein bestimmtes „Bis 
hieher und nicht weiter!" entgegengesetzt hat. 

Zufolge des ergriffenen Referendums wurde das Rückkaufs- 
gesetz am 20. Februar 1898 zur Volksabstimmung gebracht. 
Und das Volk ging bei diesem Anlass zur Urne so zahlreich, 
wie nie zuvor; 569,352, also mehr als [/^ Million gültiger Stimm- 
zettel wurden eingelegt. Davon galten der Annahme 386,634, 



'a. a. 0. Seite 115. 
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der Verwerfung 182,718 Stimmen. Mit einem Mehr von 203,916 
Stimmen hiess das Volk die Gesetzesvorlage gut. 

Eine imposante Huldigung ^ an den neuen Zeitgeist ! Das 
Evangelium von der freien Harmonie der Interessen hat heute 
seine Zauberkraft eingebtisst. Wir stehen im Zeichen des Staats- 
sozialismus, der sich auf allen Gebieten des wirtschaftlichen Le- 
bens breit macht. Im Aussenhandel behauptet er als Schutzzoll- 
politik das Feld, worüber der neue schweizerische Zolltarif vom' 
10. Oktober 1902 und die seither auf seiner Grundlage von uns 
abgeschlossenen Handelsverträge mit Italien und Deutschland 
klassische Zeugen sind. Dem staatssozialen Gedanken der Re- 
gulierung aller Verhältnisse durch den Staat dienen auch die An- 
strengungen, welche auf internationalem Boden vom schweizeri- 
schen Bundesrat in bezug auf die Arbeiterschutzgesetzgebung, vom 
König von Italien hinsichtlich der Landwirtschaft und von den ver- 
schiedensten Staaten in bezug auf die Verminderung der casus belli 
durch Abschluss von Schiedsgerichts vertragen, gemacht werden. 

Aber auch hingesehen auf das Verhältnis von Bund und 
Kantone zu einander, bedeutet die Kückkaufsabstimmung ein 
schönes Denkmal im Sinne wohlverstandener fortschrittlicher 
Centralisation und damit ein schönes Zutrauensvotum an die 
Behörden. Zu ihnen, als den bewährten Trägern gesunder bundes- 
staatlicher Politik blickt das Volk heute mit dem gefestigten 
Vertrauen auf, für welches im Jahre 1852, als die neuen Central- 
behörden kaum erst ins Leben getreten waren, die Voraus- 
setzungen noch gefehlt hatten. 

Doch soll auch nicht verschwiegen werden, dass die natio- 
nalistische und centralistische Begeisterung, wie sie bei dieser 
Kückkaufsabstimmung zur Schau getragen worden ist, vielfach 
stark von Antisemitismus durchsetzt war, der von mehr als 
einem Anhänger des Rückkaufes über Gebühr ausgebeutet 
worden ist. 

Über die durch das Rückkaufsgesetz * dem Bund überbundene 
Rückkaufspflicht besagt dessen Art. 1 Abs. 1, es liege dem 
Bunde ob, diejenigen schweizerischen Eisenbahnen für sich zu 



* Bundesgesetz betreffend die Erwerbung und den Betrieb von Eiseu- 
bahnen ftlr Rechnung des Bundes und die Organisation der Verwaltung der 
schweizerischen Bundesbahnen. A. S. n. F. Bd. XVI, Seite 553—575, und 
Oetiker Nro. 9, 
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erwerben und unter dem Namen „Schweizerische Bundesbahnen" 
für seine eigene Rechnung zu betreiben, welche wegen ihrer 
volkswirtschaftlichen oder militärischen Bedeutung den Interessen 
der Eidgenossenschaft oder eines grössern Teiles derselben dienen 
und deren Erwerbung ohne unverhältnismässige Opfer erreich- 
bar sei. Demgemäss überbindet Art. 2 dem Bundesrat die Pflicht, 
der Jura-Simplonbahn, der Schweizerischen Centralbahn, der 
Nordostbahn, den Vereinigten Schweizerbahnen, der Gotthard- 
bahn und der Gemeinschaftsbalm Wohlen— Bremgarten den Rück- 
kauf auf den nächsten Rückkaufstermin anzukündigen, und den- 
selben hernach, gemäss den Bestimmungen der Bundesgesetz- 
gebung und der Konzessionen, durchzuführen. In bezug auf die 
Nordostbahn, bei welcher, wie erwähnt, die Unterhandlungen 
des Jahres 1896 nicht zu der vom Bund gewünschten Kon- 
zessionszusammenlegung geführt hatten, wird der Bundesrat 
noch speziell ermächtigt, für den Fall, dass ein einheitliclier 
Rückkauf derselben auf Grund der für deren Stammnetz gültigen 
Bestimmungen nicht erreichbar sei, diejenigen unter besondern 
Konzessionen stehenden Linien von der Rückkaufserklärung aus- 
zunehmen, deren Erwerbung nur mit unverhältnismässigen Opfern 
möglich und deren Besitz nicht zu einem rationellen Betrieb der 
schweizerischen Bundesbahnen unentbehrlich sei. Um immerhin 
dem Bundesrate die Möglichkeit zu verschaiFen, die genannten 
fünf Hauptbahnnetze im Konvenienzfalle auch freihändig zu er- 
werben, ohne dass hiefür im Einzelfalle wiederum eine Volks- 
abstimmung notwendig würde, ist in Abs. 4 des Art. 2 bei- 
gefügt, er sei, vorbehaltlich der Zustimmung der Bundesver- 
sammlung, befugt, die Erwerbung dieser Bahnen auch auf dem 
Wege des freihändigen Kaufes vorzunehmen; doch sollen auch 
in diesem Falle für die Festsetzung des Rückkaufpreises die 
Bestimmungen der Bundesgesetzgebung und der Konzessionen 
massgebend bleiben. Sodann sieht Art. 3 die w^eitere Befugnis 
des Bundesrates vor, mit Zustimmung der Bundesversammlung 
eventuell auch andere, d. h. nicht zu den fünf Hauptbahnen 
gehörende, dermalen bereits bestehende Bahnen zu erwerben, 
sofern dieselben den in Art. 1 vorgesehenen Bedingungen ent- 
sprechen. Dabei können mit der zu erwerbenden Bahn stets 
auch Nebengeschäfte, die mit dem Bahnbetrieb in engem Zu- 
sammenhang stehen, wie z. B. Dampfschiffunternehmungen er- 
worben werden, desgleichen Beteiligungen bei Nebenbahnen. 
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Die Art der Beteiligung bei Nebenbahnen wird in Art. 5 noch 
näher umschrieben, insofern als dort gesagt wird, es sei der 
Bundesrat mit Zustimmung der Bundesversammlung ermächtigt, 
sowohl in etwa zwischen den zurückzukaufenden Hauptbahnen 
und Nebenbahnen vereinbarte Betriebs vertrage einzutreten, als 
auch, wo bisher zwisclien den beidseitigen Bahnverwaltungen 
derartige Betriebsverträge nicht bestanden haben, den Neben- 
bahnbetrieb zu tibernehmen. Sollen dagegen in der Folge solche 
Bahnlinien vom Bunde erworben werden, welche entweder der- 
malen noch gar nicht bestehen, oder aber schon heute bestehen, 
aber nicht den vom Art. 1 aufgestellten Anforderungen ent- 
sprechen, dann ist nach Art. 4 der Erlass eines besondern Bundes- 
gesetzes erforderlich. Ebenso verhält es sich, wenn vom Bunde 
neue Linien gebaut werden sollen, Avorauf ich noch im letzten 
Abschnitt dieser Arbeit zurückkommen werde. 

Art. 6 privilegiert den Bund rücksichtlich des Eigentums- 
überganges der von ihm erAvorbenen Eisenbahnen, indem er vor- 
schreibt, dass die für den Eigentumsübergang nach Jus com- 
mune geltenden Formen hier nicht beobachtet zu werden brauchen, 
und dass für die Vormerkung des Eigentumsüberganges in 
den öifentlichen Büchern ausser angemessenen Kanzleigebühren 
keinerlei Steuern oder Handänderungsgebühren erhoben Averden 
dürfen. 

Die schweizerischen Bundesbahnen sollen ferner von allen 
Kantons- und Gemeindesteuern, sowie von der Konzessionsgebühr 
für den regelmässigen periodischen Personen trän sport gegen- 
über dem Bunde selbst befreit sein. Soweit allerdings Im- 
mobilien in Frage kommen, welche zwar im Besitze der Bundes- 
bahnen sind, aber eine notwendige Beziehung zum Hahnbetriebe 
nicht haben, wie dies z. B. bei den zum Lagerhausbetrieb der 
S. B. n. in Romanshorn gehörenden Immobilien, dagegen nicht 
bei den von ihnen betriebenen Dampf booten auf dem Bodensee 
der Fall ist, greift diese Steuerexemption nicht Platz.' 

In Übereinstimmung mit der Lehre von der Confusio stellt 
Art. 9 fest, dass mit dem Übergang an den Bund sämtliche 
Bestimmungen der bezüglichen Konzessionen erlöschen, wohl- 
erworbene privatrechtliche Ansprüche Dritter vorbehalten. Es 

•Urteil vom 1. Oktober 1903 i. S. Bundesbahnen gegen Regierimgsrat 
Thurgau. IJundesgerichtl. Entsch. Bd. XXIX, 1. Teil, Nro. 102, Seite 487-491. 
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mtisste dies übrigens — auch ohne diese besondere Bestimmung 
— aus der rechtlichen Stellung, welche der Art. 8 den S. B. B. 
in der eidgenössischen Verwaltung überhaupt anweist, gefolgert 
werden! Wie mitgeteilt, hat der Bundesrat in seiner Motivierung 
des Rückkaufes den Staatsbetrieb namentlich auch durch den 
Hinweis darauf empfohlen, dass nur bei ihm wirksame Garantien 
dafür bestehen, dass die Reinerträgnisse im Interesse des Ver- 
kehrs verwendet werden. Zur Sicherung dieses Erfolges und um 
die S. B. B. vor fiskalischer Ausbeutung zu bewahren, schreibt 
nun Art. 8 vor, dass das Rechnungswesen der S. B. B. vom 
übrigen ReclmungSAvesen des Bundes vollständig getrennt zu 
halten sei, und dass der aus ihrem Betriebe fliessende Reinertrag, 
soweit derselbe über die Verzinsung und Amortisation der Eisen 
bahnschuld, sowie die gesetzlich vorgeschriebene Einlage in den 
Reservefonds hinaus disponibel bleibe, im Interesse der S. B. B. 
zur Hebung und Erleichterung des Verkehrs, insbesondere zur 
Herabsetzung der Personen- und Gütertarife, und zur Erweiterung 
des schweizerischen Eisenbahnnetzes, verwendet werden müsse. 

In einem bemerkenswerten Bericht betrefl'end die Budget 
genehmigung der S. B. B. vom 30. August 1902,* bemerkt Stände- 
rat Usteri in bezug hierauf sehr treifend, die S. B. B. seien 
wirtschaftlich so selbständig gestellt, dass der Zusammen- 
hang mit dem übrigen Haushalt des Bundes nur noch auf dem 
allerdings wichtigen Gebiete des allgemeinen Landeskredites ein 
intimer sei, im übrigen aber müssen dieselben ökonomisch als 
eine Stiftung mit der Generalbürgschaft der Eidgenossenschaft 
angesehen werden. 

Sind sie auch juristisch als Stiftung, als selbständige 
juristische Persönlichkeit aufzufassen? Ständerat Usteri äussert 
sich hierüber nicht. Dagegen hat Nationalrat Ador anlässlich 
der Debatten über die Übertragung der Simplonkonzession seitens 
Italiens auf den Bund unterm 16. Dezember 1903 die Bundes- 
bahnen ausdrücklich als eine „personnalite juridique et morale 
distincte de la Confederation" qualifiziert,^ und es wird dieser 
Standpunkt offenbar auch von dem, im Dezember 1904 ins Bundes- 
gericht gewählten Fürsprech A. Affolter geteilt, welcher in seinen 



»B. ßl. 1902. Bd. IV, Seite 368—376, spezieU 370. 
2 Amtliches stenographisches Bulletin der schweizerischen Bundesver- 
sammlung 1903. Bd. XIII, Seite 919. 
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1904 erschienenen „Grundzügen des schweizeiischen Staatsrechts" 
von der Rundesbahnverwaltung sagt, sie sei „die Besorgung 
einer fremden Angelegenheit, nämlich der Angelegenheit eines 
besondern Eisenbalmfiskus mit besonderer Rechtspersönlichkeit" *. 

Allein diese Auffassung steht im Widerspruch mit dem vom 
Bundesgerichte vertretenen Standpunkt. Dieses hat bereits 
unterm 3. Juni 1903 erkannt, es seien „die Bundesbahnen keine 
mit eigener juristischer Persönlichkeit ausgestattete, öffentliche 
Anstalt, sondern ein Zweig der Bundesverwaltung und somit mit 
dem Bunde rechtlich identisch",^ und es ist dieser Standpunkt 
auch seither von ihm bestätigt worden.^ 

In teilweiser Abweichung von der vom Bundesgerichte be- 
liebten Begründung möchte ich hervorheben, dass sich meines 
Erachtens aus den Gesetzesberatungen, wie sie im amtlichen 
stenographischen Bulletin niedergelegt sind, etwas wirklich Stich- 
haltiges für den bundesgerichtlichen Standpunkt nicht herleiten 
lässt. Im Gegenteil! ich habe aus denselben eher den Eindruck 
empfangen — und das erwähnte Votum von Nationalrat Ador aus 
einer Epoche, in welcher das Rückkaufsgesetz schon beinahe 
sechs Jahre in Kraft stand, hat mich darin bestärkt — , die Meinung 
der Bundesversammlung sei dahin gegangen, es solle die Bundes- 
bahnverwaltung eine von den übrigen Dikasterien der Bundes- 
verwaltung wesentlich verschiedene Stellung erhalten, was im 
Gesetze selbst (Art. 12 Abs 2) in bezug auf die Beamten und 
Angestellten der S. ß. B. darin zum Ausdruck gebracht ist, dass 
von ihnen gesagt wird, „sie unterstehen der für die Bundes- 
beamten geltenden Gesetzgebung", eine Redewendung, die doch 
offenbar nur dann verständlich ist, wenn man annimmt, die 
Bundesbahnbeamten gehören nicht zu den eigentlichen Bundes- 
beamten. Man wird aber, abgesehen von dieser einzigen Reminis- 
cenz, aus dem Rückkaufsgesetz selbst keine Bestimmungen 
namhaft machen können, welche einen Beweis dafür abzugeben 



^a. a. 0. Seite 222. 

2 Urteil vom 3. Juni 1903 i. S. Bundesbahnen gegen Regierungsrat Luzern. 
Bundesgerichtl. Entscb. Bd. XXIX, 1. Teil, Nro. 41, Seite 189—199; insb. 
193-194. 

3 Urteil vom 17. September 1903 i. S. Bundesbahnen gegen Regierungs- 
rat Solotburn. Bundesgerichtl. Entsch. Bd. XXIX, I.Teil, Nro. 67, Seite 322 
bis 323; insb. 324; und Urteil vom 1. Oktober 1903 i. S. Bundesbahnen gegen 
Regierungsrat Thurgau, ibid. Nro. 102, Seite 487—491; insb. 488. 
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imstande waren, dass der Gesetzgeber über die blosse Absicht, 
den S.B.B. eine Stellung zu schaffen, welche sie auch juristisch 
von den übrigen Zweigen der Bundesverwaltung wesentlich 
unterscheiden würde, hinausgekommen sei. 

Dass das Gesetz keine genügenden Anhaltspunkte für die 
Konstruktion eines besondern Eisenbahnfiskus mit besonderer 
Rechtspersönlichkeit darbietet, wird vom Bundesgericht durch 
die Zusammenstellung einer Reihe von Einzelbestimmungen, die 
hier zu wiederholen zu weit führen würde, überzeugend nach- 
gewiesen. Besonders schlüssig ist diesbezüglich für mich die 
fernere Tatsache, dass alle Anleihetitel, welche bislang zur 
Beschaffung der, für die Durchführung des Rückkaufes erforder- 
lichen Geldmittel emittiert worden sind, nur die drei Unter- 
schriften des Vorstehers des eidgenössischen Zoll- und Finanz- 
departementes, des eidgenössischen Staatskassiers und des eid- 
genössischen Wertschriften Verwalters, nicht aber auch diejenige 
eines Mitgliedes der Bundesbahnverwaltung tragen, also in 
gleicher Weise gezeichnet sind, wie bei den andern Anleihen, 
die zur Bestreitung des eidgenössischen Staatshaushaltes emittiert 
werden. Schuldner ist also in allen diesen .Fällen ein und der- 
selbe Bund. Damit soll allerdings nicht gesagt sein, dass ein 
Anleihensgläubiger gegebenenfalls eine Klage aus dem Anleihen 
direkt gegen den eidgenössischen Staatsfiskus anhängig machen 
könnte. Trotzdem der eidgenössische Staatsfiskus im Verhältnis 
nach aussen rechtlich auch den Bundesbahnfiskus mitumfasst, 
bleiben fllr den Gerichtsstand die Bestimmungen der Art. 12 
Abs. 3—6 und Art. 23 Abs. 3 des Rückkaufsgesetzes massgebend, 
wornach die S, B. B. ihren besondern Gerichtsstand haben, an 
welchem allein klagend gegen sie vorgegangen werden kann.' 
Bei dieser — wenn auch vielleicht nicht eben glücklichen^ — 
Regelung der juristischen Stellung der S. B. B. in der schwei- 



' Art. 25 Abs. 1 und 2 des ßundesgesetzes betreffend die Haftpflicht der 
Eisenbahn- und Dampfschiffahrtsunternehmungen und der Post vom 28. März 
1905 (B. ßl. 1905 Bd. II, Seite 973) betrifft lediglich diese Gerichtsstand- 
frage. Für die Konstruktion einer besonderen Persönlichkeit der S. B. B. 
kann Abs. 2 nicht verwendet werden. Vgl. das amtliche stenographische 
Bulletin der Schweiz. Bundesversammlung 1903. Bd. XII, Seite 377 und 1904 
Bd. XIII, Seite 109. 

2 Vgl. dagegen die neueste Kundgebung des Bundesrates zu dieser Frage 
in der Botschaft, betreffend Genehmigung der Geschäftsführung der S. B. B. 
für das Jahr 1904. B. Bl. 1905, Bd. III, Seite 366—367. 
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zerischen Bundesverwaltung, ist es dann allerdings jedenfalls 
formell unrichtig, wenn beispielsweise unterm 6. November 1903 
von der schweizerischen Postverwaltung einerseits, und der 
Generaldirektion der S. B. B. anderseits, über die Beziehungen 
des schweizerischen Postdienstes zu den 8. B. B. ein als „Ver- 
trag" bezeichnetes Rechtsinstrument vereinbart worden ist.* 
Da ein Vertrag begrifflich zwei verschiedene, konsentierende 
Rechtssubjekte voraussetzt, kann ein solcher zwischen zwei 
blossen Verwaltungsabteilungen ein und desselben Rechtssub- 
jektes, in casu des eidgenössischen Fiskus, nicht vereinbart 
werden. Der genannten Übereinkunft kommt deshalb nur die 
Bedeutung einer verwaltungsrechtlichen Abgrenzung zweier 
Tätigkeitssphären und damit zweier rechnungsmässig ge- 
schiedener, nicht aber der Substanz nach geteilter, Vermögens- 
massen zu. 

Hinsichtlich des weitern Vorteils, von welchem die bundes- 
rätliche Botschaft zum Rtickkaufsgesetz erklärt hatte, dass ihn 
nur der Staatsbetrieb bieten könne: eine zuverlässig-konsequeiite 
Amortisation der gesamten, auf den zurückgekauften Bahnen 
lastenden Anlage-Kapitalschuld schreibt Art. 7 des Gesetzes vor, 
dass alle Anleihen, welche zum Zwecke der Beschaffung der 
erforderlichen Geldmittel für die Erwerbung, den Bau und den 
Betrieb der Bahnen emittiert werden, nach einem, von der 
Bundesversammlung zu genehmigenden Amortisationsplane läng- 
stens binnen 60 Jahren amortisiert werden müssen. Im Falle 
freier Verständigung mit den Bahneigentümern soll bei Er- 
werbung der Bahnen auch eine andere Zahlungsmodalität zu- 
lässig sein, jedoch unter der Bedingung, dass auch hier der 
Grundsatz der Schuldenamortisation binnen längstens 60 Jahren 
festgehalten werde (Art. 7 Abs. 3). 

Zur Beruhigung der interessierten Landesteile und um auch 
diese dem Rückkauf günstig zu stimmen, versprach der Bund 
endlich in Art. 49 des Gesetzes, die Simploneisenbahn auszu- 
führen und auch eine entsprechende Alpenbahn im Osten der 
Schweiz zu fördern, sowie die von ihm in bezug auf den Erwerb 



' I. Vertrag: zwischen der schweizerischen Postverwaltung und der 
General direktion der schweizerischen Bundesbahnen betreffend die Be- 
ziehungen des schweizerischen Postdienstes zu den schweizerischen Bundes- 
bahnen vom 6. November 1903. 
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der Toggenbufgerbahn und den Bau der Rickenbahn unterm 
26. Juni 1896 übernommenen Verpflichtungen auch im Falle 
eines freihändigen Ankaufes der Vereinigten Schvveizerbahnen 
als bestehend anzuerkennen. 

Was endlich die Organisation der Staatsbahnverwaltung 
anbetrifft, so ist nach dem schon früher hierüber Gesagten an 
dieser Stelle lediglich noch zu resümieren, dass die Oberleitung 
der Verwaltung der Bundesversammlung und dem Bundesrate 
zusteht. Die unter dieser Oberaufsicht stehende Organisation 
der Verwaltung gliedert sich in: 

den Verwaltungsrat aus 55 Mitgliedern, der sich regelmässig 
jedes Vierteljahr einmal, im übrigen nach Bedürfnis, gewöhnlich 
in Bern, besammelt-, 

die Generaldirektion aus 5—7 Mitgliedern, als ständige 
Behörde mit Sitz in Bern; 

die Kreiseisenbahnräte von je 15—20 Mitgliedern, welche 
sich ebenfalls regelmässig je vierteljährlich einmal^ und sonst 
nach Bedürfnis, und zwar am Sitze der Kreisdirektionen ver- 
sammeln, mit der einzigen Ausnahme des Kreiseisenbahnrates 
für den Kreis II (Basel), der in Ölten zusammentritt; und 

die Kreisdirektionen von je 3 Mitgliedern, als ständige 
Behörden an den dermaligen Kreishauptorten Lausanne, Basel, 
Zürich und St. Gallen. 

Alles übrige, insbesondere die nicht ganz einfache Kom- 
petenzausscheidung zwischen diesen verschiedenen Organen fällt 
ausserhalb des Rahmens dieser Abhandlung. 

Zur Betrachtung steht nun noch der 

Dritte und letzte IIaiiiitab.§cliiiitt der bisherigen 

schweizerischen Eisenbahngesetzgebung, umfassend den Zeit- 
raum vom Inkrafttreten des Rückkaufsgesetzes bfe zur 
Gegenwart, also vom 22. Februar 1898 bis zum Früh- 
jahr 1905. 

Bedenkt man die weittragende Veränderung, welche mit der 
Annahme des Rückkaufsgesetzes im schweizerischen Eisenbahn- 
wesen Platz gegriffen hat, so wird sofort klar, dass damit dem 
schweizerischen Gesetzgeber eine Fülle von neuen Aufgaben erstand, 
die ihn zu emsiger Arbeit aufrief. In bezug auf die gesetzlichen 
Massnahmen in Eisenbahnsachen gibt deshalb diese Epoche an 
Reichhaltigkeit dem IL Hauptabschnitt nichts nach. Dieselben 
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lassen sich nach den verschiedenen Richtungen, die neue gesetz- 
liche Arbeit erheischten, in folgende 3 Gruppen einteilen: 

1. die Spezialgesetzgebung der S. B. B., welcher die Ein- 
richtung und Weiterbildung des Staatsbetriebs obliegt-, 

2. die Spezialgesetzgebung der nicht zu den S. B. B. ge- 
hörenden Bahnen, welche nunmehr auch eine besondere In- 
teressengruppe bilden und deshalb ihrerseits dem Gesetzgeber 
zu Spezialbehandlung Anlass geben; und 

3. die Weiterbildung der allgemeinen, für beide vorgenannten 
Gruppen massgebenden Gesetzgebung in Eisenbahnsachen. 

Selbstverständlich muss ich mich auch hier auf einen kurzen 
Überblick über diese Gesetzestätigkeit des Bundes in Eisen- 
bahnsachen beschränken. Die nähere Erörterung der hierher ge- 
hörenden gesetzlichen Erlasse ist Gegenstand der systematischen 
Darstellung des schweizerischen Eisenbahnrechts, für welche sie 
neben den unter II « a namhaft gemachten Gesetzen das Haupt- 
material liefern. 

1. Die Besprechung der 

speziell auf die S. B. B. bezüglichen Erlasse deckt sich 
mit der Darstellung der Beschlüsse, welche von der Bundesver- 
sammlung seit Erlass des Rückkaufsgesetzes zur Durchführung 
des Rückkaufes erlassen worden sind. Dabei ist im Interesse 
der Klarheit der Darstellung auch der Massnahmen zu gedenken, 
durch die der Bundesrat bei der Vorbereitung, wie bei der nähern 
Ausführung derselben mitgewirkt hat. 

a. Für den Bundesrat handelte es sich zunächst darum, 
dem ihm durch Art. 2 Abs. 2 des Rückkaufsgesetzes erteilten 
Auftrag nachzukommen, wornach er den 5 Hauptbahnen, in- 
klusive Wohlen-Bremgarten, den Rückkauf auf den nächsten 
offeneif Rückkauf stermin, d. h. den l. Mai 1909 bei der Gott- 
hardbahn, und den 1. Mai 1903 bei den andern, anzukündigen 
hatte. Da der Rückkauf nach Bundesgesetzgebung und Kon- 
zessionen zu bewerkstelligen war, so mussten diese Rückkaufs- 
ankündigungen gemäss den dafür in den Konzessionen enthal- 
tenen Kündigungsfristen bewerkstelligt werden. Der erste der 
Kündigungstermine fiel auf den 25. Februar 1898 und betraf 
Teilstrecken der N. 0. B., die — wie erinnerlich — in 17 ein- 
zelne Konzessionsobjekte zerfiel. Die für die einzelnen Teilstücke 
ihres Netzes von ihr eingereichten Rechnungen hatten ergeben, 
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dass für die einen Teilstticke der kapitalisierte Reinertrag, für 
andere dagegen das Anlagekapital höher war, woraus sich eine 
Gesamtrückkaufssumme ergab, welche den objektiven Wert der 
N. 0. B. bedeutend überstieg. Der Bund konnte deshalb auf 
dieser Grundlage nicht zurückkaufen. Nun war aber die N. 0, B. 
mit der Vorlage der konzessionsmässig ausgeschiedenen Rech- 
nungen in Verzug geblieben. Infolgedessen stand es dem Bun- 
desrate frei, entweder aut Grund von Art. 3 Abs. 3 des zweiten 
Rechnungsgesetzes eine zwangsweise Zusammenlegung sämtlicher 
Linien der N. 0. B. zu einem einheitlichen Rückkaufsobjekt zu 
verfügen, und den Rückkaufspreis auf dieser Grundlage festzu- 
setzen, oder aber gemäss dem früher besprochenen Art. 2 Abs. 3 
des Rückkaufsgesetzes die Rückkaufsankündigung auf diejenigen 
Linien zu beschränken, deren Erwerb ihm ohne unverhältnis- 
mässige Opfer möglich, und deren Besitz zu einem rationellen 
Betrieb der S. B. B. unentbehrlich erschien. Der Bundesrat stellte 
sich auf den letztern Boden. Er beschloss unterm 22. Februar 
1898 die Ankündigung des Rückkaufes von nur 11 Linien mit 
einer Totallänge von 697,5 km* unter Verzicht auf das soge- 
nannte Rumpfnetz, welches 10 weitere Linien mit 269,7 km 
umfasste und selbstverständlich die verkehrspolitisch unterge- 
ordneten und finanziell schlecht rentierenden Strecken umfasste. 
Durch den gleichen Beschluss, welcher wohl nicht mit Unrecht 
als „rückkaufstaktischer Schachzug" charakterisiert yeorden ist, 
wurde der N. 0. B. die Verpflichtung auferlegt, bis Ende 1898 für 
jede einzelne Bahnstrecke mit besonderer Konzession neue sek- 
tionsweise Ertragsrechnungen einzureichen, die die wirklichen 
Einnahmen und Ausgaben der betreffenden Bahnstrecke enthalten. 
Unterm 19. April 1898 wurde der S. C.B. und den V.S.B. 
der Rückkauf angekündigt.^ 



* Bundesratsbeschluss betreffend die Ausweise der schweizerischen Nordost- 
bahn über den konzessionsgemässen Reinertrag und das Anlagekapital, die 
Zusammenfassung sämtlicher Linien der schweizerischen Nordostbahngesell* 
Schaft zu einem einheitlichen Rückkauf sobjekt und die Ankündigung des 
konzessionsgemässen Rückkaufes gegenüber der Nordostbahngesellschaft be- 
züglich einzelner Bahnstrecken derselben. E. A. S. n. F. Bd. XV, Seite 64 
bis 66. 

2 Bundesratsbeschluss betreffend die Ankündigung des konzessionsgemässen 
Rückkaufes gegenüber den Gesellschaften der schweizerischen Centralbahn 
und der Vereinigten Schweizerbahnen. E. A. S. n. F. Bd. XV, Seite 122. 

Wiedemann, Eisenbahngosetzgebung. 5 
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Am 17. April 1900 folgte die Gemeinschaftsbahn Wohlen- 
Bremgarten, und gleichen Tages auch die J.-S.,* soweit ihr in 
Betrieb befindliches Bahnnetz in Frage kam. Bezüglich der 
Siraplonbahn, nämlich war schon im Januar 1898 auf dem Korre- 
spojidenzwege eine Verständigung erzielt worden, wornach der 
Bund den Simplontunnel erst nach der Vollendung zu tiberneh- 
men hatte, unter Wahrung allerdings der durch den Bundes- 
beschluss vom 19. Dezember 1889 stipulierten Befugnis zum 
Rückkauf vor dem 1. Mai 1903 unter der Bedingung der gleich- 
zeitigen Übernahme des Baues des Simplontunnels. 

Der Gotthardbahn endlich wurde unterm 26. Februar 1904 
der Rückkauf auf den 1. Mai 1909 angekündigt,^ wobei es in 
bezug auf dieses Bahnnetz bis heute verblieben ist. 

Im übrigen wurde beiderseits der Ausgang der Prozesse 
abgewartet, welche von den Gesellschaften als Antwort auf die 
bundesrätlichen Beschlüsse vom 3., 16., und 23. Dezember 1897, 
beziehungsweise 11. Januar 1898 über die Berechnung des kon- 
zessionsgemäsSen Reinertrages und des Anlagekapitales ^ beim 
Bundesgericht anhängig gemacht worden waren, und welchen 
die Aufgabe zufiel, die Grundsätze für die Bestimmung dieser 
Werte für beid6 Interessenten rechtsverbindlich festzustellen. 
In Sachen der S. C. B. erging das Urteil unterm 18./21. Januar 
1899 ;4 dasjenige betreffend die N. O.B. folgte' am 18./ 19, Juli 
gleichen Jahres.* In ersterm wurde namentlich der Begriff des 
Reinertrages, in letzterm der des Anlagekapitales festgesetzt. 
Damit waren alle grundsätzlichen Differenzen entschieden, so 
dass bezüglich der V. S. B. und der J.-S. nur noch wenige 
Einzelfragen offen blieben, welche dann im Mai 1899 vor dem 
Instruktionsrichter des Bundesgerichtes erledigt wurden. Be- 
treffend die G.-B. urteilte das Bundesgericht unterm 25. Juni 
1901 noch über einige Einzelfragen.** Wie diese Urteile die 



»B. Bl. 1900, Bd. II, Seite 557. 

«B. Bl. 1904, Bd. I, Seite 517. 

3 Siehe Seite 42 Note 2. 

^Urteil vom 18./21. Januar 1899 i. S. schweizerische Centralbahnge- 
seUschaft gegen Bund. Bundesgerichtl. Entsch. Bd. XXV, 2. Teil, Nro. 28, 
Seite 195—254. 

* urteil vom 18./19. Juli 1899 i. S. schweizerische Nordostbahngesellschaft 
gegen Bund. Bundesgerichtl. Entsch. Bd. XXV, 2. Teil, Nro. 86, Seite 692—732. 

ß Urteil vom 25. Juni 1901 i. S. Gotthardbahngesellschaft gegen Bundes- 
rat. Bundesgerichtl. Entsch. Bd. XXVil, 2. Teil, Nro. 36, Seite 300—328. 
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massgebenden Faktoren für die Berechnung des Rtickkaufspreises 
im einzelnen bestimmt haben, ist hier nicht zu erörtern; Um 
jedoch die grosse Schwenkung in der schweizerischen Rückkaufs- 
politik, welche sie im Gefolge hatten, verständlich zu machen, 
ist es erforderlich, den vom Bundesgerichte im allgemeinen 
eingenommenen Standpunkt kurz zu erläutern. 

Dasselbe stellte zunächst fest, dass die Vorschriften des 
zweiten Rechnungsgesetzes lediglich aus öffentlichem Interesse 
an einer richtigen Rechnungsführung der Eisenbahnen aufgestellt 
worden seien, und deshalb nur für die Gestaltung des Rechnungs- 
wesens dieser Bahnen, nicht dagegen für die Feststellung der 
konzessionsmässigen Rückkaufsentschädigung massgebende Fest- 
setzungen enthalten. Es seien deshalb die für die Feststellung 
dieser Entschädigung in Betracht kommenden streitigen Be- 
griffe — Reinertrag und Anlagekapital — nach Massgabe der 
in den Konzessionen enthaltenen Vorschriften zu ermitteln, und 
es haben die Bestimmungen des Rechnungsgesetzes überall da 
ausser Anwendung zu bleiben, wo sie dem Konzessionsinhalt wider- 
sprechen. Allein — und dies ist nun die bedeutungsvolle Ein- 
schränkung, welche das Bundesgericht zu gunsten des Rechnungs- 
gesetzes, und damit materiell der bundesrätlichen Festsetzungen 
machte — , die Konzessionen seien lückenhaft und bedürfen in 
bezug auf die in Frage stehenden Faktoren der Ergänzung 
nach Massgabe dessen, was objektiv als gesunde und nach rieh 
tigen Gescbäftsprinzipien geführte Verwaltung zu gelten habe. 
Folglich seien die Vorschriften des Rechnungsgesetzes überall 
da zur Anwendung zu bringen, wo sie den im Obligationenrecht 
enthaltenen Bilanzvorschriften oder sonst richtigen Rechnungs- 
grundsätzen entsprechen. 

Von dieser Grundlage aus zur Prüfung der streitigen Fragen 
übergehend, nahm das Bundesgericht fast überall an, die im Rech- 
nüngsgesetz niedergelegten Vorschriften decken sich in der Tat 
mit dem, was nach richtigen Geschäftsprinzipien not tue, und 
es kam so beinahe durchgängig dazu, die vom Bundesrat in 
Ausführung des Rechnungsgesetzes beliebten Festsetzungen zu 
schützen. Dies war insbesondere auch der Fall in bezug auf 
den so sehr umstrittenen Begriff des Erneuerungsfonds. Gleich 
dem Bundesrat konstruierte es denselben als einen, der Be- 
wertung von Aktiven dienenden, die auf diesen erforderlichen 
Abschreibungen enthaltenden Bewertungskonto, der bei allen. 
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einer wesentlichen Abnutzung unterliegenden Anlagen und Ein- 
richtungen, bestehen müsse. 

Nachdem auf diese Weise die meisten für die Berechnung 
des Rückkaufspreises in Betracht kommenden Faktoren dem 
bundesrätlichen Standpunkt entsprechend für beide Parteien 
rechtsverbindlich festgestellt waren, nahm das Interesse des 
Bundes am konzessionsmässigen Rückkauf wesentlich ab. 
Diese Prozesse hatten es ihm zudem recht deutlich vor Augen ge- 
führt, welch' grosse Kosten und wie mannigfach unliebsame Ver- 
zögerungen die Bestimmung der Höhe der Rückkaufsentschädi- 
gung durch das Bundesgericht mit sich bringen müsste. Auch 
konnte er bei ein^m freihändigen Erwerb mit grösserer Be- 
stimmtheit auf eine Succession in die Obligationenschuld der 
einzelnen Bahnen hoffen, was ihn im wesentlichen den grossen 
Unannehmlichkeiten enthob, welche die Aufnahme eines Mil- 
liardenanlehens notwendigerweise im Gefolge haben musste. 

Die Bahngesellschaften ihrerseits aber wussten nun, dass 
für sie wenig Aussicht bestehe, den Kurssturz, den ihre Aktien 
seinerzeit erlitten hatten, als durch die Rückkaufsbotschaft der 
Weg bekannt geworden war, den der Bund zur Bestimmung der 
Rückkaufsentschädigung einschlagen werde, jemals wieder einzu- 
bringen; es stand also zu erwarten, dass sie einer freihändigen 
Überlassung ihrer Linien an den Bund keine prinzipiell ablehnende 
Haltung mehr entgegensetzen werden. 

Aus air diesen Gründen griff nun jene Schwenkung in der 
schweizerischen Rückkaufspolitik Platz, welche zur Folge hatte, 
dass die bis heute verstaatlichten Bahnen schliesslich doch nicht 
zwangsweise, sondern durch Kauf freihändig in die Hand 
des Bundes übergegangen sind. 

Den Reigen dieser freihändigen Käufe eröffnete die S. C. B. 
Sie wurde durch Vertrag vom 5. November 1900* und ratifi- 
zierenden Bundesbeschluss vom 14. Dezember 1900^ gemäss dem 
fünfundzwanzigfachen Reinertrag der Jahre 1888—1897 um 
75 Millionen erworben. Sie ging den 1. Juli 1901 in die Bundes- 
verwaltung über, wurde aber schon vom 1. Januar gleichen 
Jahres an unter Aufsicht des eidgenössischen Eisenbahndeparte- 



1 A. S. n. F. Bd. XVIH, Seite 419-423. 

* Bundesbeschluss betreifend den freihändigen Ankauf der schweizerischen 
Centralbahn durch den Bund. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 417—418. 
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mentes durch die bisherige Direktion auf Rechnung des Bundes 
betrieben. Der Kaufpreis wurde in 100,000 für den Gläubiger 
unaufkündbaren, jedoch für den Bund nach Ablauf von 20 Jahren 
gegen Barzahlung von Fr. 750 ablösbaren eidgenössischen Renten- 
titeln auf eine jährliche Rente von 30 Fr. bezahlt. Gleich wie 
alle andern Verbindlichkeiten der Gesellschaft ging auch die 
ganze Obligationenschuld auf den Bund über. 

Diesem ersten Teil des schweizerischen Staatsbahnnetzes 
wurde bald darauf, unter Rückdatierung des Betriebsbeginns 
ebenfalls auf den 1. Januar 1901, das N. 0. B.-Netz angegliedert! 
Nachdem sich nämlich die N. 0. B. zur freihändigen Überlassung 
ihres ganzen Unternehmens gegen einen Rückkaufspreis, der auf 
Grund des Anlagekapitales für das ganze Netz einheitlich be- 
rechnet war, bereit erklärt hatte, hielt der Bundesrat dafür, der 
etwas hohe Kaufspreis von 82 Millionen wiege die mannigfachen 
Nachteile reichlich auf, welche mit dem konzessionsmässigen, auf 
die gekündigten 11 Linien sich beschränkenden Rückkauf ver- 
bunden wären, und es kam so zum Abschluss des Kaufvertrages 
vom I.Juni 1901,* den die Bundesversammlung durch Beschluss 
vom 10. Dezember gleichen Jahres genehmigte, wobei sie, wie be- 
reits erwähnt, den Betriebsbeginn auch hier auf den 1. Januar 1901 
zurückdatierte.^ Auch hier succedierte der Bund in alle Aktiven 
und Passiven, die Obligationenschuld inbegriffen. 2 Millionen 
des Kaufpreises waren in bar, die übrigen 80 Millionen in 3 V« 7o 
sogenannte Bundesbahnobligationen zu Fr. 1000 zu entrichten. 

Der dritte Rückkaufsvertrag wurde unterm 22. November 1901 
mit den V. S. B. abgeschlossen,^ und durch Bundesbeschluss vom 
21. April 1902 ratifiziert.^ Ihre sämtlichen Aktiven und Passiven, 
darunter auch die Toggenburgerbahn, die zufolge einer, von 
der Bundesversammlung unterm 19. Dezember 1901 ratifizierten* 
vertraglichen Verständigung vom 7. Oktober 1901 ®, am 1. Januar 



lA. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 920-924. 

2 Bundesbeschluss betreifend den freihändigen Ankauf der schweizerischen 
Nordostbahn durch den Bund. A. S. n. F. Bd. XVIH, Seite 918—919. 

3A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 70—73. 

^Bundesbeschluss betreffend den Ankauf der Vereinigten Schweizer- 
bahnen durch den Bund. A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 68—69. 

* Bundesbeschluss betreffend den Bau der Rickenbahn und den Ankauf der 
Toggenburgerbahn durch den Bund. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 925-926. 

«A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 927—931. 
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1902 an die V. S. B. übergegangen war, wurden darnach vom 
Bund per 30. Juni 1902 gegen 40 Millionen erworben, welcher 
Kaufpreis auf Grund des fünfundzwanzigfachen Reinertrages der 
Jahre 1888—1897 kontradiktorisch festgestellt worden war, und 
folgendermassen entrichtet werden musste : 22 Millionen in 3 V« 7o 
sogenannten Bundesbahnobligationen ä Fr. 1000, und 18 Millionen 
in bar. Entsprechend den während den Vertrags Verhandlungen 
obwaltenden Kursverhältnissen wurden diese Festsetzungen noch 
dahin modifiziert; dass die 22 Millionen 3 V2 Vo Bundesbahnobli- 
gationen zum Kurse von 99 7o gerechnet wurden, wodurch sich 
die zu bezahlende Barsumme auf Fr. 18*220,000 erhöhte. Die 
Toggenburgerbahn erhielt der Bund dabei kostenfrei; dagegen 
übernahm er die Pflicht zur Erbauung der auf rund 1 1 Millionen 
devisierten Eickenbahn,* womit unterm 17. November 1903 be- 
gonnen worden ist. 

Zurückzukaufen war ferner auch der Anteil der Einwohner- 
gemeinde Bremgarten an der Wohlen-Bremgarten-Bahn, welche 
dieser Gemeinde zu einem Fünftel und der S. C. B. und N. 0. B. 
gemeinsam zu den vier andern Fünfteln gehörte. Gegen Bezahlung 
des auf Grund des Anlagekapitales berechneten Beträges von 
Fr. 196,808 ging dieselbe gemäss Vertrag vom 4. März 1902,^ 
der von der Bundesversammlung unterm 26 April ratifiziert wurde ^ 
aml. Mai gleichen Jahres ebenfalls auf den Bund über. 

Bis zum 1. Mai 1903, dem Tage des konzessionsmässigen 
Überganges der J.-S.-bahn auf den Bund war es nicht möglich, 
ein endgültiges Abkommen betreffend freihändigen Erwerb auch 
dieser Bahn zu vereinbaren. Der Umstand, dass die vom Bunde 
angestellten Berechnungen des Rückkaufswertes nicht einmal 
die Summe erreichten, die die Prioritäts- und Stammaktien zu- 
sammen ausmachten, sowie die Unterhandlungen, welche mit den 
schweizerischen und italienischen Subvenienten des Simplontunnels 
geführt werden mussten, erschwerten hier ' die Verständigung 
wesentlich und verzögerten die Einigung bis zum 23. Oktober 
1903. Der an diesem Tage definitiv zustande gekommene^ und 



1 Siehe Seite 69 Note 5 und A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 932—937. 

«A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 79-81. 

^Bundesbeschluss betreflfend den freihändigen Rückkauf des Anteils 
der Gemeinde Bremgarten an der Bahnunternehmung Wohlen-Bremgarten. 
A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 77—78. 

*A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 808-812. 



71 

hernach durch die Bundesversammlung unterm 18. Dezember 1903 
genehmigte * Rückkaufsvertrag musste auf seiten der beteiligten 
Bahnunternehmung durch deren Liquidationskommission ab- 
geschlossen werden, denn es hatte die Aktionärversammlung 
der J.-S. mit Rücksicht auf den, laut konzessionsgemässer An- 
kündigung des Rückkaufes, auf den 1. Mai 1903 eintretenden 
Übergang des Bahnnetzes an den Bund schon am 18. April 1903 
die Liquidation der Gesellschaft beschlossen und mit der Vor- 
nahme derselben eine besondere Liquidationskommission betraut, 
die nun eben als Vertragsköntrahent auch bei Abschluss des 
Rückkaufsvertrages zu funktionieren hatte. Der Vertrag be- 
stimmte den Übergang aller Aktiven und Passiven der in Liqui- 
dation befindlichen J.-S.-bahn auf den Bund und zwar unter 
Rückdatierung auf den 1. Januar 1903, wobei besonders hervor- 
gehoben zu werden verdient, dass der Bund auch in den Bau- 
vertrag und seine zwei Nachträge eintrat, den die J.-S.-bahn- 
gesellschaft mit der Firma Brandt, Brandau & Cie. in Winter- 
thur betreffend die Durchtunnelung des Simplons abgeschlossen 
hatte, wie dies schon im Bundesbeschluss vom 19. Dezember 1899 
ins Auge gefasst worden war. Als Gegenwert zahlte der Bund 
einen auf Grund des Anlagekapitales festgestellten Rückkaufs- 
preis von 104 Millionen, Wert 31. Dezember 1903. Davon mussten 
101 Millionen in 3 V2 7o sogenannten Bundesbahnobligationen ä 
Fr. 1000 und 3 Millionen in bar entrichtet werden, wozu dann 
noch infolge Zins Verrechnung pro 1903 weitere Fr. 100,800 
kamen. Die Liquidationskosten wurden der in Liquidation be- 
findlichen Gesellschaft auferlegt. Da aber der Bund im Jahre 
1903 durch entsprechende Vereinbarungen mit einem Bankkon- 
sortium im Wege Umtausches in 3 V? 7o Bundesbahnobligationen 
fast alle J.-S.-bahnaktien zu Eigentum übernommen hat, so 
trägt er das Risiko dieser Liquidation nunmehr zum grössten 
Teil selbst. Dasselbe ist nun aber auf ein Minimum herabge- 
sunken, nachdem das Bundesgericht unterm 15. April 1905 die 
Klage der Gesellschaft der Inhaber sogenannter Genussscheine 
(association des porteurs de bons de jouissance) abgewiesen hat. 
Infolge des besprochenen freihändigen Überganges befinden 
sich somit seit dem 1. Mai 1903 alle auf diesen Zeitpunkt zum 



* Bundesbeschluss betreffend den freihändigen Ankauf der Jura-Simplon- 
bahn durch den Bund. A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 806—807. 
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Etickkauf fälligen Hauptbahnen im Betriebe des Bundes: die 
S. C. B., die N. 0. B. mit Inbegriff der Bahn Wohlen-Bremgarten, 
die V. S. B.^ die Toggenburgerbahn und die J.-S.-bahn; der erste 
Bundesbahnzug aber war schon in der Neujahrsnacht 1901/1902 
von Aarau nach Bern verbracht worden. 

Noch ist aber das Bild der vom Bunde zur Durchführung 
des Rückkaufes entwickelten Gesetzestätigkeit nicht vollständig. 
Es erübrigt dasselbe unter 

b) durch die ' Zusammenstellung der fünf Bundesbeschlüsse, 
welche die Beschaffung der notwendigen Geldmittel — die Finan- 
zierung des Rückkaufes — betrafen, zu ergänzen. Dieselben 
dienten zum Teil gleichzeitig der Beschaffung der Mittel, welche 
die S. B. B. zur Deckung ihres Baukontos benötigten. Es darf ge- 
sagt werden, dass diese Geldbeschaffungsfragen bisher mit gutem 
Erfolge gelöst worden sind. Ein Auswandern der auf die Eid- 
genossenschaft als Eigentümerin der verstaatlichten Bahnen 
lautenden Titel ins Ausland hat allerdings nicht verhindert 
werden können. In dieser Beziehung hat die Verstaatlichung 
lediglich die Veränderung gebracht, dass an die Stelle der 
Berliner und Frankfurter Juden, welche früher die Haupt- 
gläubiger der jetzt verstaatlichten Bahnen waren, nunmehr die 
Börsenältesten von Paris getreten sind. Allein dies braucht, 
weil in der Natur der Sache begründet, nicht zu überraschen: 
„Les fortunes pecuniaires ne connaissent ni Roy ni Patrie!" — 

Die Anleihen der zurückzukaufenden Bahnen betrugen, auf 
Ende 1898 berechnet, Fr. 683*908,075. — . Ob dieselben gegen 
Sicherstellung ohne weiteres auf den Bund übergehen werden, 
schien für den Fall des konzessionsmässigen Rückkaufes frag- 
lich. Aus diesem Grunde, und weil ferner der Kurs dieser An- 
leihensobligationen einem derartigen Unterfangen günstig schien, 
ermächtigte die Bundesversammlung den Bundesrat durch Be- 
schluss vom 28. Juni 1899* ein Staatsanleihen in der Höhe von 
200 Millionen aufzunehmen und beauftragte ihn, bis zu dieser 
Höhe für Rechnung der zukünftigen Bundesbahnen Obligationen 
der zu verstaatlichenden Eisenbahnen zu erwerben ; dies sowohl 
durch Übernahme derartiger Obligationen gegen Hingabe 3V2 7o 



' Bundesbeschluss betreffend Erwerbung von schweizerischen Eisenbahn- 
obligationen und Aufnahme eines Staats anleih ens zum Zwecke der Eisenbahn- 
verstaatlichung. A. S. n. F. Bd. XVII, Seite 229—231. 
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sogenannter Bdndesbahnobligatiönen, als auch durch Ankauf 
gegen bar, wozu die Mittel durch Begebung ebensolcher Bundes- 
bahnobligationen zu beschaffen seien. 

In Ausführung dieses Auftrages kontrahierte der Bundesrat 
das Anleihen vom 5. August 1899, welches die Serien A bis D 
zu je 50 Millionen umfasst, und begann mit dem ümtausch- 
geschäft. Allein dieses wollte nicht recht in Fluss kommen. So- 
wohl aus diesem Grunde, als auch, weil der Bund selbst das 
Hauptinteresse an diesem ümtauschgeschäft verlor, als der 
freihändige Erwerb der S. C. B. zu stände kam und dabei die 
ganze Obligationenschuld vom Bunde übernommen werden konnte, 
wurde dasselbe am 1. November 1900 ganz eingestellt. Der 
Bundesrat nahm es nun eben als sehr wahrscheinlich an, dass 
auch andere freihändige Erwerbungen mit entsprechender Succes- 
sion in die Obligationenschuld Zustandekommen werden. 

Allein die Bundesbahnverwaltung bedurfte nun ihrerseits 
barer Geldmittel zur Deckung der von ihr übernommenen Bau- 
verpflichtungen. Ferner erschien es sehr fraglich, ob bei Ab- 
schluss weiterer Rückkaufs vertrage auch mit den Aktionären 
sich ähnliche Verständigungen werden treffen lassen, wie beim 
S. C. B.-Ankauf, wo auch hiefür kein bares Geld benötigt worden 
war, vielmehr die Auskaufung des gesamten Aktienkapitals in 
eidgenössischen Rententiteln möglich gewesen war. Deshalb galt 
es, die Möglichkeit der Beschaffung eines grössern Barbedarfes 
ins Auge zu fassen. Die Aussichten, denselben durch Verkauf 
der noch restierenden Serien des 1899er Anleihens günstig 
beschaffen zu können, waren gewachsen, denn es zeigte sich zu- 
folge der allgemeinen Lage des Geldmarktes seit Anfang 1901 
rege Nachfrage nach SVaVo Bundesbahnobligationen. 

Dieser veränderten Sachlage Rücksicht tragend, beschloss 
die Bundesversammlung unterm 29. März 1901 eine Erweiterung 
ihres frühern Beschlusses in dem Sinne, dass sie die Verwendung 
von Barbeträgen, die aus der Begebung 3*/, 7o Bundesbahn- 
obligationen des Anleihens vom 5. August 1899 beschafft würden, 
für die Zwecke der Bundesbahnverwaltung im allgemeinen frei- 
gab.* 

^Bundesbeschluss betreffend Erweiterung des Bundesbeschlusses vom 
28. Juni 1899, betreffend Erwerbung von schweizerischen Eisenbahnobliga- 
tionen und Aufnahme eines Staatsanleihens zum Zwecke der Eisenbahnver- 
staatlichung. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 611—612. 
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Der Bundesrat verkaufte inp Ausführung dieses Beschlusses 
eine grössere Partie Titel. 80,000 Stück ä Fr. 1000. - wurden 
der N. 0. B., welche, wie früher ausgeführt, lediglich 2 Millionen 
der gesamten Rückkaufssumme in bar beanspruchte, zur Be- 
gleichung der übrigen 80 Millionen des Rückkaufpreises be- 
händigt. Damit waren dann alle vier Serien: A, B, C und D 
des 1899er Bundesbahnanleiliens plaziert. 

Mit Beschluss vom 20. Dezember 1901 nahm die Bundes- 
versammlung hiervon Vormerkung*. Gleichzeitig ermächtigte 
sie den Bundesrat zur Ausgabe weiterer S^/^ Vo Bundesbahn- 
obligationen, damit solche verwendet werden können: in erster 
Linie zur Regulierung des Kaufpreises der V. S. B. und der 
Bahnunternehmung Wohlen-Bremgarten ; ferner, zur Deckung 
des Baukontos der S. B. B., soweit deren eigene Mittel nicht 
ausreichen, und endlich zum eventuellen Umtausch der SVa Vo 
Obligationen der J.-S. B., für welche der Bund Garant war. 

Unterm 19. April 1898* nämlich hatte die Bundesversammlung 
den Bundesrat ermächtigt, namens des Bundes die Garantie für 
Verzinsung und Rückzahlung der 60 Millionen Fr. zu über- 
nehmen, welche die J.-S.-bahngesellschaft damals für Ausführung 
des Simplondurchstiches von Brig bis Iselle benötigte, und in 
einem SVaVo Anleihen durch ein Kantonalbankkonsortium er- 
hielt. Dabei wurde aber ausdrücklich die Verpflichtung zum 
Umtausch der Obligationen dieses Anleihens gegen Bundesbahn- 
obligationen mit gleichen Bedingungen innerhalb drei Monaten 
nach dem Übergang der J.-S. B. auf den Bund stipuliert.^ Diese 
Garantie war alsdann vom Bundesrat unterm 14. Juli 1898 aus- 
gesprochen worden.^ 

Um nun das mit dem bevorstehenden Übergang der J.-S. B. 
auf den Bund notwendig werdende Umtauschgeschäft möglichst 



* ßundesbeschluss betreffend die Darchführung der Bundesbeschlüsse vom 
28. Juni 1899 und 29. März 1901 und die Vollmachtserteilung zur Ausgabe 
weiterer Bundesbahnobligationen. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 938—939. 

'Bundesbeschluss betreffend Übernahme der Garantie für das Simplon- 
anleihen der Jura-Simplonbahngesellschaft durch den Bund. A. S. n. F. 
Bd. XVI, Seite 695-696. 

«Anleihensvertrag Art. 5. A. S. n. F. Bd. XVI, Seite 698. 

* Bundesratsbeschluss betreffend Bundesgarantie für das Simpbnanleihen 
der Jura-Simplonbahn im Betrage von 60 Millionen. A. S. n. F. Bd. XVI, 
Seite 819. 
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zu vereinfachen, tauschte der Bundesrat, gestützt auf den Bundes- 
beschluss vom 20. Dezember 1901, schon im Jahre 1902 20 erste 
Millionen dieses Anleihens um, die sich noch unbegeben in 
Händen des beteiligten Kantoualbankkonsortiums befanden. Er 
benützte dazu 20,000 Titel der 50 Millionen Serie E, welche 
gleichzeitig mit den zwei weitern Serien F und G im Betrage 
von ebenfalls je 50 Millionen unterm 24. April 1902 creiert worden 
war, und von welcher bereits 22 Millionen für Bestreitung des 
Rückkaufpreises an die V. S. B. ausgegeben worden waren. Der 
Vollständigkeit halber sei beigefügt, dass die restierenden 40 Mil- 
lionen des 1898er Simplonanleihens hernach in der Zeit vom 
15.— 30. Juni 1903 umgetauscht worden sind. Was von ^er Serie 
E noch unverbraucht war, wurde in Verbindung mit den Serien 
F und G hiezu und zur Berichtigung des Rückkaufspreises der 
J.-S. B., sowie zur Bestreitung des Eigenbedarfes der Bundes- 
bahnverwaltung verausgabt. Dabei ist übrigens daran zu er- 
innern, dass der Bund teils wegen des von ihm angelegten Eisen- 
bahnfonds, teils zufolge seiner spätem Erwerbungen vom Jahre 
1903 selbst Hauptaktionär der J.-S. B. geworden ist, was er- 
klärt, dass die 101 Millionen Rückkaufpreis heute noch nicht 
vollständig umgetauscht sind. 

In weiterer Ausführung der Verstaatlichungsoperation, ins- 
besonders zur Erleichterung der Zinsenlast, welche den S. B. B. 
infolge der Übernahme der auf den erworbenen Bahnen haftenden 
Obligationenschuld erwachsen war, ermächtigte die Bundesverr 
Sammlung den Bundesrat durch Beschluss vom 24. April 1902 * einen 
Teil dieser Schuld, der zu 4 Vo ^^ verzinsen war und im ganzen 
153 Millionen ausmachte, in dem ihm geeignet erscheinenden 
Zeitpunkt und im Rahmen der jeweiligen Anleihensbedingungen 
zur Rückzahlung zu kündigen und dabei den Titelinhabern die 
Konversion in 3V2 Vo Bundesbahnobligatiönen nach dem Typus 
des Bundesbahnanleihens vom 5. August 1899 anzubieten. Für 
den Fall, dass von der Kündigung eineß ganzen Anleihens Um- 
gang genommen würde, soll der Bundesrat berechtigt sein, nach 
Massgabe der Amortisationsbestimmungen des betreffenden An- 
leihens verstärkte Auslosungen anzuordnen und den hiefür er- 



' Bundesbeschluss betreffend Vollmachtserteilung zur Konversion von An- 
leihen der verstaatlichten schweizerischen Eisenbahnen. A. S. n. F. Bd. XIX, 
Seite 74—76. 



76 

forderlichen Geldbedarf durch Ausgabe 3V2 7o Bundesbahn- 
obligationen gleichen Typus' zu decken. 

Das Bestreben, ein festes Klassement der 3V2 Vo Bundes- 
bahnobligationen zu erzielen und die allgemeinen Verhältnisse 
des Geldmarktes, haben den Bundesrat veranlasst, von dieser 
Konvertierung bisher nur in geringem Umfang Gebrauch zu 
machen. Diese Zurückhaltung empfahl sich auch durch die wesent- 
liche Besserung des Geldmarktes im allgemeinen. Der Überfluss 
an verfügbaren Kapitalien nahm auf demselben in so hohem 
Grade zu, dass die Möglichkeit entstand, das zur Konvertierung 
dieser Eisenbahnanleihen nötige Geld, sowie die Mittel zur 
Deckung der Bedürfnisse des Baukontos der S. B. B., zum Zins- 
fuss von nur 3 7o zu beschaffen. 

Die Bundesversammlung ergänzte und modifizierte deshalb 
durch eiue neue Schlussfassung vom 26. Juni 1903 alle vier 
altem, die Anleihen zu Gunsten der verstaatlichten Bahnen be- 
treffenden Bundesbeschlüsse (vom 28. Juni 1899; 29. März 1901; 
20. Dezember 1901 und 24. April 1902)». Sie ermächtigte den 
Bundesrat in dem ihm gutscheinenden Zeitpunkt auch die SV^Vo 
Anleihen, welche von den zurückgekauften Bahnen aufgenommen 
worden waren, gemäss den besondern Bestimmungen jedes ein- 
zelnen Anleihens zur Rückzahlung zu kündigen, bezw. auch 
hier, im Falle die Kündigung eines ganzen Anleihens nicht tun- 
lich erscheinen sollte, zu einer Erhöhung der Teilrückzahlungen 
nach Massgabe der Amortisationsbestimmungen zu schreiten. 
Sowohl für die Durchführung dieser Konvertierung, wie auch zur 
weitern Konvertierung der im Bundesbeschluss vom 24. April 
1902 aufgeführten, bisher nicht gekündigten 4 % Anleihen, und 
zur Beschaffung der nicht aus den eigenen Mitteln der Bundes- 
bahnverwaltung erhältlichen Gelder für deren Baukonto soll der 
Bundesrat befugt sein, 3 7o Bundesbahnobligationen auszugeben. 
Die Höhe dieses Anleihens, die Bestimmung seines Emmissions- 
kurses und alle sonstigen speziellen Bedingungen innert den 
Grenzen des allgemeinen, sechzigjährigen Amortisationsplanes 
der Bundesbahnschuld, wurde dabei dem Bundesrate überlassen. 



* Bundesbeschluss betreffend die Vollziehung der Bundesbeschlüsse vom 
28. Juni 1899, 29. März 1901, 20. Dezember 1901 und 24. April 1902, die 
Konversion der Anleihen der verstaatlichten Eisenbahnen und die Ermäch- 
tigung zur Ausgabe weiterer Bundesbahnobligationen. A. S. n. F. Bd. XIX, 
Seite 658—660. 
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Dieser hat hierauf unterm 14. November 1903 150 Millionen 
zur Emission gebracht. Dieses, um seines fallenden Zinsfusses 
willen (3V2 Vo Ws 1911, 3V4 7o von 1911-1917, und 3 7o für die 
übrige Dauer) als Differeanleihen (emprunt diff6r6) bezeichnete 
Anleihen, ist gleich dem 1899er in Serien von 50 Millionen 
zerlegt, in Schweizerwährung zahlbar und 10 Jahre lang fest. 
Die dadurch beschafften Mittel sind im Sinne der Schlussfassung 
vom 26. Juni 1903 zur Konvertierung, und zur Bestreitung der 
Bedürfnisse des Baukonto der S.B.B., verausgabt worden. 

Damit schliesst die Reihe der zur Durchführung des Rück- 
kaufes und zur Beschaffung der für eine günstige- Gestaltung 
des Finanzhaushaltes der S. B. B. dienlichen Finanzerlasse des 
Bundes. Ich kann mich somit unter 

cj^ien speziellen gesetzlichen Massnahmen zuwenden, zu 
denen der Übergang des Simplonbahnunternehmens auf den Bund 
Veranlassung gegeben hat. 

Grundlage und Ausgangspunkt bildet hier der Staatsvertrag 
zwischen der Eidgenossenschaft und Italien betreffend den Bau und 
Betrieb einer Eisenbahn durch den Simplon, von Brig nach Domo- 
dossola, der am 25. November 1895 abgeschlossen *, und von der 
Bundesversammlung unterm 21. Dezember 1896 genehmigt worden 
ist.* Der schweizerische Bundesrat verpflichtete sich dadurch, in- 
nert den Grenzen der an die J.-S.-Gesellschaft erteilten Konzession 
das Notwendige vorzukehren, um die Ausführung und den Betrieb 
der nördlichen Zufahrtslinien (Station Brig bis zum Nordeingang 
des grossen Tunnels), wie des grossen Tunnels selbst, einschliesslich 
des Teilstückes der südlichen Zufahrtslinie vom Südeingang des 
grossen Tunnels bis zur Einfahrtsweiche der Station Iselle zu 
sichern, wogegen die italienische Regierung die Verpflichtung über- 
nahm, die Ausführung und den Betrieb der südlichen Zufahrtslinie 
(Station Domodossola bis zur Einfahrtsweiche der Station Iselle) 
zu sichern, und der J.-S.-Gesellschaft die erforderliche Konzession 
zum Bau und Betrieb des auf italienischem Gebiet gelegenen Teils 



^ Staatsvertrag: zwischen der Schweiz und Italien, betreffend den Bau 
und Betrieb einer Eisenbahn durch den Simplon, von Brig nach Domodossola. 
A. S. n. F. Bd. XVI, Seite 794-818. 

«Bundesbeschluss betreffend Genehmigung der zwischen der Schweiz 
und Italien bezüglich des Baues und Betriebes einer Eisenbahn durch den 
Simplon, von Brig nach Domodossola, am 25. November 1895 abgeschlossenen 
Staatsvertrages. A. S. n. F. Bd. XVI, Seite 791—793. 
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des grossen Tunnels, einschliesslich der Teilstrecke zwischen dem 
Stidausgang desselben und der Einfahrtsweiche der Station Iselle 
zu erteilen. In Anwendung dieses Staatsvertrages wurde dann 
hinsichtlich des Anschlusses des schweizerischen Bahnnetzes an 
das italienische, sowie der Bezeichnung des internationalen Bahn- 
hofes, und der Ordnung des Betriebes der Strecke Iselle-Domo- 
dossola unterm 2. Dezember 1899 ein weiteres Übereinkommen 
zwischen Italien und der Schweiz vereinbart,* dem die Bundes- 
versammlung unterm 20./22, Dezember gleichen Jahres ihre 
Genehmigung erteilt hat.^ Der effektive Ansehluss der schwei- 
zerischen Eisenbahnlinie an die italienische erfolgt darnach bei 
der bergwärts gelegenen Einfahrts weiche der Station Iselle, also 
mitten auf italienischem Gebiet. Der internationale Bahnhof wird 
in Domodossola errichtet; die zollamtlichen Verrichtungen da- 
gegen in der Weise getrennt, dass der schweizerische Zolldienst 
in Brig, der italienische in Domodossola eingerichtet wird. Von 
besonderer Wichtigkeit aber ist, dass der J.-S.-bahnverwaltung 
nicht nur der Zugsdienst bis zur bergwärts gelegenen Einfahrts- 
weiche der Station Iselle, beziehungsweise dieser selbst, sondern 
auch darüber hinaus bis Domodossola eingeräumt wurde. DieZugs- 
förderung und Zugsbegleitung bis Domodossola hat also in beiden 
Richtungen auf den Namen dieser schweizerischen Eisenbahnver- 
waltung, jedoch von Iselle an auf Rechnung Italiens zu geschehen. 
Um es nun dem rückkaufenden Bunde möglich zu machen, 
mit den Rechten und Pflichten der J.-S. auch die speziellen des 
Simplonunternehmens zu übernehmen, wurde es, soweit die 
italienische Konzession in Betracht kam, notwendig, von Italien 
die Übertragung derselben an den Bund zu erwirken. Eine 
diesbezügliche Übereinkunft kam nach ziemlich schwierigen 
Unterhandlungen unterm 16. Mai 1903 zustande.^ Sie wurde 



'Übereinkommen zwischen der Schweiz und Italien betreifend den An- 
sehluss des schweizerischen Bahnnetzes an das italienische durch den Simplen, 
die Bezeichnung des Internationalen Bahnhofes und den Betrieb der Bahn- 
strecke Iselle-Domodossola. A, S. n. F. Bd. XVIII, Seite 207—226. 

'Bundesbeschluss betreifend Genehmigung: des zwischen der Schweiz und 
Italien abgeschlossenen tJbereinkommens betreifend den Ansehluss des schwei- 
zerischen Bahnnetzes an das italienische durch den Simplen und den Betrieb 
der Bahnstrecke Iselle-Domodossola. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 205-206. 

^Übereinkunft zwischen der Schweiz und Italien betreifend die Über- 
tragung der von der italienischen Regierung der Jura-Simplonbahngesell- 
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den eidgenössischen Eäten in der Dezembersession 1903 zur Ge- 
nehmigung unterbreitet und von ihnen, nach zum Teil recht leb- 
haften Debatten, am 10./16. Dezember, im Ständerät mit 26 gegen 
13, und im Nationalrat mit 98 gegen 35 Stimmen * genehmigt.^ 

„Die schweizerische Eidgenossenschaft* tritt darnach an 
die Stelle der J.-S. mit allen Rechten und Pflichten, wie sich 
solche aus dem Staats vertrag vom 25. November 1895 und den 
ergänzenden Vereinbarungen dazu ergeben. In bezug auf die 
Pflichten bleiben insbesondere auch die Garantien und die Ein- 
wirkung, welche die Schweiz gegenüber der J.-S. übernommen 
hatte, unverändert und in gleichem Umfang bestehen, wie wenn 
die Eidgenossenschaft nicht an die Stelle der Bahngesellschaft 
getreten wäre. 

Die italienische Regierung willigte aber nicht bedingungslos 
in diese Konzessionsübertragung ein. Abgesehen von einigen 
weitern, hier nicht zu erörternden, zur Sicherung der militä- 
rischen Interessen Italiens notwendigen Zugeständnissen, musste 
sich die Schweiz zur Aufnahme des Art. 11 in den neuen Ver- 
trag verstehen, welcher eine „besondere internationale Delegation 
für die Angelegenheiten der Simplonbahn mit Sitz in Bern" 
vorsieht, in welche beide Staaten je 7 Mitglieder entsenden. 
Der Präsident der Generaldirektion der S. B. B. führt darin von 
Amtes wegen den Vorsitz ; der Vizepräsident ist dagegen durch 
die Delegation aus der Vertretung Italiens zu wählen. Die De- 
legation tritt, von ausserordentlichen Fällen abgesehen, perio- 
disch zusammen. Ihre Kompetenzen sind im grossen und ganzen 
in Art. 12 festgelegt. Darnach ist sie in der Hauptsache 
Kontrollstelle über die schweizerischeu Verpflichtungen in bezug 
auf Fahrpläne und Tarife, Baurechnungen, Einnahmen, Betriebs- 
kosten und Geschäftsbilanzen, und es liegt ihr die Pflicht zur 



Schaft erteilten Konzession für den Bau und Betrieb der Simplonbahn auf 
den Bund. A. S. n. F. Bd. XX, Seite 5—22. 

'Die bei Prof. Hilty a. a. 0. Seite 122 Note 1 angegebenen Stimmen- 
zahl: „102 gegen 54 Stimmen und 2 Enthaltungen" ist irrtümlich; sie betrifft 
die Eintretensfrage. Vgl. Amtliches stenographisches Bulletin der schweize- 
rischen Bundesversammlung. 1903. Bd. XVIII, Seite 922. 

^Bundesbeschluss betreffend Genehmigung des zwischen der Schweiz und 
Italien abgeschlossenen Übereinkommens vom 16. Mai 1903 betreffend die 
Übertragung der Konzession für den Simplontunnel auf italienischem Gebiet 
an den Bund. A. S. n. F. Bd. XX, Seite 3-4. 
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Berichterstattung hierüber an die beidseitigen Regierungen ob. 
Ein Reglement, welches „alles festsetzen wird, was die Tätig- 
keit der Delegation und die Form ihrer Beschlüsse betrifft*^, ist 
vorbehalten, bisher aber noch nicht bekannt gegeben worden. 

Es ist ohne weiteres zuzugeben, dass die Erregung, welche 
sich bei uns der öffentlichen Meinung bemächtigte, als die Auf- 
nahme dieser Delegation in den Staatsvertrag bekannt wurde, 
nur zum kleinsten Teil berechtigt, und gewiss in hohem Grade 
auf ungenügender Kenntnis von deren Kompetenzen zurückzu- 
führen war. Anderseits aber war es gewiss auch ein politischer 
Fehler, diese Kompetenzen nicht von vorneherein im Vertrage 
selbst klar, präzise und endgültig festzulegen. Der dem Reglement 
überlassene Teil : „le fonctionnement de la d616gation, ainsi que 
la forme de ses resolutions" geht doch sehr weit, und lässt es 
erklärlich erscheinen, wenn das Volk darauf mit dem Proteste 
antwortete: „Wir wollen keine Eisenbahn vögte!*^ 

Ein älterer Fehlgriff rächte sich auch hier wieder: die ju- 
ristische Unselbständigkeit der S. B. B. 

Es ist billigerweise mit Prof. Hilty* anzuerkennen, dass 
in bezug auf den Betrieb der Simplonbahn auf italienischem 
Territorium durch die „schweizerische Eidgenossenschaft" anstatt 
durch die Jura-Simplon-Gesellschaft, d. h, eine Gesellschaft des 
Privatrechts, der alte Satz gilt: „si duo faciunt idem, non est 
idem". 

Nationalrat Ador hat allerdings bei Anlass der Geneh- 
migungsdebatte geltend gemacht, nicht dem Bund, als sou- 
veränem, mit allen Hoheitsrechten ausgestatteten Staatswesen, 
sondern dem Bund als davon wohl zu unterscheidendem, dem 
Privatrecht unterworfenen industriellen Eisenbahnunternehmen 
stehen die Rechte und Pflichten zu, welche von der Eidgenossen- 
schaft in den Verträgen mit Italien für den Rechtsnachfolger 
der J. S. B. festgestellt worden seien. Allein dem wäre nur 
dann so, wenn die von Nationalrat Ador unterstellte Voraus- 
setzung richtig wäre, d. h. die S. B. B. eine «personnalit6 juri- 
dique et morale distincte de la Conf6deration» besässen. Dass 
dem nicht so ist, wurde schon unter 11 3 nächgewiesen. National- 
rat Ador irrt also, wenn er sagt: «Comme 6tat industriel, la 
Conf6d6ration peut pen6trer sur le t6rritoire 6tranger, mais pas 



la. a. 0. Seite 126—127, Note J. 
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cörame etat souverain. 11 est faux de pretendre que rinstitution 
de cette commission internationale est une atteinte ä rhonneur, 
ä rindependance et ä Tintegrit^ de la Conf6d6ration sulsse. Cette 
delegation n'intervient pas dans le domaine des affaires qui sont 
de lä competence de la Conf6deration suisse, 6tat souveraia; 
eile ne peut qu'ömettre des voeux relatifs ä rorganisation et ä 
Texploitation des chemins de fer federaux qui appartiennent ä 
la Conf6deration, mais c'est ä la Conf6deration-industriel qu'elle 
parle et non pas ä la Conf6d6ration, etat politique»J Nach der 
geltenden schweizerischen Gesetzgebung ist diese Ausscheidung 
unmöglich; die S. B. B. gehören der Eidgenossenschaft und 
werden — ^ rechtlich — von ihr betrieben. Als Betriebsbefugten 
hat deshalb Italien nach der neuen Sachlage einen Kontrahenten 
vor sich, welcher als Fiskus zwar gleich seinem Rechtsvorgänger 
dem Privatrecht untersteht, daneben aber als Staats- und völker- 
rechtliche Persönlichkeit Kapazitäten besitzt, welche den Betrieb 
des auf italienischem Boden gelegenen Teilstückes als einen 
weitergehenden Eingriff der Schweiz auf die italienischen Ver- 
hältnisse erscheinen lassen, als in dem ursprünglich ins Auge 
gefassten Falle des Betriebes durch die Jura-Simplon-Gesellschaft, 
woraus das Bedürfnis nach der der Simplondelegation über- 
tragenen Kontrolle erklärlich wird. 

Allein dies darf die Erkenntnis nicht verhindern, dass air 
das Unerfreuliche, dem die Einsetzung dieser Delegation schon ge- 
rufen hat, möglicherweise sogar die Delegation selbst, hätte ver- 
mieden werden können, wenn die S. B. B. die Stellung einer selb- 
ständigen, juristischen Person hätten. Jedenfalls wäre in diesem 
Falle die Delegation — sollte sie dennoch nicht haben vermieden 
werden können — , als Kontrollbehörde über ein selbständiges, 
industrielles Unternehmen, dem heute nicht ganz unberechtigten 
Vorwurf eines Angriffes auf die nationale Selbständigkeit und 
Integrität der Eidgenossenschaft nicht ausgesetzt gewesen. 

Die nächste, unter 

d) sich anschliessende Gruppe von das Rückkaufsgesetz aus- 
führenden Gesetzen betrifft organisatorischet Fragen der S. B. B. 

In Ausführung des Art. 13 lit. B. Ziff. 1 des Rückkaufs- 
gesetzes erliess der Bundesrat unterm 7. November 1899 die 



* Amtliches stenographisches Bulletin der schweizerischen Bundesver- 
sammlung. 1903. Bd. XIII. Seite 919. 

Wiedemann, Eisenbahngesetz^rebunff. 6 
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Vollziehungsverordnung zu diesem *, in welcher erinnerhalb des 
gesetzlichen Rahmens alle nötigen, das Detail der Organisation 
und der Verwaltung beschlagenden Vorschriften aufstellte, und 
insbesondere auch die Kompetenzausscheidung zwischen den ein- 
zelnen Verwaltungsorganen näher regelte. Aus seinem Inhalt 
sind hier zwei Punkte hervorzuheben. Einmal die Einteilung des 
Bundesbahnnetzes, das zur Zeit aus 4 Kreisen besteht, die 
sich wie folgt, verteilen: 

Kreis I, mit Sitz in Lausanne, umfasst im wesentlichen die 
Linien der franzosisch sprechenden Schweiz; 

Kreis II, mit Sitz in Basel, umfasst die Linien der ehe- 
maligen Centralbahn nebst den in der deutschen Schweiz ge- 
legenen Linien der J.-S,, inkl. die Juralinien des Kantons Bern. 
Die Grenze bilden die Linien Bem-Biel einerseits und Basel- 
Olten-Luzern anderseits, diese Linien inbegriffen. 

Kreis III, mit Sitz in Zürich, und 

Kreis IV, mit Sitz in St. Gallen, teilen sich in der Weise in 
die frühem Linien der N. 0. B* mit Inbegriff der Gemeinschafts- 
bahnen der Aargauischen Südbahn und der Bötzbergbahn einer- 
seits und der V. S. B. anderseits, dass die Grenzlinie zwischen 
beiden im wesentlichen von Schaffhausen über Winterthur an 
den Ricken zu ziehen ist. 

Auf den Zeitpunkt des Überganges der Gotthardbahn wird 
dieser Einteilung ein 

Kreis V, mit Sitz in Luzern, angegliedert werden, welcher 
in der Hauptsache die Linien der heutigen Gotthardbahn um- 
fassen wird. 

Ferner wurde in der Vollziehungsverordnung der Beginn 
der eigentlichen Bundesbahnverwaltung festgesetzt und bestimmt, 
dass die Generaldirektion — zur Zeit aus fünf Mitgliedern be- 
stehend — im Interesse rechtzeitiger Vorbereitung der Über- 
nahme des Betriebes der Bahnen auf den 1. Mai 1903 ihren 
Dienst schon am 1. Juli 1901 anzutreten habe. Der Verwaltungs- 
rat seinerseits trat deshalb schon am 1. Oktober 1900 in Funktion. 
Über die Taggelder und Reiseentschädigungen der Mitglieder 



^ Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz betreifend die Erwerbung 
und den Betrieb von Eisenbahnen für Rechnung des Bundes und die Organi- 
sation der Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen, vom 15. Oktober 
1897. A. S. n. F. Bd. XVII, Seite 39.3-^41, und Oetiker Nro. 10. 
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dieses letztern, sowie diejenigen der Kreiseisenbahnräte, welche 
ihre Tätigkeit gleichzeitig mit den Kreisdirektoren am 1. Mai 
1903 begannen, erging bald darauf, am 28. Juni 1900, ein be- 
sonderer Bundesbeschluss *. 

Von besonders weittragender Bedeutung in organisatorischer, 
wie finanzieller Hinsicht, war nun aber der Erlass zweier wei- 
terer Gesetze: des Bundesgesetzes betreffend die Besoldungen 
der Beamten und Angestellten der S. B. B. vom 29. Juni 1900^ 
mit der zugehörigen Gehaltsordnung vom 7. Juni 1902 ^ und 
dem Bundesratsbeschluss betreffend die Ausschreibung vakanter 
Stellen bei den S. B. B. vom 17. Mai 1904^ einerseits, und des 
Bundesgesetzes betreffend das Tarifwesen der S. B. B. vom 
27. Juni 1901* anderseits. Beide Gesetze enthalten geltendes 
Recht. Ihre eingehende Erörterung ist deshalb Gegenstand der 
systematischen Darstellung des geltenden Rechts. In diesem 
Zusammenhang trete ich auf ihren Inhalt nur soweit ein, als 
dies zur Vervollständigung eines orientierenden Bildes über die 
Entwicklung, welche die schweizerische Eisenbahngesetzgebung 
in der jüngsten Vergangenheit genommen hat, notwendig ist. 

Das Besoldungsgesetz und die Gehaltsordnung regeln das 
Anstellungsverhältnis des gesamten Personals der S. B. B. und 
schaffen damit nicht nur eine zuverlässige Handhabe für die 
Bemessung der Ausgaben, welchen nach dieser Hinsicht das 
Bundesbahnbudget unterliegt, sondern auch, und hierin liegt 
ihre Hauptbedeutung, die objektive Gewähr für eine, admini- 
strativer Willkür entrückte, auf objektiven Momenten ruhende, 
gleichmässige Behandlung der diesem grossen Verwaltungszweige 
angehörenden Beamten. 

Das Gesetz ist nach den gleichen Grundsätzen aufgestellt 
worden, wie das für die sonstigen eidgenössischen Beamten und 



* ßundesbeschluBS betreffend die Taggelder und Reiseentschädigungen 
der MitgUeder des Verwaltungsrates der schweizerischen Bundesbahnen und 
der Kreiseisenbahnräte. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 227—229. 

* Bundesgesetz betreffend die Besoldung der Beamten und Angestellten 
der schweizerischen Bundesbahnen. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 230—241. 

' Gehaltsordnung für die Beamten und ständigen Angestellten der schwei- 
zerischen Bundesbahnen. A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 1—23. 

* Bundesratsbeschluss betreffend die Ausschreibung vakanter Stellen bei 
den Bundesbahnen. A. S. n. F. Bd. XX, Seite 63. 

5 Bundesgesetz, betreffend das Tarif wesen der schweizerischen Bundes- 
bahnen. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 790—802; und Oetiker Nro. 11. 
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Angestellten geltende Besoldungsgesetz vom 2. Juli 1897^ d. h. 
es, wurden eine Anzahl Klassen gebildet, welche die Besoldungs- 
minima und -maxima enthalten, sowie die Bezeiqhnung der Be- 
amten, welche in jede Klasse gehören. Innerhalb jeder Klasse 
wird, apf Antrag der Generaldirektion Minimum und Mp^ximum 
der Besoldung für jede einzelne Be^mtung upd Anstellung durch 
den Bundesrat festgesetzt, was alsdann vom Bundesrat in der 
erwähnten Geh^-ltsordnung vom 7. Januar 1902 durchgeführt 
worden ist. Wslhrend aber das allgemeine Besoldungsgesetz nur 
sieben Beamtenklassen kennt, stellt das Bundesbahnbesoldungs- 
gesetz mit Rücksicht auf die grössere Mannigfaltigkeit der Ver- 
richtungen der ihm unterfallenden grossen Zahl verschiedener 
Beamten deren neun auf. Für die Übernahme des Personals der 
zurückgekauften Bahnen wurde der Satz proklamiert, dass. in 
der Regel die bei einer dieser Bahnen für eine Beamtenkategprie 
festgesetzten höchsten Sätze Anwendung finden sollen, soweit 
es sich wenigstens uni die mittleren und untern Beamten und 
Angestellten handelte. Infolgedessen stellt sich mit Ausnahme 
einzelner Direktoren und Oberbeamten, für welche mit Rück- 
sicht auf die für andere Staatsbeamte bestehenden Normen nicht 
höher gegangen werden konnte, jedenfalls das gesamte von den 
Privatbahnen übernommene Personal heute mindestens gleich 
gut, wie früher; für die Grosszahl desselben ergab sich sogar 
aus der Durchführung der Gehaltsordnung vom 1, Mai 1903 an 
eine massige Besserstellung. 

Um nun die Beteiligung möglichst grosser Bevölkerungs- 
kreise bei der Bewerbuiig um vakant werdende Stellen der Bundes- 
bahnverwaltung zu sichern, und, um durch diö stetige Herbei- 
ziehung neuer, von aussen kommender Kräfte dieses grosse Be- 
amtenheer beweglich zu erhalten und vor Verknöcherung und 
Einseitigkeit zu schützen, hat der Bundesrat in seinem erwähnten 
Beschluss vom 17. Mai 1904 weitgehendste Publikmachung der 
vakant werdenden Stellen vorgeschrieben: sämtliche bei der 
Centralverwaltung und den Kreisverwaltungen vakanten Stellen, 
deren Besetzung der Generaldirektion oder den Kreisdirektionen 
zusteht, sind sowohl im Eisenbahnamtsblatt, wie im schweize- 
rischen Bundesblatt zur Bewerbung auszuschreiben. 

Von der Weittragendsten volkswirtschaftlichen Bedeutung 
für die ganze Schweiz, und nicht minder wichtig für die Finanz- 
lage der S. B. B. als das Besoldungsgesetz, ist das Tarifgesetz 



85 

vom 27 Juiii 190i', welches bezüglich der Personen- und Ge- 
päcktarife am 1. MäI 1903, bezüglich der Gütertarife dagegen 
erst am 1. Juli 1904 in Kraft gesetzt worden ist. Bis zu diesem 
Zeitpunkt wurde den altern Tarifen der einzelnen Privatvör-' 
waltungen Gültigkeit vindiziert. Ein derartiges Provisorium 
war deshalb nötig, weil, wie bereits früher erwähnt, mit xlem 
Übergang der Privatbahnen auf den Bund die jenen zugrunde 
liegenden Konzessionen untergegangen waren, wonfit zunächst 
natürlich auch die iii ihnen enthaltenen Tarifbestimmungen ihre 
Gültigkeit einbttssten. Nun war allerdings das Tarifgesetz, 
welches an deren Stelle einheitliche Tarifgnindsätze setzte^ von 
der Bundesversammlung schon unter dem 27. Juni 1901 änge- 
nmnmen worden, aHein die auf den von ihm festgestellten Grund- 
lagen aufzubauenden Tarife galt es erst noch auszuarbeiten, 
was insbesondere bei den Gütertarifen umfassende Vorarbeiten 
nötig machte und die Verzögerung ihrer Inkraftsetzung bis zu 
dem angegebenen Zeitpunkt, sowie die interimisti&che Inkraft- 
behaltnng der altern Tarife erklärt. 

Die im Tarifgesetz aufgestellten leitenden Prinzipien fussen 
auf den Vorschriften der uns bekannten Normalkonzession vom 
17. September 1873. Allein die Bahnen waren über die dort 
festgesetzten Verpflichtungen vielfach hinausgegangen und hatteu 
dem Publikum manche weitergehende Vorteile zugesichert, zwi- 
schen welchen die S. B. B. nun einen dem Verkehr angemessenen 
Ausgleich suchen mussten, der aber ihr finanzielles Gleichge- 
wicht nicht stören durfte. 

Aus dem bisherigen Zustand mussten die Grundsätze der 
Gleichberechtigung Aller und die vollständige Öffentlichkeit der 
Tarife herübergenommen werden, wobei selbstverständlich auch 
hier unter Gleichberechtigung Aller nichts anderes, als gleich- 
massige Behandlung bei gleichen Voraussetzungen verstanden 
werden darf; ungleichartige Verhältnisse sollen auch von den 
S. B. B. nicht unter ein und dieselbe Schablone gezwängt werden. 
Dass es im übrigen galt, die Tarife für das gesamte Netz der 
S.B.B. nach einheitlichen Grundsätzen aufzustellen, leuchtet ein. 
Ebenso, dass alle Tarife, bevor sie in Kraft treten, dem Eisen- 
bahndepartement zur Genehmigung vorgelegt und dann ver- 
öffentlicht werden, denn die durch diese Instanz auszuübende 
Kontrolle schafft die nötige Garantie für die richtige Durch- 
führung der in den Bundesgesetzen und Bundesbeschlüssen nie- 
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dargelegten Grundsätze. Durch die Veröffentlichung aber und 
die vom Gesetz vorgeschriebenen Fristen, die zwischen ihr und 
dem Inkrafttreten liegen müssen, soll dem Publikum die Gelegen- 
heit und die nötige Zeit verschafft werden, sich mit diesen Ver- 
änderungen in den Transportbedingungen bekannt zu machen. 
Ähnlichen Zwecken dient die Vorschrift, dass einmal eingeführte 
Tarif herabsetzungen eine längere Zeit — für Personen min- 
destens 3 Monate und für Güter mindestens 1 Jahr — in Kraft 
bleiben sollen; es wird dadurch der Geschäftswelt diejenige 
Stetigkeit garantiert, welche für sie unerlässlich ist. 

Was speziell den Personenverkehr betrifft, so verdient her- 
vorgehoben zu werden, dass das Tarifgesetz nicht bloss die 
Tarife und die Grundsätze der Tarifbildung in engerm Sinn 
festsetzt, sondern — in Anlehnung an die bisherigen Kon- 
zessionsbestimmungen — auch nähere Angaben über das Mini- 
mum der Züge, welche täglich nach beiden Richtungen auf allen 
Linien des Bundesbahnnetzes zu verkehren haben, über die von 
diesen Zügen einzuhaltende Geschwindigkeit u. dgl. aufstellt 
und so eine sachgemässe Bedienung des Personenverkehrs ga- 
rantiert. Als eine Rücksicht auf die bei uns eingebürgerten 
Anschauungen muss die Vorschrift betrachtet werden, dass nicht 
nur die gewöhnlichen Personenzüge, sondern auch die Schnell- 
züge Wagen dritter Klasse zu führen haben, und dass einzig 
bei den Expresszügen mit bundesrätlicher Genehmigung die 
dritte Klasse ausfallen kann. 

Ferner fixiert das Gesetz selbst die Höhe der Tarifsätze 
(Art. 8). Als Ausgangspunkt wurden die bei den zurückge- 
kauften Hauptbahnen bestehenden niedrigsten Tarife gewählt, 
welche von nun an als Höchstsätze gelten. Die Anregung für 
den Fall einer Herabsetzung der Tarife unter diese Höchstsätze 
die Erhebung von Zuschlägen für die Benutzung der Schnell- 
züge oder wenigstens der Expresszüge vorzusehen, wurde ab- 
gelehnt. 

Für das taxpflichtige Reisegepäck wurden in engster An- 
lehnung an die Normalkonzession vom Gesetz bestimmte Maxima 
festgestellt (Art. 11 Abs. 2 und 3). 

In bezug auf den Güterverkehr endlich wurde das soge- 
nannte Reformsystem zugrunde gelegt, und auch hier bei der 
Festsetzung bestimmter Maxima im Gesetz selbst (Art. 13) der 
Grundsatz befolgt, dass diese die niedrigsten Sätze der am 



87 

1. Mai 1903 verstaatlichten Bahnen nicht überschreiten dürfen. 
Aus der Normalkonzession wurden auch die Vorschriften her- 
übergenommen, wornach die für die Landwirtschaft und die 
Industrie, sowie für das Gewerbe erforderlichen geringwer- 
tigen Rohstoffe am niedrigsten taxiert werden sollen. Auch 
sollen neben den Normaltarifen zu Gunsten und unter Berück- 
sichtigung ihrer besondern Bedürfnisse der Industrie, dem Ge- 
werbe, dem Handel, und der Land- und Forstwirtschaft be- 
sondere Vergünstigungen gewährt, und ferner zur Gewinnung 
und JCntwicklung des Transitverkehrs Ausnahraetarife aufgestellt 
werden, soweit dies ohne Schädigung einheimischer Produktion 
möglich ist. 

Von ganz kapitaler Bedeutung ist nun aber Art. 21 des 
Tarifgesetzes, der die Normen für die sogenannte Instradierung 
enthält. Art. 21 steht im Bundesgesetz betreffend das Tarif- 
wesen der S. B. B. Materiell bedeutet sein Inhalt jedoch eine 
Stipulation der S. B. B. zu Gunsten und im Interesse der nicht 
verstaatlichten Bahnen. Aus diesem Grunde ist es sachgemässer, 
denselben , im Zusammenhang mit denjenigen Erlassen des 
Bundes zu besprechen, welche 

2. speziell die nicht zu den S. B.B. gehörenden Bahnen 
betreffen. 

Art. 21 bestimmt zunächst, in Übereinstimmung mit dem 
was schon bisher im schweizerischen Eisenbahnwesen Übung 
war, dass die Taxen nach der billigsten, und die Lieferfristen 
nach der kürzesten Route berechnet werden müssen. Stallt der 
Absender im Frachtbrief eine gültige Routenvorschrift auf, dann 
ist für die Auswahl des Transportweges seitens der Bundes- 
bahnverwaltung selbstverständlich kein Raum. Fehlt dagegen 
eine solche Routenvorschrift des Absenders, dann ist die Ver- 
waltung der S. B. B. befugt, soweit ihr Netz in Betracht kommt, 
den einzuschlagenden Transportweg nach völlig freier Ent- 
schliessung zu bestimmen, sofern nur für den Absender der 
Erfolg bleibt, dass das von ihm zur Beförderung übergebene 
Gut nach der billigsten Taxe und der kürzesten Lieferfrist be- 
fördert wird. Damit nun dem grossen, mit einheitlichen und 
direkten Tarifen ausgestatteten Staatsbahnnetz nicht tatsäch- 
lich gegenüber den andern, im übrigen mit gleich guten Be- 
triebsverhältnissen ausgestatteten, schweizerischen Bahnen eine 
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unbillige Vorzugsstellung zukomme, welche den Absender ver- 
anlassen würde, seine Güter durch entsprechende Routen- 
vorschriften wenn immer möglich ausschliesslich über das 
Bundesbahnnetz zu leiten, wurde schon im buhdesrätlichen Tarif- 
gesetzentwurf das Recht der nicht verstaatlichten Bahnen fest- 
gestellt, in allen Fällen, wo für Transporte von oder nach den 
S. B. B. die kürzeste Route ganz oder teilweise über eine, diesen 
Bahnen gehörende Bahnstrecke führt, die Bildung direkter Tarife 
zu beanspruchen, sofern sie geeignete Betriebsverhältnisse und 
ein gleichartiges Tarifsystem haben. Damit war der freien 
Konkurrenz der Staatsbahnlinien und der ihnen parallel gehenden 
kürzern Routen der nicht verstaatlichten Bahnen freie Bahn 
eröffnet. 

Allein die nationalrätliche Kommission fand offenbar, dass 
es sich hier um zwei Kämpfer mit ungleichen Waffen hancUe, 
und dass es deshalb Pflicht des Gesetzgebers sei, die Chancen 
des schwächer armierten Kombattanten durch Behändigung 
eines wirksameren Streitmittels zu unterstützen. Sie schlag 
deshalb vor, im Gesetz zu stipulieren, dass die vor de,m 1. Juli 
1901 bestehenden Vereinbarungen betreffend Teilung des Ver- 
kehrs mit den nicht den Bundesbahnen angehörenden schwei- 
zerischen Bahnstrecken unter gleichbleibenden Verhältnissen 
nicht ungünstiger gestaltet werden dürfen, als bisher; d. h. 
sie wollte den nicht verstaatlichten Bahnen die gesetzlichen 
Garantien dafür geben, dass ihnen, bei im übrigen gleich- 
bleibenden Verhältnissen, in Zukunft von den S. B. B. jeden- 
falls eine gleich grosse Quote an der Verkehrsix)heinnahme 
zugeschieden werde, wie bisher. Ferner wollte sie im Gesetze 
selbst einen Anspruch der nicht verstaatlichten Bahnen auf 
billige Teilung des Verkehrs ausgesprochen wissen. Sie schlug 
deshalb vor, die S. B. B. durch das Gesetz in allen Fällen, in 
denen sie zur Aufstellung direkter Tarife verbunden sind, auch 
zur Eingehung von Vereinbarungen über billige Verkehrsteilungen 
zu verpflichten. 

Dies war eine sehr wichtige Neuerung. Es sollte damit 
einer ascharnierten Konkurrenz von vorneherein die Spitze ab- 
gebrochen und den wirtschaftlich stärkern Bundesbahnen die 
Möglichkeit benommen werden, mit Verständigungen über Teilung 
des Verkehrs solange zurückzuhalten, bis die nicht über ein 
einheitliches, grosses Netz verfügenden, in ihrer Existenz be- 
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drohten Privätbahnen die ihnen von den S. B. B. angebotenen 
Offerten bedingungslos akzeptieren müssten. 

Trotz der ausgesprochenen Bekämpfung dieses Vorschlages 
der nationalrätlichen Kommission durch die Generaldirektion der 
S. B. B. und das eidgenössische Eisenbahndepartement würde 
derselbe doch von den eidgenössischen Räten zum Gesetz er- 
hoben; allerdings mit der angemessenen Einschränkung, dass 
der Anspruch der Privatbahnen auf billige Verkehrsteilung 
zessiere, wenn dadurch ^wichtige Interessen der S. B. B.** ver- 
letzt würden, ein Vorbehalt, welcher insbesonders da praktische 
Bedeutung erlangen könnte, wo von spekulativen Unternehmern 
eine Eonkurrenzbahn mit dem einzigen und ausgesprochenen 
Zwecke ins Leben: gerufen würde, auf eine geringe Abkürzung 
gestützt, einer bestimmten Strecke der S. B. B. den Verkehr 
nach Möglichkeit abzutreiben. Sollte übrigens im einzelnen Falle 
eine Verständigung über die Verkehrsteilung nicht erzielt werden 
können, dann entscheidet der Bundesrat, vorbehaltlich des Re- 
kurses an die Bundesversammlung. Mit diesen Bestimmungen 
über die Instradierung hat die Bundesversammlung eine volks- 
wirtschaftlich angemessene Vorschrift aufgestellt, die sich mit 
dem bei Aufstellung des Rückkaufsgesetzes stets betonten Grund- 
satz, der Bund werde seine Bahnen nicht von einem fiskalischen 
Gesichtspunkt aus betreiben, in Übereinstimmung befindet. 

Als eine weitere Massnahme zu Gunsten — wenigstens 
eines Teils — der nicht verstaatlichten Bahnen ist die bereits 
in anderm Zusammenhang gestreifte Subventionierung des 
graubündnerischen Schmalspurnetzes von Thusis über Filisur 
nach St. Moritz und von Reichenau nach Banz im Betrage von 
8 Millionen zu erwähnen, welche durch Bundesbeschluss vom 
30. Juni 1898* unter einigen nähern Bedingungen ausgesprochen 
wurde, die hier nicht interessieren. 

Generell wurden die besondern Verhältnisse der Nebenbahnen 

— und zu diesen zählt, einige ganz wenige Ausnahmen vor- 
behalten, das Gros aller nicht dem Bunde gehörenden Bahnen 

— durch das Bundesgesetz über den Bau und Betrieb der schwei- 
zerischen Nebenbahnen geregelt, zu welchem der Entwurf, ver- 
mutlich zur Beruhigung der Nebenbahninteressenten, schon unterm 



* Bundesbeschluss betreffend Bewilligung einer Bundessubvention für ein 
Schmalspurbahunetz in Graubtinden. A. S. n. F. Bd. XVI, Seite 846—848. 
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5. März 1897, also noch vor dem Rückkaufsgesetz, in den eid- 
genössischen Räten eingebracht, von diesen aber erst unterm 
21. Dezember 1899 zum Gesetz erhoben worden ist*. Zu diesem 
sind unterm 13. Mai 1902« und 9. Oktober 1903» zwei Voll- 
ziehungsverordnungen ergangen, desgleichen unterm 10. August 
1900^ und 24. Januar 1905* zwei Bundesratsbeschlüsse, in welch' 
letzt ern der Bundesrat in Ausführung von Art. 1 Abs. 2 des 
Gesetzes die Bahnen und Bahnstrecken bezeichnet hat, welche 
als Nebenbahnen zu betrachten sind, d. h. solche Bahnen und 
Bahnstrecken, „welche vorzugsweise dem Lokalverkehr oder 
speziellen Verkehrszwecken dienen und nicht den grossen Durch- 
gangsverkehr für Personen und Güter vermitteln". Ihre Liste 
setzt sich zusammen aus sämtlichen Schmalspurbahnen, Zahnrad- 
bahnen, Seilbahnen, Strassenbahnen und Tramways, umfasst 
aber ferner auch eine Anzahl von Normalspurbahnen. 

Für sie alle gilt, gleich wie für die S. B. B. die allgemeine 
Eisenbahngesetzgebung weiter. Allein wie für jene diese lex 
generalis durch die spezifischen, nur die S. B. B. beschlagenden 
leges speciales zurückgedrängt wird, so haben auch den Neben- 
bahnen gegenüber die generellen Normen der schweizerischen 
Eisenbahngesetzgebung nur Geltung, wo nicht das Nebenbahn- 
gesetz und die innerhalb seiner Grenzen erlassenen Vollziehungs- 
verordnungen besondere, speziell dieser Gruppe von Eisenbahnen 
angespasste Vorschriften aufstellen. Alle diese Spezialvorschriften 
wurzeln in einer billigen Berücksichtigung der Eigenart und 
Zweckbestimmung dieser Bahnart und laufen darauf hinaus, 
ihnen sowohl für den Bau, wie für den Betrieb angemessene 
Erleichterungen zu gewähren. 

Demgemäss wird ihnen auch in bezug auf die Tarifbildung 
tunlichste Freiheit gewährt und ihnen rücksichtlich des Post- 

• ^ Bundesgesetz über Bau und Betrieb der schweizerischen Nebenbahnen. 
A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 42—47; und Oetiker Nro. 4. 

2 Vollziehungsverordnung zum. Bundesgesetz über Bau und Betrieb der 
schweizerischen Nebenbahnen. A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 84—87; und Oetiker 
Nro. 6. 

3 Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetze über Bau und Betrieb der 
schweizerischen Nebenbahnen. A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 702—705. 

*Bundesratsbeschluss betreffend Bezeichnung der schweizerischen Neben- 
bahnen. E. A. S. Bd. XVI, Seite 194—195; und Oetiker Nro. 5. 

■^ Bundesrat s))eschluss hetreflfend ergänzende Bezeichnung der schweize- 
rischen Nebenbahnen. B. Bl. 1905. Bd. I, Seite 155— 15(). 
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dienstes eine Vergütung zugesichert, welche über das Mass der 
Entschädigung, wie sie nach dem Eisenbahngesetz geschuldet 
würde, hinausgeht, solange sie wenigstens nicht einen Reinertrag' 
von 4Vo oder mehr abwerfen. Ferner hat der Bundesrat den 
Nebenbahnen auch vom allgemeinen Transportreglement nach 
Möglichheit Erleichterungen zu gewähren, und auch vom Rech- 
nungsgesetz werden wichtige Exemptionen zu ihren Gunsten 
statuiert, desgleichen — in den beiden vorerwähnten Voll- 
ziehungsverordnungen — von dem Bundesgesetz betreffend die 
Arbeitszeit bei den Transportanstalten,, welches unter Ziff. 3 
noch zu besprechen ist. Alles in allem eine schöne Summe von 
Vorschriften, geeignet die nicht den grossen Durchgangsverkehr 
vermittelnden, speziellen Verkehrszwecken dienenden und deshalb 
von der Verstaatlichungsaktion ausgeschlossenen Bahnen im In- 
teresse des Ganzen zu fördern und das Privatkapital zum weitern 
Ausbau dieses Bahnnetzes aufzumuntern. 

Zwei weitere, nur die nicht verstaatlichten Bahnen be- 
treffende Beschlüsse sind von der Bundesversammlung unterm 
23. Dezember 1904 gefasst worden. Der eine, bereits in anderm 
Zusammenhang nahmhaft gemachte, betrifft die Zollbefreiung 
von Schienen zur ersten Anlage von Eisenbahnen auf weitere 
zehn Jahre (bis zum 19. Juli 1914)*; der andere ermächtigt den 
Bundesrat in Würdigung der in neuerer Zeit vielfach eingehenden 
Gesuche von Eisenbahnverwaltungen um Einführung eines andern 
Betriebssystems, als in den Konzessionen vorgesehen ist, solchen 
Gesuchen von sich aus zu entsprechen, soweit nicht im einzelnen 
Falle Einsprachen erhoben werden*. Nach ihrem Wortlaut ge- 
hören diese Beschlüsse unzweifelhaft zu diesen nur die nicht 
verstaatlichten Eisenbahnen betreffenden Erlassen, denn es ist 
anzunehmen, dass die dem Bunde gehörenden oder von ihm zu 
bauenden Bahnen keiner „Konzession'' im formellen Sinne be- 
dürfen. Aus dem gleichen Grunde hat auch der Bundesrats- 
beschluss vom 24. Januar 1905 3, welcher die Verordnung zum 
Eisenbahngesetz vom 1. Februar 1875 in bezug auf die Formalien 



1 Siehe Seite 16 Note 7. 

^Bundesbeschluss betreifend Ermächtigung des Bundesrates zur Bewilli- 
gung von Änderungen des Betriebssystems bei Eisenbahnen. A. S. n. F. 
Bd. XX, Seite 194-195. 

^Bundesratsbeschluss betreffend Änderung der Verordnung zum Eisen- 
bahngesetz vom 23. Dezember 1872. A. S. n. F. Bd. XXI, Seite 5—6. 
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der Konzessionsgesuche abgeändert bat, nur für diese Kategorie 
schweizerischer Bahnen Bedeutung und ist deshalb hier, und 
nicht unter 

3. zu erwähnen, unter welcher Ziffer die gesetzlichen 
Erlasse zusammenzustellen sind, die die Weiterbildung der 
allgemeinen, sowohl die S. B. B., wie die nicht verstaat- 
lichten Bahnen betreffende Eisenbahngesetzgebung seit 
Beginn der Staatsbahnperiode betreffen. 

Wie recht und billig bestimmt Art. 1 i des Rtickkaufsgesetzes, 
dass ^die jeweilige Bundesgesetzgebung in Eiseubahnsachen 
auch auf- die S. B. B. Anwendung findet, soweit die Voraus- 
setzungen hiefür bei denselben vorbanden sind". Es bezieht sich 
dies in gleicher Weise auf die erst seit Inkrafttreten des Rück- 
kaufgesetzes erlassenen, wie auf die weiter zurückliegenden 
Vorschriften, also namentlich auch auf die Aufisichtsrechte all- 
gemeiner Natur, welche das geltende Eisenbahngesetz dem 
Bundesrate, wie dem Post- und Eisenbahndepartement in; Eisen- 
bahnsachen übertragen hat. Wo im einzelnen diese ^Voraus- 
setzungen" gegeben sind, ist namentlich bei den aua der PrLvat- 
bahuperiode datierenden Gesetzen eine keineswegs immer leicht 
zu beantwortende Frage. Das von den eidgenössischen Räten 
bei Anlass der Genehmigung des Geschäftsberichtes der S. B. B; 
für das Jahr 1903 unterm 24. Juni, bezw. 22. Dezember 1904, 
aufgestellte gemeinsame Postulat *, welches den Bundesrat zur 
Berichterstattung darüber einlädt, in welchem Umfang das Bundes- 
gesetz über das Rechnungswesen der Eisenbahnen auf die S. B. B. 
Anwendung finde und ob, bezw. in welchem Umfang dasselbe 
unter Festhaltung der Grundsätze dieses Gesetzes über solche 
Bilanzierung für die S. B. B. abgeändert werden soll, hat eine 
dieser Spezialf ragen angeschnitten, deren praktische Seite nament- 
lich die Frage der Beibehaltung des Erneuerungsfonds bei den 
S. B. B. betrifft. 

Unter den die allgemeine Eisenbahngesetzgebung weiter 
entwickelnden gesetzgeberischen Erlassen sind zunächst einige 
Spezialerlasse, zum Teil von nur untergeordneter Bedeutung 
namhaft zu machen: 



K^emeiu.same Po«tulate Nro. 2, BiindesbeschluHs vom 24. Juui./21. Dezem- 
ber 1904. ß. ßl. 1905, ß(l. I, Seite 79, und Bd. III, Seite 366 bezw. 386. 
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ay Unterm 22. Dej^ember 1898 genehmigte die Bundesver- 
sammlung das Zusatzübereinkommen, welches von den Vertretern 
der am Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn- 
frachtverkehr beteiligten Staaten, inklusive Dänemark, am 16. Juni 
gleichen Jahres in Paris unterzeichnet worden war*, und zum 
Übereinkommen selbst, wie zu dessen Ausführungsbestimmungen, 
den Anlagen und dem Protokoll jnehrfache Änderungen brachte^. 
Schon früher wurde erwähnt, dass sich der Geltungsbereich 
des Übereinkommens seit dem 25. Juni 1904 auch auf Rumänien 
erstreckte 

h) Zum Transportreglement erging in der Staatsbahnperiode 
zunächst ein Bundesratsbeschluss vom 20. Dezember 1897 be- 
treifend die Absätze 12 und 13 des § 46^. Derselbe verlor aber 
seinen selbständigen Wert schon unterm 18, Mai 1898, an wel- 
chem Tage der IV. Nachtrag ergangen ist% von dem er einen 
integrierenden Teil ausmacht. Es folgte am 17. März 1899 eine 
Schlussnahme des Bundesrates, durch welche die Ausgabe eines 
neuen Nachtrages I beschlossen wurde®, welcher alle in diesem 
Zeitpunkt noch in Geltung stehenden 4 Nachträge (vom 11. 
Dezember 1894/1. Januar 1895; 19. November 1895/1. Januar 
1896; 12. Dezember 1896/1. März 1897 und 18. Mai 1898/1. Juni 
1898) ersetzte und mehrere Anlagen ergänzte ^ Ein weiterer 
Nachtrag II wurde vom Bundesrat am 17. September 1901 aus- 



^ Zusatzübereinkommen zu dem Internationalen Übereinkommen über den 
Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 
720—737, 

* Bundes beschluss betreffend Genehmigung des am 16. Juni 1898 unter- 
zeichneten Zusatz Übereinkommens zu dem Internationalen Übereinkommen 
über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890. A. S. n. F. Bd. XVIII. 
Seite .718-719. 

3 Siehe Seite 28 Note 5. 

^Bundesratsbeschluss betreffend Abänderung, bezw. Ergänzung von § 46 
Abs. 12 und 13 des Eisenbahntransportreglements. A. S. n F. Bd. XVI, Seite 
420-^421. 

•"^IV. Nachtrag zum Transportreglement etc., gültig vom 1. Juni 1898 
an. A. S. n. F. Bd. XVI, Seite 720—723; Neuausgabe der Anlage XI, ibid. 
724—727. 

^Bundesratsbeschluss betreffend eine Neuausgabe der Anlage V und des 
Nachtrages I zum Transportr^glement der schweizerischen Eisenbahn- und 
Dampfschiffunternehmungen. A. S. n. F. Bd. XVII, Seite 88—90. 

^Nachtrag I. zum Transportreglement etc., gültig vom 1. Juni 1899 an. 
A. S. n. F. Bd. XVII, Seite 91—102; dazu Änderungen von Anlage III, 
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gegeben * ; derselbe modifizierte das Transportreglement und den 
soeben genannten Nachtrag I, sowie ferner mehrere Anlagen^; 
ferner nahm er den Bundesratsbeschluss vom 15. August 1899^ 
eine Anlage betreffend, 4n sich auf. Alle zum Reglement selbst, 
den Nachträgen und Anlagen ergangenen Änderungen und Er- 
gänzungen sind sodann in jüngster Zeit im Nachtrag III vom 
28. Juni 1904 zusammengefasst, und in einigen wenigen Punkten 
wiederum ergänzt worden ^ Seither ist unterm 15. November 
1904 nur noch eine einzige eine Anlage betreffende Schluss- 
nahme ergangen ^. Ferner wurden in dieser Epoche zwei weitere 
Anhänge herausgegeben. Der Anhang II vom 30. Mai 1899, 
welcher die der Burgdorf-Thunbahn bewilligten Abweichungen 
von den Bestimmungen des Transportreglementes enthielt®, gilt 
indessen zufolge Verzichtes der genannten Bahn nicht mehr^ 
Dagegen enthält Anhang III vom 3. Dezember 1900®, gleich 
dem früher genannten Anhang I vom 11. Dezember 1894 gel- 
tendes Recht. 



Seite 102; Anlage V, Seite 102; Anlage XI, Seite 103—105; und Neuausgabe 
von Anlage* V, gültig: vom 1. Juni 1899 an. Seite 106—177. 

' Bundesratsbeschluss betreffend Ergänzung des Transportreglements etc., 
durch Ausgabe eines IL Nachtrags zu demselben. A. S. n. F. Bd. XVIII, 
Seite 767-770. 

* Nachtrag II zum Transportreglcment etc., gültig vom 10. Oktober 1901 
au. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 771—774 ; Abänderung von Anlage V, Seite 
774-780; Anlage VII, Seite 781—782; Anlage IX, Seite 784; und Anlage XI, 
Seite 785; Einführung von Anlage VI a, Seite 781 und VIII a, Seite 783. 

3 Bundesratsbeschluss betreffend Ergänzung der Anlage V zum Trans- 
portreglement etc. A. S. n. F. Bd. XVII, Seite 293—294. 

4 Nachtrag III zum Transportreglement etc., gültig vom 15. Juli 1904 
an. A. S. n. F. Bd. XX, Seite 92—%; Änderung von Anlage V, Seite 95—103; 
von Anlage XI, Seite 104. 

^Bundesratsbeschluss betreffend Ergänzung der Anlage V zum Trans- 
portrcglement etc. A. S. n. F. Bd. XX, Seite 165—166. 

ß Anhang II zum Transportreglement etc. enthaltend die der Burgdorf- 
Thun-Bahn bewiHigten Abweichungen von den Bestimmungen des Transport- 
reglements, ausgegeben im Juni 1899. A. S. n. F. Bd. XVII, Seite 210—211. 

^ Publikationsorgan für das Transport- und Tarifwesen der Eisenbahnen 
und Dampfschiffunteniehmungen auf dem Gebiete der schweizerischen Eidge- 
nossenschaft. Beilage zum B. Bl. Jahrg. 1901, Seite 34. 

8 Anhang III zum Transportreglement etc., enthaltend besondere Vor- 
schriften, welche in Ergänzung der Bestimmungen des § 58 der Anlage V 
zum Transportreglement für elektrisch betriebene Bahnen gültig sind; aus- 
gegeben im Dezember. A. S. n. F. Bd. XVIII, 397—399; und Oetiker Nro. 26. 
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Der gleiche Bundesratsbeschluss, welcher diesen Anhang III 
zum Transportreglement genehmigte, stellte auch einige ergän- 
zende Vorschriften zum Militärtransportreglement auf*. Zu die- 
sem sind in der Staatsbahnperiode überdies unterm 24. Juni 
1901^ und 12. Juni 1902^ zwei Nachträge erlassen worden. 
Art. 64 ist durch Bundesratsbeschluss vom 15. April 1898 ab- 
geändert worden*, unterm 8. Februar 1901 wurde sodann eine 
neue Verordnung über das Territorial- und Etappenwesen und 
über den Kriegsbetrieb der Eisenbahnen erlassen % welche die 
alte, diesen Gegenstand betreffende Verordnung vom 4. März 
1892® ersetzt hat. Das Nähere über die Organisation des Militär- 
eisenbahnwesens wurde dann noch in einem diesbezüglichen 
Regulativ vom 17. Mai 1902 festgestellt ^ 

c) Dass unterm 25. Oktober 1902 auch für die Organisation 
der eidgenössischen Schätzungskommission eine neue Verordnung 
erlassen worden ist, durch welche heute die diesbezüglichen 
altern Ausführungsbestimmungen zum Expropriationsgesetz über- 
holt sind, wurde bereits in anderm Zusammenhang hervorgehoben®. 
Diese neue Verordnung teilt das Gesamtgebiet der Schweiz in 
30 Schätzungskreise ein, von denen ein jeder seine besondere 



• Bundesratsbeschluss betreffend den Erlass ergänzender Vorschriften zu 
den Bestimmungen des § 58 der Anlage V zum Transportreglement der 
schweizerischen Eisenbahn- und Dampfschiffunternehmungen, vom 1. Januar 
1894, und zu den Bestimmungen des schweizerischen Militärtransportregle- 
ments, vom 1. Januar 1895 über den Transport Ton Munition und Spreng- 
stoffen für die elektrisch betriebenen Eisenbahnen. A. S. n. F. Bd. XVIII, 
Seite 394—396. 

2 Nachtrag I zum Reglement über Militärtransport auf den schweizerischen 
Eisenbahnen und Dampfschiffen, gültig Tom 1. August 1901 an. A. S. n. F. 
Bd. XVIII, Seite 691-694. 

3 Nachtrag II zum Reglement über Militärtransporte auf den schweize- 
rischen Eisenbahnen und Dampfschiffen, gültig vom 1. Juli 1902 an. A. S. n. F. 
Bd. XIX, Seite 103-104. 

* Bundesratsbeschluss betreffend Abänderung von Art. 64 des Militär- 
transportreglements (Transport von Schiess-Baumwolle). A. S. n. F. Bd. XVI, 
Seite 608. 

5 Verordnung über das Territorial- und Etappenwesen und über den 
Kriegsbetrieb der Eisenbahnen. A. S. n. F. Bd. XVIII, Seite 437—447. 

«Siehe Seite 24 Note 7. 

^Regulativ über die Organisation des Militäreisenbahnwesens. A. S. n. F. 
Bd. XIX, Seite 88-94. 

8 Siehe Seite 10 Note 1. 



96 . 

Scliätzungskominission hat, welche sowohl bei Expropriationen 
in Eisenbahn-, wie in elektrischen Stromanlagesachen funktio- 
niert Diese Neuordnung bedingte die Revision des gemäss dem 
Expropriationsgesetz aufgestellten, für die eidgenössische Schätz- 
ungskommission massgebenden Reglements vom 22. April 1854, 
welcher Aufgabe das hiefür zuständige Bundesgericht, wie eben- 
falls bereits früher erwähnt, unterm 5. Dezember 1902 nach- 
gekommen ist*. 

d) Unterm 5. November 1903 erliess der Bundesrat eiae 
neue Verordnung betreffend die Fahrplan vorläge^, welche an Stelle 
der altern, am 22. Januar 1899 erlassenen ^ trat. 

e) Schon früher ist auch Erwähnung getan worden des 
Bundesbeschlusses vom 21. Dezember 1904 betreffend die sog. 
Nationalbahngarantieschuld, durch welchen der Zinsfuss für die 
noch nicht bezahlte Restanzschuld von nicht ganz 2 Millionen 
zu Gunsten der Garantiestädte von 2 VsVo ^tuf 1 V^Vo herab- 
gesetzt worden ist^. 

f) Ebenso ist nur der Vollständigkeit halber hier noch ein- 
mal an den Bundesbeschluss vom 5. Juni 1902 zu erinnern, 
durch welchen der Art. 67 des Bundesgesetzes vom 4. Februar 
1853 über das Bundesstrafrecht im Sinne einer Anpassung an 
die heutigen Verkehrsverhältnisse durch Neuumschreibung des 
Deliktes der schuldhaften Eisenbahnbeschädigung und Eisen- 
bahngefährdung, und teilweise Milderung der Strafsanktion re- 
vidiert worden ist^ 



»Siehe Seite 10 Note 2. 

* Verordnung betreffend Vorlage, Prüfung und Genehmigung der Fahr- 
pläne der Eisenbahnen, Dampfschiife und anderer vom Bunde konzessionierter 
Tran Sportanstalten. A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 731—737. 

3 Verordnung betreffend Vorlage, Prüfung und Genehmigung der Fahr- 
pläne der Eisenbahnen und Dampfschiffe. A. S. n. F. Bd. XVII, Seite 36 
bis 42 ; und Oetiker Nro. 17. Als Vorläuferinnen dieser Verordnung aus dem 
II. Hauptabschnitt sind hier noch zu nennen : die Verordnung Jbetreffend Vor- 
lage, Prüfung und Genehmigung der Eisenbahnfahrtenpläne vom 6. Januar 
1879. A. S. n. F. Bd. IV, Seite 5—9; die Art. 6, 7, 8 und 9 der Verordnung 
über die Konzessionen der Dampf bootunternehmungen vom 24. November 1882. 
A. S. n. F. Bd. VI, Seite 593—601, und die Verordnung betreffend Vorlage, 
Prüfung und Genehmigung der Fahrtenpläne der Eisenbahnen und Dampf- 
schiffe vom 13. Juli 1888. A. S. n. F. Bd. X, Seite 714—719. 

4 Siehe Seite 35 Note 3. 

5 Siehe Seite 15 Note 2. 
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g) Wichtiger und weittragender ist die ebenfalls bereits 
gestreifte Ersetzung des Bundesgesetzes betreffend die Haft- 
pflicht der Eisenbahnen- und Dampfschiffahrtsunternehmungen 
bei Tötungen und Verletzungen vom 1. Juli 1875 durch das 
neue, die gleichen Unternehmungen betreffende Haftpflichtgesetz 
vom 28. März 1905*. Der erst nach ausgiebiger Debatte von 
den eidgenössischen Räten angenommene Hauptunterschied des 
neuen Gesetzes von dem alten besteht in der verschiedenen Um- 
grenzung des Gebietes, für welches die strenge Zufallshaftung 
stipuliert ist, die die Transportanstalt verpflichtet, für Tötung 
und Körperverletzung eines Menschen, von einigen im Gesetz 
selbst namhaft gemachten, genau umschriebenen Exkulpations- 
fällen abgesehen, stets einzutreten, gleichviel ob sie schuldhaft 
gehandelt hat oder nicht. Nach dem alten Gesetz war diese 
Haftung auf den Betrieb beschränkt ; nach dem neuen erstreckt 
sie sich in gleicher Weise auch auf Tötungen und Körper- 
verletzungen von Menschen, die sich beim Bau oder bei Hilfs- 
arbeiten, mit denen die besondere Gefahr des Eisenbahnbetriebs 
verbunden ist, ereignen. 

In mehr denn einer Hinsicht fällt für das Eisenbahnrecht 
auch in Betracht: 

h) das Bundesgesetz betreffend die elektrischen Schwach- 
und Starkstromanlagen vom 24. Juni 1902. Dasselbe hat zwar 
eine über das Eisenbahnwesen weit hinausgehende Bedeutung, 
bei dessen Erlass haben aber gerade die bei den Eisenbahnen 
vorkommenden Verhältnisse eine wichtige Rolle gespielt^. 

Auf die Art. 23, 36, 64***« und 26 der Bundesverfassung 
gestützt, räumt das Gesetz dem Bund die Oberaufsicht über die 
. Erstellung und den Betrieb der elektrischen Stark- und Schwach- 
stromleitungen ein, und erklärt für dieselben die vom Bundesrat 
erlassenen Vorschriften als massgebend. 

Die Starkstromanlagen sind alle dem Gesetz unterstellt. 
Eine Ausnahme gilt nur für solche „Einzelanlagen" auf eigenem 
Grund und Boden, welche die für Hausinstallationen zulässige 
Maximalspannung nicht überschreiten, und die nicht zufolge der 



^ Bundesgesetz betreffend die Haftpflicht der Eisenbahn- und Dampf- 
schiffahrtsunternehmungen und der Post. B. Bl. 1905, Bd. II, Seite 968—975. 

2 Bundesgesetz betreffend die elektrischen Schwach- und Starkstrom- 
anlagen. A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 259—278; und Oetiker Nro 42. 

Wiedemann, Eisenbahngesetzgebnngr. 7 
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Nähe anderer elektrischer Anlagen Betriebsstörungen oder Ge- 
fährdungen veranlassen können. Sie werden den Hausinstalla- 
tionen gleichgehalten, auf welche die Bundeskontrolle und die 
strengen Haftpflichtvorschriften des Gesetzes keine Anwendung 
finden* 

Von den Schwachstromanlagen unterstehen dem Gesetz und 
damit der Bundeskontrolle nur diejenigen, welche öffentlichen 
Grund und Boden, oder Eisenbahngebiet benützen, oder zufolge 
der Nähe von Starkstromanlagen zu Betriebsstörungen oder 
Gefährdungen Veranlassung geben können. 

Es ist Sache des Bundesrates, die Vorschriften aufzustellen, 
welche zur tunlichsten Vermeidung derjenigen Gefahren und 
Schädigungen erforderlich sind, die aus dem Bestände der Stark- 
stromanlagen überhaupt und aus deren Zusammentreifen mit 
Schwachstrom anlagen entstehen. Die Kontrolle für die Aus- 
führung dieser Vorschriften aber liegt in allen Fällen, wo es 
sich. um elektrische Eisenbahnen mit Inbegriff der Bahnkreuzungen 
durch elektrische Starkstromleitungen und der Längsführung 
solcher neben elektrischen Eisenbahnen, oder aber um Kreuzung 
elektrischer Bahnen durch Schwachstromleitungen handelt, der 
Eisenbahnabteilung des eidgenössischen Post- und Eisenbahn- 
departementes ob. 

In bezug auf die Haftpflichtbestimmungen dieses Gesetzes 
^ind streng auseinander zu halten: die Beziehungen zwischen 
den Betriebsinhabern der elektrischen Anlagen und ihren An- 
gestellten und Arbeitern einerseits, und die Haftpflichtigkeit 
jener im Verhältnis nach aussen, zu Drittpersonen. In der erstem 
Hinsicht bleiben die Bestimmungen der Haftpflichtgesetze, nun- 
mehr also des Bundesgesetzes betreffend die Haftpflicht der 
Eisenbahn- und Dampfschiffahrtsunternehmungen und der Post, 
vom 28. März 1905 *, und der Bundesgesetze betreffend die Haft- 
pflicht aus Fabrikbetrieb vom 25. Juni 1881 ^ und 26. April 18873, 
unverändert in Kraft. Für das Verhältnis zu Dritten stellt das 
Gesetz selbst die massgebenden Bestimmungen auf, welche eine 



1 Siehe Seite 97 Note 1. 

2 Bundesgesetz betreffend die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb. A. S. n. F. 
Bd. V, Seite 562—568; und Oetiker Nro. 30. 

3 Bundesgesetz betreffend die Ausdehnung der Haftpflicht und die Er- 
gänzung des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1881. A. S. n. F. Bd. X, Seite 165 
bis 170; und Oetiker Nro. 31. 
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strenge Zufallshaftung sowohl für Tötungen und Körperver- 
letzungen von Personen, wie auch für Sachschaden, ausschliess- 
lich Störungen im Geschäftsbetrieb, vorschreiben (Art. 27). 
Dabei ist insbesondere noch zu beachten, dass dem Betriebs- 
inhaber die Einrede der höhern Gewalt im Sinne des Gesetzes 
überall da benommen sein soll, wo es sich um Schädigungen 
handelt, die durch den bundesrätlichen Vorschriften ent- 
sprechenden Einrichtungen hätten abgewendet werden können 
(Art. 38). 

und nun noch unter. 

i) das letzte der zu besprechenden Gesetze, das geltende 
Bundesgesetz betreffend die Arbeitszeit beim Betriebe der Eisen- 
bahnen und anderer Verkehrsanstalten vom 19. Dezember 1902* 
und die zu ihm ergangene Vollziehungsverordnung vom 22. Sep- 
tember 1903^, welche das frühere Gesetz über den gleichen 
Gegenstand vom 27. Juni 1890 und die entsprechende Voll- 
ziehungsverordnun^ vom 6. November 1890 ersetzt haben. 

Eine Vergleichung der alten und der jetzigen Bestimmungen 
ergibt folgende, im Interesse weitgehender sozialer Fürsorge 
für die im Betriebsdienste der Verkehrsanstalten, vornehmlich 
auch der Eisenbahnunternehmungen angestellten Personen, welche 
sich verpflichtet haben, ihre Arbeitszeit ausschliesslich oder vor- 
wiegend zur Verfügung dieser Anstalten zu stellen, aufgestellte 
Hauptneuerungen.. 

Das Maximum der Arbeitszeit ist von 12 auf 11 Stunden 
herabgesetzt worden; dabei soll nach ungefähr der Hälfte der 
Arbeitszeit eine Ruhepause von wenigstens 1 Stunde gewährt 
werden. Während aber bisher in bezug auf diese Ruhepause 
eine örtliche Vorschrift nicht bestand, schreibt nun das neue 
Gesetz ausdrücklich vor, dass dieselbe wo immer möglich am 
Wohnorte soll zugebracht werden können. Ebenso verhält es 
sich jetzt auch mit den 24 Stunden umfassenden Ruhetagen. 
Auch sie sollen am Wohnorte zugebracht werden können. Sie 
müssen überdies mit einer Nachtruhe endigen und es muss ihnen 
die ununterbrochene Ruhezeit, welche für das Lokomotiv- und 



' Bundesgesetz betreffend die Arbeitszeit beim Betriebe der Eisenbahnen 
und anderer Verkehrsanstalten. A. S. n. F. Bd. XIX, Seite 561— -566. 

2 VollziehungSTerordnung zum Bundesgesetz betreffend die Arbeitszeit 
beim Betriebe der Eisenbahnen und anderer Verkehrsanstalten. A. S. n. F. 
Bd. XIX, Seite 681-689. 
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Zugspersonal wenigstens 10, und für das übrige Personal wenig- 
stens 9, beziehungsweise 8 Stunden beträgt, unmittelbar oder 
kurz vorher vorangegangen sein. Ist dies letztere nicht möglich, 
dann müssen die Ruhetage um mindestens 8 Stunden verlängert 
werden. 

Während bisher Beamte, Angestellte und Arbeiter einen 
Anspruch auf 52 Ruhetage per Jahr hatten, die Verwaltungen 
aber, abgesehen von der Vorschrift, dass 17 dieser Ruhetage 
auf Sonntage zu fallen haben, und dass die Verteilung ange- 
messen sein solle, dieselben nach Gutfinden festsetzen konnten, 
müssen nach dem neuen Gesetz mindestens 8 Tage als zusammen- 
hängender Erholungsurlaub gewährt werden ; ausserdem ist dem 
Personal der Hauptbahnen dieser zusammenhängende Erholungs- 
urlaub über die 52 Ruhetage hinaus zu gewähren, und nach 
Massgabe der Dienstjahre nach gesetzlich festgesetzter Skala 
zu verlängern. 

Auch die Zahl der Ferientage, an welchen der gesamte 
Güterdienst zu unterbleiben hat, wurde erhöht: zu den Sonn- 
tagen sind neu hinzugekommen Neujahr, Karfreitag, Auffahrt 
und Weihnachten. 

Ferner sind die Maxima der Dienstbereitschaft, d. h. der 
Zeit vom Beginn bis zum Schluss eines Tagesdienstes, im ein- 
zelnen mehrfach abgestuft, jetzt ebenfalls im Gesetz selbst fest- 
gestellt. 

Die meisten dieser Verhältnisse regelt die neue Vollziehungs- 
verordnung in eine Reihe weiterer Details. Besonders charak- 
teristisch ist dabei die Neuerung, dass jetzt jeder einzelne An- 
gestellte ein Tagebuch und ein Ruhetagsverzeichnis zu führen 
hat, welche beiden Verzeichnisse den Zweck haben sollen, die 
Kontrolle über die gewissenhafte Handhabung der aufgestellten 
Vorschriften für die Aufsichtsbehörden zu erleichtern. Art. 30 
bestimmt in bezug auf das Tagebuch, dass in dasselbe die 
Abweichungen von den Gesetzesbestimmungen hinsichtlich der 
täglichen Dienst- und Ruhezeiten einzutragen seien, „und zwar, 
soweit möglich mit Angabe der Gründe". Ähnlich sagt Art. 31 
bezüglich des Ruhetagsverzeichnisses, es seien in dasselbe „alle 
wirklich benützten Ruhetage einzutragen und allfällige Unregel- 
mässigkeiten unter der Rubrik «Bemerkungen» zu erwähnen". 

Ich zitiere diese zwei Vorschriften wörtlich, weil sie besser 
als irgend ein Kommentar beweisen, dass man bei Erlass 



101 

dieser Verordnung in bareaukratischer Befangenheit das Mittel 
einer zuverlässigen Kontrolle mit dem Zweck, zu welchem die- 
selbe vorgenommen werden soll, verwechselt zu haben scheint. 
Oder hat man etwa das Maximum der Arbeitszeit deshalb von 
12 auf 11 Stunden herabgesetzt, damit die Kontrollorgane des 
Eisenbahndepartementes an Hand der Tagebücher feststellen 
können, dass die Verkehrsanstalten die in ihrem Betriebsdienst 
angestellten Personen wirklich nicht länger haben arbeiten 
lassen? Doch wohl nicht! Vieiraehr bezweckte man damit, die- 
sem Personal 1 Stunde mehr Ruhe- und Mussezeit zu garantieren, 
um dasselbe an Körper und Geist frisch und gesund zu erhalten. 
Dann aber läuft es diesem Zweck schnurstracks entgegen, wenn 
man diesem Personal dadurch wieder einen Teil dieser Ruhe- 
und Mussezeit abknapst, dass man dasselbe mit Registraturen 
und Schreibereien beschwert, welche, wenn sie pflichtgetreu 
befolgt werden würden, für gar manchen im Betriebsdienst 
stehenden Arbeiter eine nicht leicht durchzuführende und zeit- 
raubende Verrichtung bedeuten würde. Eine Kontrollarbeit 
aber, von welcher man von vorneherein annimmt, sie werde nur 
in einer geringen Anzahl von Fällen gehandhabt, hat von Anfang 
an jede Existenzberechtigung verwirkt. 

Der schwerwiegende Vorwurf, ein echt bureaukratisches 
Gesetz zu sein, kann deshalb dem neuen Arbeitsgesetz und 
seiner Vollziehungsverordnung nicht erspart werden; er trifft 
in gleicher Weise auch für mehrere der neuern Nachträge zum 
Transport reglement zu. Dieser bureaukratische Geist steht aber 
der schweizerischen Eisenbahngesetzgebung schlecht an, und es 
ist insbesondere für die S. B. B,-Verwaltung heilige Pflicht, mit 
allen zulässigen Mitteln gegen denselben anzukämpfen, ansonst 
sie des Attributes einer von gesunden, republikanischen Grund- 
sätzen getragenen Verwaltung verlustig gehen wird. Welche 
schlimmen Früchte allzuweitgehende, in eine Unmasse von De- 
tails, die mit den Anforderungen des praktischen Lebens unver- 
einbar sind, sich verlierende Reglemente gerade im Bahnbetrieb 
zeitigen können, hat die Obstruktion der italienischen Eisen- 
bahner vom Februar/März dieses Jahres in erschreckender Deut- 
lichkeit geoffenbart. 



102 

Bureaukratisches Wesen heisst also die eine Gefahr, 
vor welcher sich die zukünftige schweizerische Eisenbahnge- 
setzgebung wird hüten müssen! 

Überspannung der centralistischen und staats- 
sozialistischen Tendenz benennt sich die andere! 

Es ist gewiss Raynaud * rückhaltslos beizupflichten, wenn 
es ihn mit Genugtuung erfüllt, dass der zwischen Kantonalismus 
und Centralismus hin und her spielende Kompass in der Rück- 
kaufsabstimmung wenigstens in Eisenbahnsachen endgültig zu 
Gunsten der Centralgewalt ausgeschlagen hat. Allein seinen Aus- 
führungen gegenüber, welche von den in seiner Heimat — Frank- 
reich — kursierenden Vorstellungen über das Wesen eines voll- 
kommenen Staatswesens über Gebühr beeinflusst scheinen, muss 
doch nachdrücklich betont werden, dass nur eine völlige Ver- 
kennung der geschichtlichen Entwicklung der Schweiz das Be- 
streben zeitigen könnte, aus derselben einen strafifen Einheits- 
staat nach dem Vorbild der grossen Schwesterrepublik an der 
Westgrenze unseres Landes machen zu wollen. Eine Eisenbahn- 
gesetzgebung, welche mit der bei uns historisch gewordenen 
und auch heute noch massgebenden Anschauung vom Werte 
kräftiger Gliedstaaten am Leibe des Gesamtvaterlandes im Ein- 
klang stehen will, wird deshalb auch in Zukunft nicht auf die 
Lahmlegung der bestehenden, in den Kantonen wurzelnden 
Kräfte hinarbeiten dürfen. Für die Centralbehörden der schwei- 
zerischen Bundesbahnverwaltung folgt hieraus die spezielle 
Pflicht, die durch das Rückkaufsgesetz geschaffene, angemessene 
Verteilung der Verwaltungskompetenzen zwischen ihnen einer- 
seits und den Kreisdirektionen und Kreiseisenbahnräten ander- 
seits bei der praktischen Handhabung peinlich zu respektieren, 
und sich jedes Versuches zu enthalten, durch einseitige Aus- 
legung der bestehenden Vorschriften den Schwerpunkt zu Gunsten 
der Centralverwaltung zu verschieben. 

Im übrigen werden sich die Behörden der Bundesbahn- 
verwaltung, besonders auch die Aufsichtsbehörden, Bundesrat 
und Bundesversammlung, darüber klar sein müssen, dass das 
schweizerische Volk in der Rückkaufsabstimmung zwar in hohem 
Grade staatssozialistische Gesinnung bekundet hat, dass das- 



*a. a. 0. Seite 42. 
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selbe aber gleichzeitig die Grenzen festgelegt hat, über welche 
hinaus mit der Verstaatlichung nicht gegangen werden soll; 

Hiebei noch kurz zu verweilen liegt für mich um so mehr 
Veranlassung vor, als die Junisession der Bundesversammlung 
vor der Türe steht, in welcher die eidgenössischen Räte zu 
der grundsätzlichen Frage Stellung nehmen werden, ob das 
Rückkaufsgesetz den Etatismus in Eisenbahnsachen schlechthin 
auf den Schild erhoben habe, so dass die Übernahme der fünf 
Hauptbahnen durch den Bund nur die erste Etappe der schwei- 
zerischen Verstaatlichungsaktion bedeute, oder aber ob dadurch 
nur ein partielles, auf die fünf Hauptbahnen beschränktes Staats- 
bahnsystem gutgeheissen worden sei. Die Beschlussfassung über 
den Bericht des Bundesrates vom 10. Dezember 1904*, mit 
welchem derselbe das gemeinsame Postulat der eidgenössischen 
Räte vom 24. Juni 1904 beantwortet hat, das ihn zur Bericht- 
erstattung darüber einlud, ^welchen grundsätzlichen Standpunkt 
er bei Einreichung von Konzessionsgesuchen für Bahnen ins- 
künftig einzunehmen gedenke" ^ wird nicht ohne die gleich- 
zeitige Beantwortung dieser prinzipiellen Frage möglich sein. 

Der Bundesrat führt am Schlüsse seines Berichtes folgende 
drei Schlussfolgerungen auf: 

^1. Das Buhdesgesetz über Bau und Betrieb der schwei- 
zerischen Eisenbahnen vom 23. Dezember 1872, Art. 3, begün- 
stigt die Erteilung von Eisenbahnkonzessionen, Die Bundes- 
versammlung ist aber befugt, auch dann eine Konzession zu ver- 
weigern, wenn andere Gründe als die Wahrung der militärischen 
Interessen in Frage kommen. Die Bundesversammlung hat wieder- 
holt in diesem Sinne Beschluss gefasst". 

„2. Es ist im Rahmen des Art. 3 des Gesetzes vom 23. De- 
zember 1872 gelegen, dass der Bau und Betrieb von Bahnen, 
welche als Hauptbahnen zu gelten haben, nach Massgabe des 
Rückkaufsgesetzes vom 15. Oktober 1897 nicht mehr konzessio- 
niert, sondern, sofern dieselben im volkswirtschaftlichen oder 
militärischen Interesse der Eidgenossenschaft oder eines grössern 
Teiles derselben liegen und deren Bau ohne un verhältnismässige 



•Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung betreffend die Er- 
teilung von Eisenbahnkonzessionen. B. Bl. 1904, Bd. VI, Seite 496—503. 

'^Gemeinsame Postulate Nro. 1, Bundesbeschluss vom 24. Juni 1904. 
B. Bl. 1905, Bd. I, Seite 79. 
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Opfer möglich ist, den schweizerischen Bundesbahnen auf Grund 
eines zu erlassenden Spezialgesetzes übertragen wird". 

„3. Auch gegenüber Gesuchen um Erstellung neuer Neben- 
bahnen wird sich die Bundesversammlung in jedem einzelnen 
Falle das Recht vorbehalten, die Konzession zu erteilen oder 
auch dann zu verweigern, wenn die zu erbauende Bahn den 
Zweck hat, den Bundesbahnen Verkehr zu entziehen, ohne gleich- 
zeitig namhaften volkswirtschaftlichen Interessen zu dienen" *. 

Sowohl aus der bundesrätlichen Begründung dieser Schluss- 
folgerungen, wie aus zwei Vernehmlassungen der Generaldirektion 
der S. B. B. vom 27. Mai 1902« und 20. November 1903 ^ ist 
ersichtlich, dass auch diese den gleichen Standpunkt einnimmt. 

Ich habe schon bei der Besprechung des zweiten Eisenbahn- 
gesetzes vom 23. Dezember 1872 hervorgehoben, dass meiner An- 
sicht nach dieser Art. 3 anders ausgelegt werden muss, nämlich 
dahin, dass die Bundesversammlung nur in dem einzigen Falle 
zur Konzessionsverweigerung befugt ist, wo die Verletzung militä- 
rischer Interessen der Eidgenossenschaft in Frage steht, in allen 
andern Fällen dagegen dem Konzessionsgesuch entsprechen muss. 

Die bundesrätliche Botschaft stützt sich zur Motivierung 
der gegenteiligen Interpretation namentlich auch auf die von 
Fr. Volmar über „die Stellung des Bundes zu Gesuchen um Er- 
teilung von Konzessionen für den Bau und Betrieb neuer Eisen- 
bahnlinien" herausgegebene Broschüre, in der sich der Ver- 
fasser bemüht, aus dem Text des 1872 er Gesetzes, aus dessen 
Motiven, und aus der praktischen Handhabung desselben durch 
die Bundesversammlung, den Nachweis für die weitergehende 
Konzessionsverweigerungsbefugnis zu erbringen. 

Der der vorliegenden Abhandlung gesteckte Rahmen ver- 
bietet es mir, auf die Beweisführung Volmars im einzelnen ein- 
zutreten. Ich muss mich mit der Feststellung begnügen, dass 
Volmar vom Standpunkt juristischer Interpretation aus den Be- 
weis für seine These schuldig geblieben ist. Diese Behauptung 



^B. Bl. 1804, Bd. VI, Seite 502. 

* Gedruckte und den eidgen. Räten ausgeteilte Zuschrift der General- 
direktion der S.B.B. „an das eidgen. Post- u. Eisenbahndepartement (Eisenbahn- 
abteilung). Bern, den 27. Mai 1902.« 

3 Bericht der Generaldirektion der S. B. B. über die Geschäftsführung und 
die Rechnungen des Jahres 1903 an den schweizerischen Bundesrat zu Händen 
der Bundesversammlung. Ziff. C I 3 i; B. Bl. 1904, Bd. III, Seite 391—395. 
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mag durch die Widerlegung zweier seiner hauptsächlichsten 
Argumente erhärtet werden. 

Volmar macht sich entschieden einer ganz unhistorischen 
Würdigung der Gesetzesmotive schuldig, wenn er aus dem Um- 
stände, dass dieselben keine ausdrücklichen Äusserungen zu 
Gunsten der beschränkenden Auslegung des Art. 3 enthalten, 
darauf schliesst, dass dem Art. 3 Abs. 2 diese Beschränkung 
des Konzessiönsverweigerungsrechtes fremd sei. 

Im L Hauptabschnitt dürfte von mir mit genügender Deut- 
lichkeit dargetan worden sein, wie mächtig die Lehren des 
Manchestertnmes auch noch im Zeitpunkte des Zustandekommens 
des 1872 er Gesetzes die Geister der gesetzgebenden Faktoren ge- 
fangen hielten, und wie intensiv damals bei den eidgenössischen 
Behörden noch das Bestreben war, den Eisenbahnbau zu fördern, 
und alle und jegliche hemmende Schranke von ihm fern zu halten. 
Die Beschränkung des Konzessionsverweigerungsrechtes, wie sie 
durch den Art. 3 statuiert ist, steht hiermit so ganz im Ein- 
klang, dass es bei einer angemessenen Würdigung dieser histo- 
risch gegebenen Sachlage ziemlich unverständlich ist, wie man das 
Stillschweigen der Motive für den gegenteiligen Standpunkt: die 
extensive Konstruktion der Konzessionsverweigerungsbefugnis, 
glaubt verwenden zu können. 

Ebenso unverständlich ist die fernere Behauptung Volmars, 
bei Annahme der auch hier verfochtenen restriktiven Auslegung 
des Konzessionsverweigerungsrechtes ergebe sich ^das geradezu 
widersinnige Resultat", dass die Kantone, denen die Eisenbahn- 
hoheit nicht zustehe, die Erteilung einer Konzession, sofern sie 
finden, sie sei nicht am Platze, durch eine Einsprache eventuell 
verhindern können, während der Bund, dem die Eisenbahnhoheit 
zustehe, sich einem Konzessionsgesuche nicht widersetzen könne, 
sondern jede Konzession, abgesehen vom Falle des Art. 3 Abs. 2, 
erteilen müsse, auch wenn die Bundesbehörden finden, es sei die 
Erteilung nicht am Platze. Diese Auffassung widerspricht der 
richtigen Auslegung des Art. 4 des Eisenbahngesetzes, welcher der 
Bundesversammlung ausdrücklich das Recht erteilt, eine Konzes- 
sion auch entgegen der Einsprache eines Kantons zu erteilen. 

Ich verstehe dieselbe dahin, dass auch im Falle einer kan- 
tonalen Einsprache der Bund nur dann zur Kon zessions Ver- 
weigerung befugt ist, wenn die Verletzung militärischer Inte- 
ressen der Eidgenossenschaft in Frage steht. Doch darf er die 
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kantonale Einsprache nicht ignorieren. Der zweite Satz des 
Abs. 1 des Art. 4 verbietet es ihm, darüber kurzer Hand hin- 
wegzuschreiten. Ofifenbar wollten es die Kantone anno 1872, als 
sie die Eisenbahnhoheit an den Bund abgaben, im Gesetze selbst 
ausgesprochen sehen, dass die von ihnen im Wege der Einsprache 
geltend gemachten Bedenken von der Bundesversammlung sach- 
lich geprüft werden müssen. Deshalb wurde dieser im zweiten 
Satz des Abs. 1 des Art. 4 die „gehörige Prüfung der streitigen 
Punkte und aller hiebei in Betracht kommenden Verhältnisse" 
ausdrücklich zur Pflicht gemacht. Die Meinung war dabei aber 
nicht wie Volmar annimmt, die, dass im Falle objektiver Berech- 
tigung der von den Kantonen geltend gemachten Bedenken die 
Bundesversammlung berechtigt wäre, dieselben zu einem Kon- 
zessionsverweigerungsgrund zu machen ^ Es kommt ihr vielmehr 
nur zu, das Nötige zu veranlassen, um womöglich zwischen der 
Einsprache erhebenden Kantonsregierung und dem die Konzession 
Nachsuchenden eine Einigung über die streitigen Punkte herbei- 



' Die Praxis von Bundesrat und Bundesversammlung ist in diesem Punkte 
sehr schwankend; vgl. einerseits für den Standpunkt, dass die Bundesver- 
sammlung im Fall der Einsprache seitens einer Kantonsregierung nur aus 
triftigen Gründen des öffentlichen Wohles doch konzessionieren dürfe, den 
Geschäftsbericht des Bundesrates pro 1883 im B. Bl. 1884, Bd. II, Seite 438 
betreffend die Konzessionsgesuche für eine schmalspurige Eisenbahn Chur- 
Thusis-Bellaluna einerseits und Chur-Thusis anderseits; ferner 

die Botschaften des Bundesrates betreffend Konzession einer schmal- 
spurigen Eisenbahn (streckenweise Zahnradbahn) von Maloja nach Castasegna 
(Chiavenna) vom 14. Dezember 1885. B. Bl. 1885, Bd. IV, Seite 601-602, und 
Bundesbeschluss vom 23. Dezember 1885. E. A. S. Bd. VIII, Seite 333—340; 
Konzession einer Drahtseilbahn vom Ufer des Vierwaldstättersees auf den 
Seelisberg vom 12. April 1887, B. Bl. 1887. Bd. II, Seite 242-244; Kon- 
zession einer Drahtseilbahn von Weggis nach Rigi-Känzeli vom 3. Dezember 
1888. B. Bl. 1888, Bd. IV, Seite 923—629 und Bundesbeschluss vom 18. Dezem- 
ber 1888. E. A. S. Bd. X, Seite 97—98; 

und anderseits: 

die Botschaften des Bundesrates betreffend Konzessionen der Aargauischen 
Südbahn auf dem Gebiete der Kantone Luzern und Zug vom 9. Juni 1875, 
B. Bl. 1875, Bd. III, Seite 319 ff., insb. 320, und E. A. S. Bd. III, n. F., Seite 
123—130; betreffend Konzession einer schmalspurigen Eisenbahn vonBönigen, 
eventuell Zollhaus nach Lauterbrunnen mit Abzweigung von Zweilütschinen 
nach Grindelwald, vom 22. April 1887, B. Bl. 1887, Bd. II, Seite 482 ff., insb. 
488, und E. A. S. Bd. IV, Seite 273—280; betreffend Konzession einer Eisen- 
bahn von St. Gallen über Wattwil nach Rappers wil und von Samstagern nach 
Zug, vom 21. Juni 1890, B. Bl. 1890, Bd. III, Seite 506—513, insb. 512 und 
E. A. S. Bd. XI, Seite 72—78; betreffend Konzession für eine Eisenbahn von 
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zuführen, und, im Falle eine solche nicht erzielt werden kann, 
die Konzessionserteilung an entsprechende Vorbehalte und Be- 
dingungen zu knüpfen. Im Falle wirklicher, objektiver Begründet- 
heit der Einsprachegründe würde aber der Bund jedenfalls auch 
von sich aus die Konzessionserteiluug an die gleichen Vorbehalte 
knüpfen. Das Recht hiezu kann ihm nicht abgesprochen werden. 
Das von Volmar behauptete „widersinnige Resultat" ist also 
lediglich das Produkt einer irrtümlichen Auslegung des Art. 4; 
irgend welche Beweiskraft für die Richtigkeit der extensiven 
Konstruktion des Konzessionsverweigerungßrechtes kann ihr des- 
halb nicht beigemessen werden. 

Was im ferneren die Schlussnahmen der Bundesversammlung 
betrifft, durch welche in der Praxis Konzessionsgesuche von 
Eisenbahnunternehmungen abgewiesen worden sind, obschon da- 
bei keine Verletzung militärischer Interessen in Frage stand, 
so ist zunächst festzustellen, dass deren weit überwiegende Zahl 
eigentliche Touristen- und Bergbahnen betrifft. 

Man wird nun aber kaum fehlgehen, wenn man annimmt, 
dass der Gesetzgeber bei Erlass des 1872 er Gesetzes, trotzdem 
damals die erste schweizerische Bergbahn, die Rigibahn, vor ihrer 
Betriebseröffnung stand^ noch nicht daran dachte, auch für der- 
artige Spezialbahnen generelle Normen aufstellen zu müssen. 
Deshalb hatte die Bundesversammlung in spätem Jahren, als 
Gesuche um Konzessionierung derartiger Unternehmungen in 
grösserer Anzahl eingingen, noch freie Hand, auch diese Bahn- 
kategorie dem Grundsatz des Art. 3 zu unterstellen, oder aber 
dieselbe als Bahnart sui generis nach andern Grundsätzen zu be- 
handeln *. Sie wählte den letztern Weg und reservierte sich dem- 



Basel über Sissach und die Schafmatt nach Aarau (Schafmattbahn), vom 
2. Juni 1892. B. Bl. 1892, Bd. III, Seite 550 ff. und E. A. S. Bd. XII, Seite 
71-77; betreffend Konzession einer Eisenbahn von Trubschachen auf den 
Napf, vom 13. Juni 1892. B. Bl. 1892, Bd. III, Seite 659—663, und E. A. S. 
Bd. XII, Seite 270—276. In allen diesen Fällen wurde trotz Einsprache kon- 
zessioniert und zwar ohne dass dabei auf „triftige Gründe des öffentlichen 
Wohles" abgestellt wurde. 

• Vgl. übrigens auch die Botschaft des Bundesrates betr. Verweigerung 
der Konzession für eine Drahtseilbahn vom Ufer des Vierwaldstättersees 
auf den Seelisberg vom 12. April 1887: „dass zu Gunsten eines solchen Pro- 
jekts nicht der auf grössere Schienenverbindungen abzielende Art. 3 des 
Eisenbahngesetzes . . . angerufen werden kann, bedarf u. E. keines weitern 
Nachweises« B. Bl. 1887, Bd. II, Seite 244. 
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gemäss in bezug auf solche Spezialbahnen das Recht zur Kon- 
zessionsverweigerung auch aus andern, als militärischen Gesichts- 
punkten, die übrigens bei Berg- und Touristenbahnen praktisch 
wohl kaum je in Betracht fallen werden. Von dieser Befugnis hat 
sie in der Folge wiederholt Gebrauch gemacht *. Dabei stand aber 
eben Art. 3, weil es sich um Spezialbahnen handelte, überhaupt 
nicht zur Diskussion. Es ist deshalb nicht anhängig, aus diesen 
Spezialfällen irgend einen Schluss auf die Konzessionierung der 
grössern ihm unterfallenden Eisenbahnunternehmungen zu ziehen. 

Allerdings hat die Bundesversammlung auch in einigen andern 
Fällen, wo es sich zweifelsohne um die Konzessionierung von 
Bahnunternehmungen handelte, wie sie das Eisenbahngesetz von 
Anfang an im Auge gehabt hat, die Konzession verweigert, 
trotzdem dieselben keine militärischen Interessen verletzten. 

Dies kam namentlich in solchen Fällen vor, wo sich zwei 
konkurrierende Projekte mit im wesentlich gleichen Trace^ 



• Vgl. die Botschaften des Bundesrates betreffend Verweigerung der 
Konzessionen für: 

eine Drahtseilbahn vom Ufer des Vierwaldstättersees auf den Seelisberg 
vom 12. April 1887, B. Bl. 1887, Bd. II, S. 242-244; 

eine Drahtseilbahn von Weggis nach Rigi-Känzeli vom 3. Dez. 1888, 
B. Bl. 1888, Bd. IV, Seite 923—929; und Bundesbeschluss vom 18. Dez. 1888, 
E. A. S. Bd. X, Seite 97—98 ; 

eine Zahnradbahn von Weggis nach Staffelhöhe vom 3. Dez. 1888, B. Bl. 

1888, Bd. IV, Seite 931—932; und Bundesbeschluss vom 18. Dez. 1888, E. A. S. 
Bd. X, Seite 97-98; 

eine Drahtseilbahn von Melano am Luganersee auf den Monte Generoso 
vom 7. Dez. 1888, B. Bl. 1888, Bd. IV, Seite 1093-1096. (Das Gesuch wurde 
zurückgezogen. B. Bl. 1888, Bd. IV, Seite 1124): 

eine Zahnradbahn von der Papierfabrik Enge zum Kolbenhof bezw. 
Utokulm vom 5. Juni 1890, B. Bl. 1890, Bd. III, Seite 247-252, und Bundes- 
beschluss vom 9. Okt. 1890, E. A. S. Bd. Xl, Seite 121 ; 

eine Zahnradbahn von Weggis nach Staffelhöhe vom 26. Nov. 1897, B. Bl. 
1897, Bd. IV, Seite 1072—1077, und Bundesbeschluss vom 1. Juli 1898, E. A. S. 
Bd. XV, Seite 154; 

eine Drahtseilbahn vom Sändli (am Vierwaldstättersee) nach Seelisberg 
vom 25. Okt. 1901, B. Bl. 1901, Bd. IV, Seite 441—444, und Bundesbeschluss 
vom 20. Dez. 1901, E. A. S. Bd. XVII, Seite 259. 

* Die bundesrätl. Botschaften betreffend Konzession : 

für schmalspurige Strasseneisenbahnen von Genf, vom 22. April 1887, 
B. Bl. 1887, Bd. II, Seite 466-476, und 

für eine Eisenbahn von Thalwil über Sihlbrücke nach Zug vom 10. Dez. 

1889, B. Bl. 1889, Bd. IV, Seite 1120-1137, und die zugehörigen Bundes- 



109 

gegenüberstanden, wie auch in Fällen konkurrierender Projekte 
mit verschiedenem Trace *. 

Ja, am 1. Juli 1898 hat die Bundesversammlung sogar in 
Übereinstimmung mit dem Antrag des Bundesrates, die Kon- 
zession für eine elektrische Eisenbahn von Spiez über die Gemmi 
nach Leuk „vom Standpunkt der allgemeinen Landesinteressen" 
aus verweigert, obschon ein konkurrierendes Projekt wohl ge- 
plant war, aber noch nicht vorlag*. 

Es macht sich hier überall der Einfluss jener staatsfürsorg- 
licheu Auffassung geltend, welche seit ungefähr einem Jahrzehnt 
an der Tagesordnung ist: durch die Konzessionsverweigerung 
soll entweder dem Konkurrenzkampf zwischen sich stark kon- 
kurrenzierenden Linien, der mit dem sichern Ruin einer von 
ihnen enden müsste, vorgebeugt, oder aber die volkswirtschaft- 



beschlüsse vom 29. April 1887, E. A. S. Bd. IX, Seite 267—272, und 25. Juni 
1890, E. A. S. Bd. XI, Seite 40-46. 

' Die bundesrätlichen Botschaften betreffend: 

Konzession einer Zahnradbahn von Lauterbrunnen über die Wengernalp 
nach Grindelwald vom 21. Juni 1890, B. Bl. 1890, Bd. III, Seite 548-554, 
und Bundesbeschluss vom 27. Juni 1890, E. A. S. Bd. XI, Seite 52—57; 

Konzession einer Strasseneisenbahn von Schwj^z nach Seewen, und von 
Schwyz nach Brunnen vom 15. Dez. 1890, B. Bl. 1890, Bd. V, Seite 440—447 
und Bundesbeschluss vom 20. Dez. 1890, E. A. S. Bd. XI, Seite 243-249; 

Konzession einer Zahnradbahn von Brunnen über Morschach auf die 
Frohnalp vom 31. März 1891, B. Bl. 1891, Bd. I, Seite 894—900, und Bundes- 
beschluss vom 10. April 1891, E. A. S. Bd. XI, Seite 302— 307. 

Da die Existenzberechtigung einer Eisenbahn von Interlaken nach Brienz 
hauptsächlich auf ihrem Charakter als Verbindungsstück der Linie Bern- 
Brünig-Luzern beruht, so ist auch der Bundesbeschluss betreffend Konzession 
einer Eisenbahn von Interlaken nach Brienz vom 28. Juni 1893 hieher zu 
rechnen (E. A. S. Bd. XII, Seite 323—329), obschon auf den beiden Ufern je 
nur ein Projekt in Frage stand. Die Bundesversammlung konzessionierte 
die rechtsufrige Bahn; für die linksufrige verweigerte sie die Konzession. 
Der Bundesrat hatte einen etwas andern Standpunkt eingenommen. Er hatte 
in seiner Botschaft vom 24. Dez. 1891 zunächst die Konzessionierung beider 
Linien beantragt, dabei aber den Vorbehalt gemacht, dass mit Genehmigung 
der binnen einer Frist von 24 Monaten einzureichenden vorgeschriebenen 
Vorlagen betreffend die eine der Linien, die Konzession für die andere da- 
hin falle (B. Bl. 1891, Bd. V, Seite 857—869, insbesondere 868—869). 

2 Botschaft des Bundesrates betreffend Nichteintreten auf ein Gesuch 
um Konzessionierung einer elektrischen Eisenbahn von Spiez über die Gemmi 
nach Leuk, vom 5. Nov. 1897, B. Bl. 1897, Bd. IV, Seite 611—615 und 
Bundesbeschluss vom 1. Juli 1898, E. A. S. Bd. XV, Seite 155. 
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lieh bedauerliche Verschwendung von Kapitalien an totgeborene 
Unternehmungen unterbunden werden. 

Dennoch wäre die Annahme irrtümlich, es habe die Bundes- 
versammlung ihren frühern Standpunkt endgültig aufgegeben 
und lege nun den Art. 3 konsequent dahin aus, dass gestützt 
auf denselben auch aus andern, als militärischen Gründen, Kon- 
zessionen verweigert werden können. Allerdings hat dieselbe in 
der neuesten Zeit, am 20. Dezember 1901, das Konzessionsgesuch 
der elektrischen Schmalspurbahn von Martigny über Vemayaz- 
Salvan-Finshaut nach Chätelard, welchem mehrere andere, ins- 
besonders auch ein solches von Martigny über die Forclaz nach 
Chätelard gegenüberstanden, wiederum in gleichem Sinne ent- 
schieden, ohne aber dabei die rechtliche Frage der Verweigerungs- 
befugnis näher zu erörtern *. 

Allein im übrigen ist sie in den 90er Jahren durchgehends 
auf ihren frühern Standpunkt zurückgekehrt und hat, in richtiger 
Erkenntnis dessen, dass ihr in allen Fällen, in welchen Nicht- 
spezialbahnen in Frage stehen, die Verweigerungsbefugnis nur 
aus militärischen Eücksichten zusteht, eine Eeihe von Parallel- 
projekten mit mehr oder weniger gleichem Trace^, sowie im 
Falle der sogenannten Schafmattbahn auch ein Unternehmen 
konzessioniert ^, das im Falle seiner Ausführung eine bereits be- 
stehende Bahn, damals die S. C. B., konkurrenziert hätte. 



> Botschaft des Bundesrates betreffend Konzession einer elektrischen 
Schmalspurbahn von Martigny über die Forclaz nach Chätelard (Grenze), 
vom 16. April 1901, B. Bl. 1901, Bd. TT, Seite 929— 948, und Bundesbeschluss 
betreffend Konzession einer elektrischen Schmalspurbahn von Martigny über 
Salvan nach Chätelard (Grenze), vom 20. Dez. 1901, E. A. S. Bd. XVII, Seite 
262-270. 

2 Botschaften des Bundesrates betreffend : 

Konzession einer schmalspurigen Eisenbahn von Landquart oder Felsen- 
bach nach Chur, vom 10. April 1891, B. Bl. 1891, Bd. II, Seite 133—137, und 
Bundesbeschluss vom 17. April 1891, E. A. S. Bd. XI, Seite 345-351: 

Konzession einer schmalspurigen Eisenbahn von Vivis über Bulle nach 
Thun, vom 21. Juli 1890, B. Bl. 1890, Bd. III, Seite 521—528, und Bundes- 
beschluss vom 27. Juni 1890, E. A. S. Bd. XI, Seite 58—61; 

Konzession einer Eisenbahn von Spiez über Wimmis nach Erlenbach, 
vom 21. Juni 1890, B. Bl. 1890, Bd. III, Seite 536—540, und Bundesbeschluss 
vom 27. Juni 1890, E. A. S. Bd. XI, Seite 65—71. 

3 Botschaft des Bundesrates betreffend Konzession für eine Eisenbahn 
von Basel über Sissach und die Schafmatt nach Aarau (Schafmattbahn), vom 
2. Juni 1892, B. Bl. 1892, Bd. III, Seite 550 ff., insbesondere unzweideutig 
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Damit hat die Bundesversammlung selbst ihren gegenteiligen 
Schlussnahmen den Stempel nicht zu rechtfertigender Inkonse- 
quenzen aufgedrückt und das Verfahren als unzulässig von sich 
gewiesen, welches darauf hinausläuft, dem Art. 3 im Interesse 
dessen, was jetzt Trumpf ist, einen Sinn unterzuschieben, welcher 
die Negation des Geistes ist, den der Gesetzgeber anno 1872 
mit ihm verbunden hat, und welcher deshalb nicht in ihn hinein- 
interpretiert werden darf. 

Damit ist dargetan, dass die von der Bundesversammlung 
im Sinne der erweiterten Konzessionsverweigerungsbefugnis ge- 
haltenen Schlussnahmen vom Bundesrat in seiner 1. Schluss- 
folgerung zu Unrecht für den von ihm vertretenen Standpunkt 
angerufen werden. 

Hieraus wiederum resultiert auch die Irrtümlichkeit seiner 
2. und 3. Schlussfolgerung. 

Die Konzessionsverweigerung an Bahnen, welche als Haupt- 
bahnen zu gelten haben, ist nicht im Rahmen des x^rt. 3 des 
Eisenbahngesetzes gelegen. Der Bau und Betrieb dieser sowohl, 
wie auch die Erstellung neuer Nebenbahnen — sofern die letztern 
nicht zu der Kategorie der oben besprochenen Spezialbahnen 
gehören, auf welche der Art. 3 des Eisenbahngesetzes überhaupt 
keine Anwendung leidet — muss vielmehr heute überall kon- 
zessioniert werden, wo nicht militärische Interessen der Eid- 
genossenschaft verletzt werden. Soviel über die dermalen ver- 
bindliche rechtliche Grundlage: 

Die Konzessionsverweigerung an, die S. B. B. 
konkurrenzierende, neue Bahnprojekte ist de lege 
lata aus andern, als militärischen Gründen, un- 
möglich. Dieselbe könnte nur durch eine diesbezüg- 
liche Revision des Eisenbahngesetzes möglich ge- 
macht werden. 

Es entsteht somit die Frage, ob eine solche in 
diesem Punkte mit Rücksicht auf die durch das 
Rückkaufsgesetz geschaffene neue Situation am 
Platze sei? Die Antwort hat meines Erachtens 
negativ zu lauten. 



Seite 559—561, und Bundesbeschluss vom 23. Juni 1892, E. A. S. Bd. XII, 
Seite 71— 77. (Diese Konzession ist im Jahre 1898 dahingef allen ; siehe E. A. S. 
Bd. XV, Seite 359). 
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Eine aufmerksame Prüfung und Vergleichung der Art. 1, 
3, 4, 5 und 2 des Rückkaufsgesetzes, deren Inhalt unter 
Ziff. 3 des II. Hauptabschnittes dargelegt worden ist, ergibt 
folgendes Bild des vom Volke für unser Land gewollten kon- 
kreten Staatsbahnsystems. Der Staatsbetrieb soll in der Haupt- 
saclie auf die fünf Hauptbahnen, welche, mit der einzigen Aus- 
nahme der Gotthardbahn, heute bereits ins Staatseigentum über- 
gegangen sind,-* beschränkt sein. Alle andern — Haupt- wie 
Nebenbahnen — sollen dagegen auch in Zukunft ihren bisherigen 
Besitzern überlassen bleiben, es sei denn, dass die Bundes- 
versammlung finde, dieselben dienen gleich den verstaatlichten 
Bahnen um ihrer volkswirtschaftlichen oder militärischen Be- 
deutung willen den Interessen der Eidgenossenschaft oder eines 
grössern Teils derselben (Art. 3), oder aber ihre Einbeziehung 
in den Betrieb der Bundesbahnen sei im Interesse einer ratio- 
nellen Verwaltung dieser letztern notwendig (Art. 5). Nur unter 
diesen Voraussetzungen soll die Bundesversammlung die Tätig- 
keit der Staatsbahnverwaltung über die Grenzen der fünf Haupt- 
bahnen hinaus ausdehnen. Alle andern, dieser Eigenschaften 
baren Bahnen, sowie insbesondere auch alle erst noch zu er- 
bauenden Bahnen können dagegen nur durch Bundesgesetz dem 
Staatsbahnnetze angegliedert werden (Art. 4), wobei dem Volke 
selbst nach Massgabe von Art. 89 der Bundesverfassung der 
oberste Entscheid zusteht. 

Diese durch das Rückkaufsgesetz selbst umschriebene Grund- 
lage unseres Staatsbahnsystems hat auch für die Frage der 
Konzessionierung neuer Bahnprojekte und damit für die Frage 
der Revision des Art. 3 des geltenden Eisenbahngesetzes mass- 
gebend zu sein. Sie ergibt, dass zu einer solchen kein Grund 
vorliegt, denn die besprochenen, dermalen massgebenden recht- 
lichen Vorschriften über die Konzessionierung von Bahnprojekten 
an Dritte, seien es Privatgesellschaften oder Kantone, wider- 
streiten ihr in keiner Weise. 

Insbesondere enthält aucli das geltende Recht genügende 
Schutzvorschriften gegen die Konzessionierung von neuen Privat- 
bahnen, welche mit berechtigten Interessen der S. B. B. kollidiereii 
würden. 

In bezug auf neue Hauptbahnen liefert Art. 4 des Rück- 
kaufsgesetzes die nötige Handhabe gegen mögliche Missbräuche. 
Auf ihn gestützt, haben es die Bundesbehörden jederzeit in der 
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Hand, mit der Konzessionierung eines von dritter Seite ein- 
gereichten Gesuches solange zuzuwarten/ bis das Volk, um seine 
Meinung angegangen, entschieden hat, ob es das betreffende 
Projekt nicht durch den Bund selbst wolle ausführen lassen. 
Dabei darf mit Bestimmtheit erwartet werden, dass das Volk 
überall da, wo dies zur gedeihlichen Entwicklung des Staats- 
bahnnetzes Not tut, die denkwürdige Abstimmung vom 20. Februar 
1898 nicht verleugnen und demgemäss den Staatsbau beschliessen 
wird. Anders wird sein Entscheid nur da ausfallen, wo ent- 
weder die Übernahme einer solchen Bahn durch den Bund das 
finanzielle Gleichgewicht der S. B. B. stören würde, oder aber 
ein Unternehmen in Frage stände, dem entweder die Eigen- 
schaften, die der Art. 1 des Rückkaufsgesetzes als allgemeine 
Richtschnur für die Linien, welche in die staatliche Hand ge- 
hören, aufgestellt hat, mangeln, oder aber der enge Zusammen- 
hang mit dem bestehenden Staatsbahnnetz fehlt, der seine Ein- 
gliederung in dasselbe erforderlich machen würde. 

Im einen, wie im andern Falle würde aber ein solcher 
Volksentscheid volles Lob verdienen. Eine Lahmlegung der 
Privatinitiative durch Konzessionsverweigerung wäre in keinem 
dieser beiden Fälle gerechtfertigt. Im ersteren Fall würde die- 
selbe einer Unterordnung der berechtigten Wünsche der interes- 
sierten Landesgegend unter die finanziellen Interessen der S.B.B. 
gleichkommen, welche mit dem Grundsatze, dass diese nicht 
fiskalischen, sondern allgemein volkswirtschaftlichen Interessen 
dienen sollen, aufs schärfste kontrastieren würde. Im letztern 
Falle aber würde sie zu einer Bevormundung des Privatkapitals 
und einer Übertreibung der staatssozialistischen Tendenz führen, 
die nicht nur mit der weisen Beschränkung des Rückkaufs- 
gesetzes in offener Fehde läge, sondern sicherlich auch einer 
Reaktion in der Richtung outrierten Manchestertums rufen würde, 
die für eine ruhige Weiterentwicklung des schweizerischen Eisen- 
bahnwesens verhängnisvoll werden müsste. 

In bezug auf die Nebenbahnen endlich erblicke ich den 
Schutz der Bundesbahnen gegen die, besonders von ihrer General- 
direktion so sehr gefürchteten Konkurrenzlinien, welche von 
spekulativen Köpfen lediglich zu dem Zwecke gebaut würden, 
um den S. B. B. gestützt auf eine geringfügige Abkürzung und 
die bestehenden Instradierungsvorschriften, die aus der Ver- 
pflichtung zur ^billigen Teilung des Verkehrs" für sie resul- 

Wledemann, Eisenbahngesetzgebung. 8 
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tierende Quote der Verkehrseinnahrae abzuzwacken, in Art. 23 
Abs. 3 des Tarifgesetzes, wornach dieser Anspruch soweit ent- 
fällt, als „dadurch wichtige Interessen der S. B. B. verletzt 
werden". Es besteht kein Grund für die Annahme, die gleiche 
Bundesversammlung, welche diesen Vorbehalt in das Gesetz auf- 
genommen hat, werde gegebenenfalls die berechtigten Interessen 
der S. B. B. nicht dadurch wahren, dass sie dieselben gegen 
unlautere KonkuiTenzunternehmungen in Gemässheit von Abs. 5 
dieses Artikels angemessen schützen werde. Auf weitergehenden 
Schutz für ihre finanziellen Interessen haben aber die S. B. B. 
keinen Anspruch, ergäbe doch ein solcher für sie eine Monopol- 
stellung, die wiederm einem nicht von fiskalischen, sondern von 
allgemein volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten aus geleiteten 
Betrieb derselben direkt widerspräche. Auch hier besteht dem- 
nach kein Widerspruch zwischen der durch das Rückkaufsgesetz 
geschafi'enen neuen Sachlage und den noch aus der Privatbahn- 
epoche datierenden Vorschriften über Konzessionserteilung und 
Konzessionsverweigerung. Dies ist so richtig, dass, würden die- 
selben anders lauten, sie für die Nebenbahnen im Sinne des 
geltenden Rechts abgeändert werden müssten, denn auf diesem 
Gebiet müssen im Interesse einer gesunden Weiterentwicklung 
des schweizerischen Eisenbahnwesens auch heute noch die 
Prinzipien freier Konkurrenz geltend. 

Es ist nämlich zu beachten, dass der im Rückkaufsgesetz 
festgelegte Ausgleich zwischen den staatssozialistischen Prinzipien 
einerseits und den manchesterlich-individuellen Kräften ander- 
seits durchaus nicht willkürlich ist, sondern auf eine tieferliegende 
durch die Natur der Sache selbst gegebene Verschiedenheit 
zurückgeht. 

Erfahrungsgemäss besitzen die Privatverwaltungen eine Be- 
weglichkeit, eine Anpassungsfähigkeit und einen kühnen Wage- 
mut, wie er der Staatsverwaltung niemals eignet; dagegen ent- 
wickelt der Staat eine Umsicht und eine Zuverlässigkeit in der 
Verwaltung, die den Erwerbsgesellschaften der Privaten in dieser 
Vollkommenheit immer abgehen wird. 

Mit Recht fand deshalb das Schweizervolk, nur der Bund 
werde in der Lage sein, das ausgedehnte Bahnnetz, welches 
die volkswirtschaftlichen. Interessen des gesamten Landes oder 
eines grossen Teiles desselben beschlägt, zum Wohle des Ganzen 
zu verwalten, und beschloss deshalb ihre Überführung in das 
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Staatseigentum. Sicherlich wird es auch in bezug auf etwa noch 
zu erbauende Bahnen, welche die gleiche weittragende Bedeutung 
für unser Land haben werden, den Staatsbau beschliessen. 

Anderseits aber glaubte das Volk mit Recht auf die grossen 
Vorzüge, welche nur der Privatverwaltung und dem Unter- 
nehmungsgeist der Erwerbsgesellschaften eignen, für den Betrieb 
und den weitern Ausbau des Nebenbahnnetzes nicht verzichten 
zu dürfen. Es schloss deshalb diese Bahnen vom Staatsbahnnetz 
aus und sicherte ihnen die Weitergeltung jener Gesetzgebung, 
die auf manchesterlichen Anschauungen ruhend, sich in der reinen 
Privatbahnperiode für den Ausbau des schweizerischen Eisen- 
bahnnetzes so überaus fördernd erwiesen hat. 

Durch diesen Ausgleich hat das Rückkaufsgesetz allen vor- 
handenen Kräften das ihnen angemessene Bestätigungsfeld zu 
sichern gewusst. Jede Abweichung von diesem weisen Ausgleich 
könnte infolgedessen nur auf Kosten einer unnatürlichen Zurück- 
drängung der einen Gruppe dieser vitalen Kräfte geschehen 
und müsste, da auch in volkswirtschaftlichen Dingen jede Ein- 
seitigkeit sich rächt, von den schwerwiegendsten Nachteilen für 
das Wohl des Ganzen gefolgt sein. Deshalb wird die künftige 
Eisenbahngesetzgebung und alle mit ihr in Zusammenhang 
stehenden Massnahmen der Bundesversammlung diesen glück- 
lichen Ausgleich in keinem Punkte stören dürfen, vielmehr in 
einem folgerichtigen Ausbau desselben ihre Erfolge suchen 
müssen. Jede andere Entwicklungsbahn würde sie von dem 
Fundamentalsatz wegführen, auf dem unser gesamtes republi- 
kanisches Staatswesen ruht: 

Salus publica suprema lex esto! 




Errata. 



Seite. 12 Zeile 13 lies: Eidgenossenschaft anstatt Eidgenossenschalt. 
Seite 19 Zeile 8 lies: zu Gunsten anstatt zu gunsten. 
Seite 25 Zeile 1 lies: dringendste anstatt dringenste. 
Seite 25 Zeile 28 lies: zu Gunsten anstatt zu gfunsten. 
Seite 35 Zeile 7 lies: Zofingen, Baden anstatt Zofingen Baden. 
Seite 37 Zeile 22 lies : anderer Transport anstauen anstatt andern Trans- 
portanstalten. 
Seite 43 Zeile 13 lies: erbittertsten anstatt erbittersten. 
Seite 44 Zeile 22/23 lies: lediglich anstatt ledig lieh. 
Seite 44 Zeile 27/28 lies: Verkehr anstatt Ver kehr. 
Seite 45 Zeile 6 lies: Zugeständnissen anstatt Zugeständnisse. 
Seite 62 Zeile 20 lies: Anlagekapitalschuld anstatt Anlage-Kapital schuld. 
Seite 67 Zeile 20 lies: zu Gunsten anstatt zu gunsten. 
Seite 74 Zeilen 16, 26 und 29, Seite 75 Zeilen 15 und 19, und Seite 80 Zeile 32 
lies: J,-S. anstatt J. S.B. 
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